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HINWEISE FÜR DEN LESER 
 
 
 Die Resolutionen und Beschlüsse der Generalversammlung sind wie folgt gekennzeichnet: 

Ordentliche Tagungen 
 
 Bis zur dreißigsten ordentlichen Tagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Resolution und eine in Klammern gesetzte römische Zahl für die laufende Nummer 
der Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution 3363 (XXX)). Wurden mehrere Resolutionen unter derselben Nummer 
verabschiedet, so wurde jede von ihnen durch einen auf die arabische Zahl folgenden Großbuchstaben gekennzeichnet 
(z.B.: Resolution 3367 A (XXX), Resolutionen 3411 A und B (XXX), Resolutionen 3419 A bis D (XXX)). Beschlüsse 
wurden nicht nummeriert. 
 
 Als Teil des neuen Systems für die Kennzeichnung der Dokumente der Generalversammlung werden die 
Resolutionen und Beschlüsse seit der einunddreißigsten Tagung durch eine arabische Zahl für die laufende Nummer der 
Tagung und eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische Zahl für die laufende Nummer der Resolution 
innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution 31/1, Beschluss 31/301). Werden mehrere Resolutionen oder 
Beschlüsse unter derselben laufenden Nummer verabschiedet, so wird jede(r) durch einen an diese anschließenden 
Großbuchstaben gekennzeichnet (z.B.: Resolution 31/16 A, Resolutionen 31/6 A und B, Beschlüsse 31/406 A bis E). 
 

Sondertagungen 
 
 Bis zur siebenten Sondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische Zahl für 
die laufende Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern der Buchstabe "S" und eine römische Zahl für 
die laufende Nummer der Tagung folgten (z.B.: Resolution 3362 (S-VII)). Beschlüsse wurden nicht numeriert. 
 
 Seit der achten Sondertagung werden die Resolutionen und Beschlüsse durch den Buchstaben "S" und eine 
arabische Zahl für die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution S-8/1, 
Beschluss S-8/11). 
 

Notstandssondertagungen 
 
 Bis zur fünften Notstandssondertagung wurden die Resolutionen der Generalversammlung durch eine arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Resolution gekennzeichnet, der in Klammern die Buchstaben "ES" und eine römische 
Zahl für die laufende Nummer der Tagung folgten (z.B.: Resolution 2252 (ES-V)). Beschlüsse wurden nicht numeriert. 
 
 Seit der sechsten Notstandssondertagung werden Resolutionen und Beschlüsse durch die Buchstaben "ES" und eine 
arabische Zahl für die laufende Nummer der Tagung sowie eine weitere, durch einen Schrägstrich abgetrennte arabische 
Zahl für die laufende Nummer der Resolution innerhalb dieser Tagung gekennzeichnet (z.B.: Resolution ES-6/1, 
Beschluss ES-6/11). 
 
 In jeder der obengenannten Serien erfolgt die Nummerierung jeweils in der Reihenfolge der Verabschiedung. 
 

* 
 

*      * 
 
 Der vorliegende Band enthält die Resolutionen und Beschlüsse, die von der Generalversammlung in der Zeit vom 
25. Dezember 2001 bis 9. September 2002 verabschiedet wurden. Die von der Versammlung in der Zeit vom 
12. September bis 24. Dezember 2001 verabschiedeten Resolutionen finden sich in Band I. Band II enthält die von der 
Versammlung in diesem Zeitraum verabschiedeten Beschlüsse. 
 
 

* 
 

*      * 
 

BESONDERER HINWEIS FÜR DIE DEUTSCHE AUSGABE 
 
 Die Dokumente der Vereinten Nationen, die auf Grund von Resolution 3355 (XXIX) der Generalversammlung vom 
18. Dezember 1974 ab 1. Juli 1975 ins Deutsche zu übersetzen sind (alle Resolutionen der Generalversammlung, des 
Sicherheitsrats und des Wirtschafts- und Sozialrats sowie die sonstigen Beilagen zum Offiziellen Protokoll der 
Generalversammlung), werden bei Quellenangaben in Deutsch zitiert, auch wenn die Übersetzung noch nicht erschienen 
ist. Das Gleiche gilt für die schon vor dem 1. Juli 1975 verabschiedeten Resolutionen der genannten Organe. Die Titel 
anderer Quellenangaben werden zur Vereinfachung von Bestellungen nicht übersetzt. 
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RESOLUTION 56/210 B 

Verabschiedet auf der 107. Plenarsitzung am 9. Juli 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.81 und Add.1, 
eingebracht von: Andorra, Australien, Dänemark, ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien, Japan, Kanada, Kroatien, Mexiko, Neuseeland, 
Norwegen, Russische Föderation, Tschechische Republik, Türkei, Ukrai-
ne, Venezuela, Vereinigte Staaten von Amerika. 

56/210. Internationale Konferenz über Entwicklungs-
finanzierung 

B1 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/205 vom 
20. Dezember 1991, 48/187 vom 21. Dezember 1993, 50/93 
vom 20. Dezember 1995, 52/179 vom 18. Dezember 1997, 
53/173 vom 15. Dezember 1998, 54/196 vom 22. Dezember 
1999 und 55/213 vom 20. Dezember 2000 über die inter-
nationale zwischenstaatliche Prüfung auf hoher Ebene der 
Frage der Entwicklungsfinanzierung, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/245 A 
vom 21. März 2001 und 55/245 B vom 25. Juli 2001 über 
die Einberufung der Internationalen Konferenz über Ent-
wicklungsfinanzierung, in denen sie das Angebot Mexikos, 
die Konferenz auszurichten, annahm und beschloss, die 
Konferenz vom 18. bis 22. März 2002 in Monterrey (Mexi-
ko) abzuhalten, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 56/210 A vom 
21. Dezember 2001 über die Internationale Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung, in der sie betonte, wie wichtig es 
ist, die sachbezogene Behandlung des Punktes "Entwick-
lungsfinanzierung" fortzusetzen, 

 1. spricht der Regierung Mexikos ihren tief empfun-
denen Dank dafür aus, dass sie die Abhaltung der Internatio-
nalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung in Monter-
rey ermöglicht hat, sowie für die Unterstützung, die sie für 
die Konferenz zur Verfügung gestellt hat; 

 2. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Konferenz2; 

 3. macht sich den Konsens von Monterrey3 in der 
am 22. März 2002 von der Konferenz verabschiedeten Fas-
sung zu eigen; 

 4. betont, wie wichtig es ist, auf nationaler, regiona-
ler und internationaler Ebene voll engagiert zu bleiben, eine 
______________ 
1 Damit wird die Resolution 56/210 in Abschnitt IV des Offiziellen Pro-
tokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beila-
ge 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, zu 
Resolution 56/210 A. 
2 A/CONF.198/11. 
3 Abgedruckt in: Bericht der Internationalen Konferenz über Entwick-
lungsfinanzierung, Monterrey (Mexiko), 18. - 22. März 2002 (auszugs-
weise Übersetzung des Dokuments A/CONF.198/11 vom 22. Juni 
2002), Kap. I, Resolution 1, Anlage. 

angemessene Nachkontrolle der Umsetzung der auf der Kon-
ferenz erzielten Vereinbarungen und Zusagen sicherzustellen 
und im Rahmen der ganzheitlich angelegten Tagesordnung 
der Konferenz auch weiterhin zwischen den Entwicklungs-, 
Finanz- und Handelsorganisationen und -initiativen Brücken 
zu schlagen; 

 5. ersucht den Generalsekretär, in seinen in Ziffer 3 
ihrer Resolution 56/210 A angeforderten Bericht an die Ge-
neralversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
über die Ergebnisse der Konferenz die Maßnahmen und Vor-
schläge aufzunehmen, die er ergriffen beziehungsweise ab-
gegeben hat, um eine wirksame Sekretariatsunterstützung 
gemäß Ziffer 72 des Konsenses von Monterrey zu gewähr-
leisten, die auf den innovativen und partizipatorischen Mo-
dalitäten sowie den entsprechenden Koordinierungsvorkeh-
rungen aufbaut, die bei der Vorbereitung der Konferenz an-
gewandt wurden. 

RESOLUTION 56/258 

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.68/Rev.1, 
eingebracht von: Iran (Islamische Republik), Venezuela. 

56/258. Tagung der Generalversammlung über Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien im 
Dienste der Entwicklung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/2 vom 8. Sep-
tember 2000 "Millenniums-Erklärung der Vereinten Natio-
nen", insbesondere Ziffer 20 der Erklärung, auf die Minister-
erklärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Arbeits-
tagung 2000 des Wirtschafts- und Sozialrats4, die einver-
nehmlichen Schlussfolgerungen 2001/1 des Tagungsteils für 
Koordinierungsfragen der Arbeitstagung 2001 des Rates5 
und weitere einschlägige Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 56/183 vom 
21. Dezember 2001, in der sie es begrüßte, dass der Welt-
gipfel über die Informationsgesellschaft im Dezember 2003 
in Genf und im Dezember 2005 in Tunis abgehalten wird, 

 anerkennend, dass die Informations- und Kommunika-
tionstechnologien zu den maßgeblichen Faktoren für die 
Schaffung einer wissensbasierten Weltwirtschaft, die Be-
schleunigung des Wachstums, die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit, die Förderung einer nachhaltigen Entwick-
lung, die Beseitigung der Armut und die Erleichterung der 
wirksamen Einbindung aller Länder in die Weltwirtschaft 
gehören, 

______________ 
4 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzig-
ste Tagung, Beilage 3 (A/55/3/Rev.1), Kap. III, Ziffer 17. 
5 A/56/3, Kap. V, Ziffer 7. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offi-
zielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, 
Beilage 3. 
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 sowie anerkennend, dass die Revolution der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien Chancen und Her-
ausforderungen eröffnet und dass es dringend notwendig ist, 
die Haupthindernisse zu beseitigen, die sich der Teilhabe der 
Entwicklungsländer an dieser Revolution entgegenstellen, 
darunter die Defizite auf den Gebieten Infrastruktur, Bil-
dung, Kapazitätsaufbau, Investitionen und Vernetzung, 

 eingedenk dessen, dass die Marktkräfte und die Rolle 
des Privatsektors von grundlegender Bedeutung sind, dass 
sie jedoch allein nicht ausreichen, um die digitale Kluft zu 
überbrücken und digitale Chancen zu fördern, sowie in der 
Überzeugung, dass Partnerschaften zwischen Regierungen, 
multilateralen Entwicklungsinstitutionen, bilateralen Gebern, 
dem Privatsektor, der Zivilgesellschaft und anderen maßgeb-
lichen Interessengruppen eine Schlüsselrolle bei der Über-
brückung dieser Kluft spielen werden, 

 in der Überzeugung, dass das System der Vereinten 
Nationen eine Führungsrolle bei der Förderung von Syner-
gien und der Kohärenz aller Maßnahmen zur Steigerung der 
Wirkung der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien auf die Entwicklung übernehmen soll, 

 erfreut darüber, dass am 20. November 2001 die Ar-
beitsgruppe Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien eingerichtet wurde, und in der festen Überzeugung, 
dass der Arbeitsgruppe eine wichtige Rolle zukommen wird, 
wenn es gilt, die Informations- und Kommunikationstechno-
logien in den Dienst der Förderung der international verein-
barten Entwicklungsziele zu stellen, 

 sowie erfreut darüber, dass der Wirtschafts- und 
Sozialrat in seiner Resolution 2001/24 vom 26. Juli 2001 das 
Mandat der Allen Mitgliedstaaten offen stehenden Ad-hoc-
Arbeitsgruppe für Informatik bis zum 31. Dezember 2002 
verlängerte, 

 1. beschließt, während der sechsundfünfzigsten Ta-
gung der Generalversammlung eine aus drei Plenarsitzungen 
bestehende Tagung der Generalversammlung einzuberufen, 
die der Überbrückung der digitalen Kluft und der Förderung 
digitaler Chancen in der entstehenden Informationsgesell-
schaft gewidmet sein wird; die Tagung wird sich mit der 
digitalen Kluft im Kontext der Globalisierung und des Ent-
wicklungsprozesses befassen sowie die Kohärenz und die 
Synergien zwischen verschiedenen regionalen und interna-
tionalen Initiativen im Bereich der Informations- und Kom-
munikationstechnologie fördern, darunter unter anderem die 
Arbeitsgruppe Informations- und Kommunikationstechnolo-
gien und die Arbeitsgruppe Digitale Chancen; allen in 
Betracht kommenden Organisationen wird die Teilnahme 
nahe gelegt; 

 2. beschließt außerdem, dass parallel zu den Plenar-
sitzungen getrennte informelle Podiumsdiskussionen statt-
finden werden, an denen Vertreter nichtstaatlicher Organisa-
tionen, akademischer Kreise und der Privatwirtschaft teil-
nehmen werden; 

 3. betont, dass die Tagung so vorbereitet und orga-
nisiert wird, dass den Regierungen und allen maßgeblichen 
Partnern die Vorbereitungen für die beiden Phasen des Welt-
gipfels über die Informationsgesellschaft im Dezember 2003 
und im Dezember 2005 sowie die jeweiligen Vorbereitungs-
prozesse erleichtert werden; 

 4. ersucht den Präsidenten der Generalversamm-
lung, im Benehmen mit den Mitgliedstaaten Themenvor-
schläge für die informellen Podiumsdiskussionen zur Be-
handlung durch die Versammlung abzugeben; 

 5. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung 
außerdem, im Benehmen mit allen Mitgliedstaaten zur Be-
handlung durch die Versammlung Vorschläge zu den Ver-
tretern der nichtstaatlichen Organisationen, der akademi-
schen Kreise und der Privatwirtschaft abzugeben, die zur 
Teilnahme an den informellen Podiumsdiskussionen eingela-
den werden, unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
ausgewogenen geografischen Vertretung, einschlägiger 
Fachkenntnisse und der Notwendigkeit, die Sichtweise der 
Entwicklungsländer einzuholen; 

 6. ersucht den Generalsekretär, jede notwendige ad-
ministrative und organisatorische Unterstützung für die Vor-
bereitung der Tagung bereitzustellen; 

 7. beschließt, den Punkt "Informations- und Kom-
munikationstechnologien im Dienste der Entwicklung" in 
die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/259 

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.71, vorge-
legt vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/259. Zeitplan für die Plenarsitzungen und die Run-
den Tische der Sondertagung der Generalver-
sammlung über Kinder 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/26 vom 20. No-
vember 2000, in der sie beschloss, die Sondertagung der 
Generalversammlung zur Weiterverfolgung des Weltkinder-
gipfels für den 19. bis 21. September 2001 einzuberufen und 
sie als "Sondertagung über Kinder" zu bezeichnen, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 56/401 vom 
12. September 2001, mit dem sie beschloss, die Sonderta-
gung über Kinder auf ein von der Generalversammlung auf 
ihrer sechsundfünfzigsten Tagung zu beschließendes Datum 
zu verschieben, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 56/222 vom 
24. Dezember 2001, in der sie beschloss, die Sondertagung 
über Kinder vom 8. bis 10. Mai 2002 abzuhalten, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/276 vom 22. Juni 
2001, in der sie beschloss, 
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 a) dass die Sondertagung über Kinder drei interakti-
ve Runde Tische umfassen wird, 

 b) die in der Anlage zu Resolution 55/276 enthalte-
nen Regelungen für die Organisation zu billigen, 

 c) dass diese Regelungen keinen Präzedenzfall für 
andere Sondertagungen darstellen, 

 feststellend, dass Ziffer 12 des Beschlussentwurfs über 
die Regelungen für die Organisation der Sondertagung über 
Kinder, der der Generalversammlung vom Vorbereitungs-
ausschuss für die Sondertagung der Generalversammlung 
über Kinder zur Verabschiedung auf ihrer siebenundzwan-
zigsten Sondertagung empfohlen wurde6, vorsah, von Mitt-
woch, dem 19. September, bis Freitag, dem 21. September 
2001, täglich von 9 bis 13 Uhr und von 15 bis 19 Uhr sechs 
Plenarsitzungen abzuhalten, 

 sowie feststellend, dass sie in Ziffer 1 der Anlage zu 
Resolution 55/276 beschloss, die Runden Tische am Mitt-
woch, dem 19. September, von 15 bis 18.30 Uhr und am 
Donnerstag und Freitag, dem 20. und 21. September 2001, 
jeweils von 9.30 bis 13 Uhr abzuhalten, 

 beschließt, die Plenarsitzungen und die Runden Tische 
der Sondertagung der Generalversammlung über Kinder ent-
sprechend dem Zeitplan in der Anlage zu dieser Resolution 
abzuhalten. 

Anlage 

1. Die sechs Plenarsitzungen der Sondertagung der Gene-
ralversammlung über Kinder werden nach folgendem Zeit-
plan abgehalten: 

Mittwoch, 8. Mai 2002, von 9 bis 13 Uhr und von 
15 bis 19 Uhr 

Donnerstag, 9. Mai 2002, von 9 bis 13 Uhr und von 
15 bis 19 Uhr 

Freitag, 10. Mai 2002, von 9 bis 13 Uhr und von 15 bis 
19 Uhr. 

2. Die Runden Tische der Sondertagung über Kinder 
werden nach folgendem Zeitplan abgehalten: 

Runder Tisch 1: Mittwoch, 8. Mai 2002, von 15 bis 
18.30 Uhr 

Runder Tisch 2: Donnerstag, 9. Mai 2002, von 9.30 bis 
13 Uhr 

Runder Tisch 3: Freitag, 10. Mai 2002, von 9.30 bis 
13 Uhr. 

______________ 
6 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundzwanzigste 
Sondertagung, Beilage 2 (A/S-27/2), Kap. VI, Abschnitt B, Ziffer 25, 
Beschlussentwurf II. 

RESOLUTION 56/260 

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.69, auf 
Empfehlung des Wirtschafts- und Sozialrats. 

56/260. Mandat für die Aushandlung eines internatio-
nalen Rechtsinstruments gegen die Korruption 

 Die Generalversammlung, 

 besorgt über den Ernst der Probleme, die durch Kor-
ruption verursacht werden, welche die Stabilität und Sicher-
heit der Gesellschaften gefährden, die demokratischen und 
ethischen Wertvorstellungen untergraben und die soziale, 
wirtschaftliche und politische Entwicklung aufs Spiel setzen 
kann, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 51/59 vom 12. De-
zember 1996, mit der sie den Internationalen Verhaltensko-
dex für Amtsträger verabschiedet und ihn den Mitgliedstaa-
ten als Leitlinie in ihrem Kampf gegen die Korruption emp-
fohlen hat, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/191 vom 
16. Dezember 1996, mit der sie die Erklärung der Vereinten 
Nationen gegen Korruption und Bestechung bei internatio-
nalen Handelsgeschäften verabschiedet hat, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 55/61 vom 
4. Dezember 2000, in der sie einen Ad-hoc-Ausschuss für 
die Aushandlung eines wirksamen internationalen Rechts-
instruments gegen die Korruption eingesetzt und den Gene-
ralsekretär ersucht hat, eine zwischenstaatliche, allen Mit-
gliedstaaten offen stehende Sachverständigengruppe einzu-
setzen, die einen Entwurf eines Mandats für die Aushand-
lung eines solchen Rechtsinstruments prüfen und ausarbeiten 
soll, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/188 vom 20. De-
zember 2000, in der sie die mit Resolution 55/61 eingesetzte 
Zwischenstaatliche, allen Mitgliedstaaten offen stehende 
Sachverständigengruppe zur Ausarbeitung des Entwurfs ei-
nes Mandats für die Aushandlung eines internationalen 
Rechtsinstruments gegen die Korruption gebeten hat, die 
Frage der illegal transferierten Gelder und der Rückführung 
solcher Gelder in ihre Ursprungsländer zu prüfen, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 2001/13 des 
Wirtschafts- und Sozialrats vom 24. Juli 2001 "Verstärkung 
der internationalen Zusammenarbeit zur Verhütung und Be-
kämpfung des Transfers von Geldern illegalen Ursprungs, 
die aus Korruptionshandlungen stammen, einschließlich der 
Geldwäsche, und zur Rückführung solcher Gelder", 

 erneut darauf hinweisend, dass ein umfassendes und 
wirksames internationales Rechtsinstrument gegen die Kor-
ruption erarbeitet werden muss, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über bestehende internationale Rechtsinstrumente, Emp-



I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss 
 

 5 

fehlungen und sonstige Dokumente zur Bekämpfung der 
Korruption7, der der Kommission für Verbrechensverhütung 
und Strafrechtspflege auf ihrer zehnten Tagung und vor der 
Tagung der Zwischenstaatlichen, allen Mitgliedstaaten offen 
stehenden Sachverständigengruppe vorgelegt wurde, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht, den 
die Zwischenstaatliche, allen Mitgliedstaaten offen stehende 
Sachverständigengruppe zur Ausarbeitung des Entwurfs 
eines Mandats für die Aushandlung eines internationalen 
Rechtsinstruments gegen die Korruption, die vom 30. Juli 
bis 3. August 2001 in Wien tagte8, erstellt hat und den sich 
die Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechts-
pflege auf ihrer wiederaufgenommenen zehnten Tagung so-
wie der Wirtschafts- und Sozialrat zu eigen gemacht haben; 

 2. beschließt, dass der mit der Resolution 55/61 der 
Generalversammlung eingesetzte Ad-hoc-Ausschuss für die 
Aushandlung eines Übereinkommens gegen Korruption ein 
umfassendes und wirksames Übereinkommen aushandeln 
wird, das bis zur endgültigen Festlegung des Titels als 
"Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption" 
bezeichnet wird; 

 3. ersucht den Ad-Hoc-Ausschuss, bei der Erarbei-
tung des Entwurfs des Übereinkommens einen umfassenden, 
disziplinübergreifenden Ansatz zu verfolgen und unter an-
derem die folgenden Bestandteile zu behandeln: Begriffsbe-
stimmungen, Geltungsbereich, Schutz der Souveränität, Prä-
ventivmaßnahmen, Kriminalisierung, Sanktionen und 
Rechtsmittel, Einziehung und Beschlagnahme, Gerichtsbar-
keit, Haftung juristischer Personen, Zeugen- und Opfer-
schutz, Förderung und Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit, Verhütung und Bekämpfung des Transfers von 
Geldern illegalen Ursprungs, die aus Korruptionshandlungen 
einschließlich Geldwäsche stammen, und Rückführung sol-
cher Gelder, technische Hilfe, Sammlung, Austausch und 
Analyse von Informationen und Mechanismen für die Über-
wachung der Durchführung; 

 4. bittet den Ad-hoc-Ausschuss, bei der Wahrneh-
mung seiner Aufgaben den Bericht der Zwischenstaatlichen, 
allen Mitgliedstaaten offen stehenden Sachverständigen-
gruppe, den Bericht des Generalsekretärs sowie die einschlä-
gigen Teile des Berichts der Kommission für Verbrechens-
verhütung und Strafrechtspflege auf ihrer zehnten Tagung9 
und insbesondere die Ziffer 1 der Resolution 2001/13 des 
Wirtschafts- und Sozialrats als Quellen heranzuziehen; 

 5. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, die bestehenden 
internationalen Rechtsinstrumente gegen die Korruption 
und, falls anwendbar, das Übereinkommen der Vereinten Na-

______________ 
7 E/CN.15/2001/3 und Corr.1. 
8 A/AC.260/2 und Corr.1. 
9 Official Records of the Economic and Social Council, 2001, Supple-
ment No. 10 (E/2001/30/Rev.1). 

tionen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität10 zu berücksichtigen; 

 6. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss nach Be-
darf in den Jahren 2002 und 2003 nach Wien einberufen 
wird und jedes Jahr wenigstens drei zweiwöchige Tagungen 
im Rahmen der für den Programmhaushaltsplan für den 
Zweijahreszeitraum 2002-2003 bewilligten Gesamtmittel 
nach einem von seinem Präsidium aufzustellenden Zeitplan 
abhalten wird, und ersucht den Ausschuss, seine Arbeit bis 
Ende 2003 abzuschließen; 

 7. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss 
sein Präsidium selbst wählt und dass dieses aus jeweils zwei 
Vertretern der fünf Regionalgruppen besteht; 

 8. bittet die Geberländer, den Vereinten Nationen da-
bei behilflich zu sein, die volle und wirksame Teilnahme der 
Entwicklungsländer, insbesondere der am wenigsten ent-
wickelten Länder, an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses 
sicherzustellen, vor allem durch die Übernahme von Reise- 
und Aufenthaltskosten; 

 9. fordert die Staaten nachdrücklich auf, in vollem 
Umfang an der Aushandlung des Übereinkommens mitzu-
wirken und sich im Hinblick auf ihre Vertretung um Kon-
tinuität zu bemühen; 

 10. bittet den Ad-hoc-Ausschuss, im Einklang mit 
den Regeln der Vereinten Nationen und gemäß der vom Ad-
hoc-Ausschuss für die Ausarbeitung eines Übereinkommens 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
aufgestellten Praxis die Beiträge nichtstaatlicher Organisa-
tionen und der Zivilgesellschaft zu berücksichtigen; 

 11. nimmt mit Dank das Angebot der Regierung Ar-
gentiniens an, vor der ersten Tagung des Ad-hoc-Ausschus-
ses ein informelles Vorbereitungstreffen auszurichten; 

 12. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Kommission 
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf ihrer 
elften Tagung 2002 und ihrer zwölften Tagung 2003 jeweils 
einen Bericht über die Fortschritte vorzulegen, die er bei 
seiner Arbeit erzielt hat; 

 13. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Aus-
schuss die erforderlichen Einrichtungen und Ressourcen zur 
Unterstützung seiner Arbeit zur Verfügung zu stellen. 

RESOLUTION 56/261 

Verabschiedet auf der 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.70, auf 
Empfehlung des Wirtschafts- und Sozialrats. 

______________ 
10 Resolution 55/25, Anlage I. 
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56/261. Aktionspläne zur Umsetzung der Wiener Er-
klärung über Verbrechen und Gerechtigkeit: 
Bewältigung der Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/59 vom 4. De-
zember 2000, mit der sie sich die vom Zehnten Kongress der 
Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Be-
handlung Straffälliger verabschiedete "Wiener Erklärung 
über Verbrechen und Gerechtigkeit: Bewältigung der Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts" zu eigen machte, 

 feststellend, dass der Zehnte Kongress die Kommission 
für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in Ziffer 29 
der Wiener Erklärung bat, konkrete Maßnahmen zur Umset-
zung und Weiterverfolgung der mit dieser Erklärung einge-
gangenen Verpflichtungen auszuarbeiten, 

 unter Hinweis darauf, dass sie in ihrer Resolution 55/60 
vom 4. Dezember 2000 die Regierungen nachdrücklich auf-
forderte, sich bei ihren Anstrengungen zur Verbrechensver-
hütung und -bekämpfung von den Ergebnissen des Zehnten 
Kongresses leiten zu lassen, und den Generalsekretär ersuch-
te, im Benehmen mit den Mitgliedstaaten Entwürfe von Ak-
tionsplänen zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in der 
Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen zur Be-
handlung und Beschlussfassung durch die Kommission für 
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege auf ihrer zehn-
ten Tagung auszuarbeiten, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von den Aktionsplänen 
zur Umsetzung der Wiener Erklärung über Verbrechen und 
Gerechtigkeit: Bewältigung der Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts11, die in der Anlage zu dieser Resolution 
enthalten sind; 

 2. nimmt mit Dank Kenntnis von der Arbeit der 
Kommission für Verbrechensverhütung und Strafrechtspfle-
ge auf ihrer neunten und zehnten Tagung betreffend die Vor-
bereitung der Aktionspläne zur Verwirklichung der Wiener 
Erklärung; 

 3. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass 
die Aktionspläne möglichst weite Verbreitung erhalten; 

 4. bittet die Regierungen, die Aktionspläne sorgfäl-
tig zu prüfen und sich gegebenenfalls von ihnen leiten zu 
lassen, wenn sie darangehen, Rechtsvorschriften, Politiken 
und Programme auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung 
und der Strafrechtspflege auszuarbeiten, mit dem Ziel, die in 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen umzu-
setzen und weiterzuverfolgen; 

 5. bittet den Generalsekretär, in enger Zusammenar-
beit mit den in Betracht kommenden zwischenstaatlichen 
und nichtstaatlichen Organisationen die Aktionspläne sorg-
fältig zu prüfen und gegebenenfalls umzusetzen und sie als 
______________ 
11 Resolution 55/59, Anlage. 

Leitlinien für die Ausarbeitung von Politiken und Program-
men auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der 
Strafrechtspflege zu benutzen, im Einklang mit den mittel-
fristigen Plänen und den Programmhaushalten und im Rah-
men der verfügbaren Mittel; 

 6. bittet das Sekretariat, mit den Instituten, die dem 
Netzwerk des Programms der Vereinten Nationen für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege angehören, ihren 
möglichen Beitrag zur Umsetzung der Aktionspläne zu erör-
tern, koordiniert durch die Kommission für Verbrechensver-
hütung und Strafrechtspflege; 

 7.  bittet die Mitgliedstaaten und die regionalen und 
internationalen Institutionen, namentlich die Finanzinstitu-
tionen, das Programm durch nachhaltige Finanzierung und 
andere technische Unterstützungstätigkeiten weiter zu stär-
ken, um den interessierten Staaten gegebenenfalls Hilfe auf 
dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechts-
pflege zu gewähren; 

 8. bittet die Kommission für Verbrechensverhütung 
und Strafrechtspflege, die Umsetzung der Aktionspläne wei-
terzuverfolgen und gegebenenfalls Empfehlungen dazu ab-
zugeben. 

Anlage 

Aktionspläne zur Umsetzung der Wiener Erklärung  
über Verbrechen und Gerechtigkeit: Bewältigung der 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 

I. Maßnahmen gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität 

1. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in den Zif-
fern 5, 6, 7 und 10 der Wiener Erklärung über Verbrechen 
und Gerechtigkeit: Bewältigung der Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts eingegangenen Verpflichtungen und zur 
Erleichterung der Unterzeichnung, der Ratifikation, des In-
krafttretens und der stufenweisen Durchführung des Über-
einkommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität und der dazugehörigen 
Protokolle12 werden die nachstehenden konkreten Maßnah-
men empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

2. Staaten, die das Übereinkommen und die dazugehöri-
gen Protokolle noch nicht unterzeichnet haben, sollten dies 
so bald wie möglich tun, und Staaten, die diese Übereinkünf-
te unterzeichnet haben, sollten alle Anstrengungen unter-
nehmen, um sie so bald wie möglich zu ratifizieren. Jeder 
Staat wird für die wirksame Durchführung des Überein-
kommens und der dazugehörigen Protokolle Prioritäten set-
zen und so angemessen und zügig wie möglich vorgehen, bis 
alle Bestimmungen aller dieser Übereinkünfte voll in Kraft 
sind und angewandt werden. Die Staaten werden einzeln und 

______________ 
12 Resolution 55/25, Anlagen I bis III. 
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gemeinsam bestrebt sein, soweit angezeigt die folgenden 
Maßnahmen zu unterstützen: 

 a) Rechtsvorschriften ausarbeiten, mit denen Sank-
tionen, Ermittlungsbefugnisse und Strafverfahren festgelegt 
oder verstärkt und andere Angelegenheiten geregelt werden; 

 b) durch die Stärkung der Verbrechensverhütungs- 
und Strafjustizsysteme Kapazitäten aufbauen, so auch zum 
Zweck der Zusammenarbeit, und Stellen schaffen oder aus-
bauen, die für die Verhütung, Aufdeckung und Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität verantwortlich sind; 

 c) Schulungsprogramme für Richter, Staatsanwälte, 
Strafverfolgungspersonal und andere Personen oder Stellen, 
die für die Verhütung, Aufdeckung und Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität verant-
wortlich sind, einrichten oder verbessern; 

 d) Informationen und analytische Fachkenntnisse 
über Methoden und Tätigkeiten sowie allgemeine Trends auf 
dem Gebiet der organisierten Kriminalität sowie über die 
Identität, den Aufenthalt und die Tätigkeiten bestimmter 
Personen oder Gruppen, die der Beteiligung an organisierter 
Kriminalität verdächtigt werden, erschließen und austau-
schen, soweit dies mit dem innerstaatlichen Recht und inter-
nationalen Übereinkünften oder anderen Abmachungen ver-
einbar ist; 

 e) wirksame Verbrechensbekämpfungsstrategien all-
gemein fördern. 

3. Die Staaten werden außerdem bestrebt sein, soweit 
angezeigt, 

 a) das Zentrum für internationale Verbrechensverhü-
tung des Sekretariats-Büros für Drogenkontrolle und Verbre-
chensverhütung bei seinen Bemühungen zu unterstützen, die 
Ratifikation des Übereinkommens und der dazugehörigen 
Protokolle durch Regionalseminare zu fördern und den Un-
terzeichnerstaaten durch finanzielle Beiträge, Bereitstellung 
von Sachverstand und/oder auf andere Weise vor und nach 
der Ratifikation Unterstützung zu gewähren; 

 b) die Gesamthöhe ihrer außerplanmäßigen Beiträge 
auf nachhaltige Weise anzuheben und den Geberpool des 
Zentrums zu stärken und zu vergrößern, um sicherzustellen, 
dass für die Projekte zur Unterstützung des Übereinkom-
mens und der dazugehörigen Protokolle sowie für andere 
Projekte und Programme angemessene materielle und tech-
nische Ressourcen zur Verfügung stehen; 

 c) die internationale Zusammenarbeit zu verstärken, 
um ein günstiges Umfeld für den Kampf gegen die organi-
sierte Kriminalität, die Förderung von Wachstum und nach-
haltiger Entwicklung und die Beseitigung von Armut und 
Arbeitslosigkeit zu schaffen. 

B. Internationale Maßnahmen 

4. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-

nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Seminare auf hoher Ebene veranstalten, um das 
Übereinkommen und die dazugehörigen Protokolle bei Staa-
ten, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen 
und sonstigen maßgeblichen Gruppen oder Personen besser 
bekannt zu machen; 

 b) den Staaten auf Antrag bei der Ausarbeitung von 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften behilflich sein und son-
stigen Sachverstand oder technische Zusammenarbeit bereit-
stellen, um die Ratifikation und Anwendung der Überein-
künfte zu erleichtern; 

 c) den Staaten auf Antrag bei der Einrichtung oder 
Verstärkung bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit 
in den unter das Übereinkommen fallenden Bereichen be-
hilflich sein, insbesondere denjenigen, die den Einsatz mo-
derner Kommunikationstechnologien erfordern; 

 d) im Benehmen mit interessierten Staaten regelmä-
ßig Daten über die grenzüberschreitende organisierte Krimi-
nalität erheben und analysieren; 

 e) im Benehmen mit interessierten Staaten eine Da-
tenbank führen, die eine umfassendere, gründliche Analyse 
und Kartierung von Mustern und Trends der Strategien und 
Tätigkeiten organisierter krimineller Gruppen sowie der be-
sten Verfahrensweisen zur Bekämpfung der grenzüberschrei-
tenden organisierten Kriminalität ermöglicht; 

 f) eine Datenbank der einschlägigen einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften führen; 

 g) den Ad-hoc-Ausschuss für die Ausarbeitung eines 
Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität bei der Ausarbeitung von Regeln und 
Verfahren für die Konferenz der Vertragsparteien des Über-
einkommens unterstützen; 

 h) Sekretariats- und allgemeine Unterstützung für 
die Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens 
zur Verfügung stellen. 

II. Maßnahmen gegen die Korruption 

5. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 16 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, ein 
wirksames internationales Übereinkommen gegen Korrup-
tion auszuarbeiten und andere Maßnahmen und Programme 
zur Verhütung und Bekämpfung der Korruption auszuarbei-
ten und durchzuführen, werden die nachstehenden konkreten 
Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

6. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) an den Tagungen des nach Resolution 55/61 der 
Generalversammlung vom 4. Dezember 2000 eingesetzten 
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Ad-hoc-Ausschusses für die Aushandlung eines Überein-
kommens gegen Korruption umfassend mitwirken; 

 b) die volle und wirksame Teilnahme der Entwick-
lungsländer, insbesondere der am wenigsten entwickelten 
Länder, an den Beratungen des Ad-hoc-Ausschusses fördern; 
dies kann durch die Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel 
für das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
geschehen; 

 c) die Fertigstellung des künftigen Übereinkommens 
der Vereinten Nationen gegen Korruption bis Ende 2003 
anstreben, unter Berücksichtigung der bestehenden Rechts-
instrumente gegen die Korruption und, wo dies in Betracht 
kommt, des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende Kriminalität; 

 d) gegebenenfalls mit der Ausarbeitung innerstaatli-
cher Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und anderer Maßnahmen 
beginnen, um die Ratifikation und wirksame Durchführung 
des künftigen Übereinkommens der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption zu erleichtern, einschließlich innerstaatlicher 
Maßnahmen gegen die Korruption sowie auch Maßnahmen, 
die die wirksame Zusammenarbeit mit anderen Staaten un-
terstützen. 

7. Die Staaten werden bestrebt sein, die innerstaatliche 
Korruption soweit angezeigt durch folgende Maßnahmen zu 
bekämpfen: 

 a) die Arten, Ursachen, Auswirkungen und Kosten 
der innerstaatlichen Korruption bewerten; 

 b) gestützt auf die breite Mitwirkung staatlicher und 
zivilgesellschaftlicher Interessengruppen nationale Strategi-
en und Aktionspläne gegen die Korruption ausarbeiten; 

 c) angemessene innerstaatliche Straftatbestände, Er-
mittlungsbefugnisse und Strafverfahren für den Umgang mit 
Korruption und damit zusammenhängenden Problemen bei-
behalten oder schaffen; 

 d) die Systeme und Institutionen einer guten Staats-
führung, insbesondere die Institutionen der Strafrechtspfle-
ge, stärken, um eine größere Unabhängigkeit von korrumpie-
renden Einflüssen und stärkere Widerstandskraft dagegen 
herbeizuführen und/oder zu gewährleisten; 

 e) Institutionen und Strukturen schaffen oder erhal-
ten, die für Transparenz und öffentliche Rechenschaftspflicht 
in der Regierung, in der Privatwirtschaft und in anderen so-
zialen und wirtschaftlichen Schlüsselbereichen sorgen; 

 f) Sachverstand auf dem Gebiet von Antikorrup-
tionsmaßnahmen entwickeln und Amtsträger über das Wesen 
und die Folgen der Korruption und über wirksame Bekämp-
fungsmöglichkeiten aufklären und fortbilden. 

8. Die Staaten werden bestrebt sein, die grenzüberschrei-
tende Korruption soweit angezeigt durch folgende Maßnah-
men zu bekämpfen: 

 a) bestehende internationale Rechtsinstrumente ge-
gen die Korruption je nach Bedarf unterzeichnen, ratifizieren 
und anwenden; 

 b) die internationalen Antikorruptionsmaßnahmen 
und -empfehlungen auf nationaler Ebene in Übereinstim-
mung mit dem innerstaatlichen Recht in geeigneter Weise 
weiterverfolgen; 

 c) innerstaatliche Kapazitäten für internationale Zu-
sammenarbeit in Antikorruptionsfragen aufbauen und ver-
bessern, namentlich durch die Auseinandersetzung mit der 
Frage der Rückführung der aus der Korruption stammenden 
Erträge; 

 d) die in Betracht kommenden Regierungsstellen 
oder Ministerien, wie Justizministerien, Innenministerien, 
Außenministerien und Ministerien für Entwicklungszusam-
menarbeit, für den Ernst der Probleme der grenzüberschrei-
tenden Korruption und für die Notwendigkeit sensibilisieren, 
wirksame Gegenmaßnahmen zu unterstützen; 

 e) anderen Staaten materielle, technische oder son-
stige Unterstützung für Antikorruptionsprogramme gewäh-
ren, sowohl unmittelbar als auch in Form finanzieller Unter-
stützung für das weltweite Programm gegen die Korruption; 

 f) die Möglichkeiten für die Übertragung und Ver-
schleierung von Korruptionserträgen verringern und Maß-
nahmen ergreifen, um die Frage der Rückführung solcher 
Erträge in die Ursprungsländer zu regeln; dazu kann unter 
anderem gehören, dass die Durchführung von Maßnahmen 
gegen die Geldwäsche gemäß dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität und anderen internationalen Übereinkünften 
sichergestellt wird und dass neue Maßnahmen ausgearbeitet 
und durchgeführt werden. 

B. Internationale Maßnahmen 

9. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) dem Ad-hoc-Ausschuss für die Aushandlung ei-
nes Übereinkommens gegen Korruption im Verlauf seiner 
Arbeit Sachverstand und umfassende Sekretariatsdienste zur 
Verfügung stellen; 

 b) mit Hilfe der Mitgliedstaaten die volle und wirk-
same Teilnahme der Entwicklungsländer, insbesondere der 
am wenigsten entwickelten Länder, an der Arbeit des Ad-
hoc-Ausschusses sicherstellen, namentlich durch die Über-
nahme ihrer Reise- und Aufenthaltskosten; 

 c) den Staaten auf Antrag technische Zusammenar-
beit gewähren, um die Ratifikation und Durchführung des 
künftigen Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
Korruption zu erleichtern; 
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 d) die Staaten bei der Herstellung oder Verstärkung 
bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit in den von 
dem künftigen Übereinkommen der Vereinten Nationen ge-
gen Korruption zu erfassenden Bereichen unterstützen; 

 e) eine Datenbank vorhandener einzelstaatlicher Be-
standsaufnahmen der Korruption in einem standardisierten 
Format führen und ein Repertorium bester Verfahrensweisen 
gegen die Korruption zusammenstellen; 

 f) den Austausch von Erfahrungen und Sachver-
stand zwischen den Staaten erleichtern; 

 g) das Handbuch praktischer Maßnahmen gegen die 
Korruption13 überarbeiten und aktualisieren; 

 h) Projekte der technischen Zusammenarbeit zur 
Verhütung und Bekämpfung der Korruption entwickeln, um 
die Staaten auf Antrag bei der Durchführung solcher Projek-
te im Rahmen des weltweiten Programms gegen die Korrup-
tion zu unterstützen. 

III. Maßnahmen gegen den Menschenhandel 

10. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 14 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, zur 
Ergreifung unverzüglicher und wirksamer Maßnahmen zur 
Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels, insbe-
sondere des Frauen- und Kinderhandels, und zur Förderung 
der diesbezüglichen Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
werden die nachstehenden konkreten Maßnahmen empfoh-
len. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

11. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) Informationen und analytische Fachkenntnisse 
über Art und Ausmaß innerstaatlicher und regionaler Aktivi-
täten auf dem Gebiet des Menschenhandels sowie über Iden-
tität, Mittel und Methoden bekannter Menschenhändler oder 
Menschenhandelsorganisationen erschließen und austau-
schen, soweit dies mit dem innerstaatlichen Recht und mit 
internationalen Übereinkünften und Abmachungen vereinbar 
ist; 

 b) wirksame Gesetze und Verfahren zur Verhütung 
und Bestrafung des Menschenhandels und wirksame Maß-
nahmen zur Unterstützung und zum Schutz von Opfern und 
Zeugen beschließen und gegebenenfalls verstärken; 

 c) die Durchführung von Maßnahmen erwägen, die 
den Schutz, die körperliche und psychologische Genesung 
und die soziale Rehabilitation von Opfern des Menschen-
handels sicherstellen; 

______________ 
13 International Review of Criminal Policy, Nr. 41 und 42 (Veröf-
fentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.93.IV.4). 

 d) nationale und internationale nichtstaatliche Orga-
nisationen und gegebenenfalls andere Organisationen und 
Teile der Zivilgesellschaft in mit dem Menschenhandel zu-
sammenhängenden Angelegenheiten unterstützen und mit 
ihnen zusammenarbeiten; 

 e) die Wirksamkeit innerstaatlicher Maßnahmen ge-
gen den Menschenhandel überprüfen und bewerten und die 
Bereitstellung solcher Informationen für Vergleiche und For-
schungsarbeiten mit dem Ziel der Ausarbeitung wirksamerer 
Gegenmaßnahmen erwägen; 

 f) öffentliche Informationen über den Menschenhan-
del aufbereiten und verbreiten, um potenzielle Opfer aufzu-
klären; 

 g) die Kapazität für internationale Zusammenarbeit 
verstärken, um Maßnahmen gegen den Menschenhandel aus-
zuarbeiten und durchzuführen; 

 h) die Entrichtung freiwilliger Beiträge erwägen, um 
die Durchführung des weltweiten Programms gegen den 
Menschenhandel zu unterstützen; 

 i) umfangreichere Ressourcen bereitstellen, um die 
Ausarbeitung und Umsetzung nationaler und regionaler Stra-
tegien gegen den Menschenhandel zu unterstützen. 

B. Internationale Maßnahmen 

12. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Projekte der technischen Zusammenarbeit zur 
Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum 
Schutz der Opfer und Zeugen ausarbeiten, um die Staaten 
auf Antrag bei der Durchführung solcher Projekte im Rah-
men des weltweiten Programms gegen den Menschenhandel 
zu unterstützen; 

 b) in Zusammenarbeit mit dem Interregionalen For-
schungsinstitut der Vereinten Nationen für Kriminalität und 
Rechtspflege eine weltweite Datenbank führen, die Informa-
tionen über Art und Ausmaß des Menschenhandels und über 
beste Verfahrensweisen zu seiner Verhütung und Bekämp-
fung enthält; 

 c) Instrumente entwickeln, um die Wirksamkeit der 
Maßnahmen gegen den Menschenhandel zu bewerten. 

IV. Maßnahmen gegen die Schleusung von Migranten 

13. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 14 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, zur 
Ergreifung unverzüglicher und wirksamer Maßnahmen zur 
Verhütung und Bekämpfung der Schleusung von Migranten 
und zur Förderung der diesbezüglichen Zusammenarbeit 
zwischen den Staaten werden die nachstehenden konkreten 
Maßnahmen empfohlen. 
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A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

14. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) Informationen und analytische Fachkenntnisse 
über Art und Ausmaß innerstaatlicher und regionaler Aktivi-
täten auf dem Gebiet der Schleusung von Migranten sowie 
über Identität, Mittel und Methoden bekannter Schleuser 
oder Schleuserorganisationen erschließen und austauschen, 
soweit dies mit dem innerstaatlichen Recht und internationa-
len Übereinkünften und Abmachungen vereinbar ist; 

 b) wirksame Gesetze zur Verhütung und Bestrafung 
der Schleusung von Migranten sowie Maßnahmen zur Un-
terstützung und zum Schutz der Rechte der geschleusten 
Migranten und der Zeugen in Schleusungsfällen beschließen 
und gegebenenfalls verstärken, in Übereinstimmung mit dem 
Protokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem 
Land-, Luft- und Seeweg, in Ergänzung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreiten-
de organisierte Kriminalität14; 

 c) Maßnahmen durchführen, um die Grundrechte ge-
schleuster Migranten und, im Rahmen ihrer Mittel, die 
Grundrechte von Zeugen in Schleusungsfällen zu schützen, 
sie vor Gewalt zu schützen und in Fällen, in denen während 
der Schleusung das Leben, die Sicherheit oder die Men-
schenwürde der Migranten gefährdet werden, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen; 

 d) nationale und internationale nichtstaatliche Orga-
nisationen und gegebenenfalls andere Organisationen und 
Teile der Zivilgesellschaft in mit der Schleusung von Mi-
granten zusammenhängenden Angelegenheiten unterstützen 
und mit ihnen zusammenarbeiten; 

 e) die Wirksamkeit innerstaatlicher Maßnahmen ge-
gen die Schleusung von Migranten überprüfen und bewerten 
und die Bereitstellung solcher Informationen für Vergleiche 
und Forschungsarbeiten mit dem Ziel der Ausarbeitung 
wirksamerer Maßnahmen erwägen; 

 f) öffentliche Informationen über die Schleusung 
von Migranten erschließen und verbreiten, um Amtsträger, 
die Öffentlichkeit und potenzielle Migranten über die wahre 
Natur der Schleusung aufzuklären, namentlich über die Be-
teiligung organisierter krimineller Gruppen und über die 
Risiken, denen geschleuste Migranten ausgesetzt sind; 

 g) die Kapazität für internationale Zusammenarbeit 
verstärken, um Maßnahmen gegen die Schleusung von Mi-
granten auszuarbeiten und durchzuführen. 

B. Internationale Maßnahmen 

15. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
______________ 
14 Resolution 55/25, Anlage III. 

nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution Projekte der technischen 
Zusammenarbeit zur Verhütung und Bekämpfung der 
Schleusung von Migranten ausarbeiten, die gleichzeitig die 
Rechte der geschleusten Migranten schützen, um die Staaten 
auf Antrag bei der Durchführung solcher Projekte zu unter-
stützen. 

V. Maßnahmen gegen die unerlaubte Herstellung von 
Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kompo-
nenten und Munition und gegen den unerlaubten 
Handel damit 

16. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 15 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen und 
zur Ergreifung der geeigneten unverzüglichen und wirksa-
men Maßnahmen, um die Häufigkeit der unerlaubten Her-
stellung von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten und Munition und des unerlaubten Handels damit 
sowie der damit zusammenhängenden kriminellen Aktivitä-
ten zu verringern, im Einklang mit den Bestimmungen des 
Protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von Schusswaf-
fen, dazugehörigen Teilen und Komponenten und Munition 
und gegen den unerlaubten Handel damit, in Ergänzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität15, werden die nach-
stehenden konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

17. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) innerstaatliche Rechtsvorschriften und Verfahren, 
insbesondere Verfahren im Hinblick auf Straftaten und Ver-
fahren für die Einziehung, die Beschlagnahme, den Verfall 
und die Beseitigung von Schusswaffen, den dazugehörigen 
Teilen und Komponenten und Munition, beschließen und 
verstärken; 

 b) Vorschriften anwenden, welche das Führen von 
Unterlagen über Schusswaffen, die Kennzeichnung von 
Schusswaffen und die Deaktivierung von Schusswaffen ver-
langen; 

 c) wirksame Systeme für die Erteilung von Lizenzen 
oder Genehmigungen für die Einfuhr, Ausfuhr und Durch-
fuhr von Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kompo-
nenten und Munition schaffen oder beibehalten; 

 d) geeignete rechtliche und administrative Maßnah-
men ergreifen mit dem Ziel, den Verlust, den Diebstahl oder 
die Abzweigung von Schusswaffen zu verhüten, für den 
Austausch sachdienlicher Informationen in Bezug auf 
Schusswaffen und zur Zusammenarbeit auf bilateraler, re-
gionaler und internationaler Ebene, so auch durch Informa-
tionsaustausch und technische Hilfe; 

______________ 
15 Resolution 55/255, Anlage. 
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 e) die Schaffung eines wirksamen ordnungspoliti-
schen Rahmens für die Tätigkeiten der Zwischenhändler bei 
der Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Schusswaffen er-
wägen. 

B. Internationale Maßnahmen 

18. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Projekte der technischen Zusammenarbeit zur 
Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten 
Handels mit Schusswaffen, dazugehörigen Teilen und Kom-
ponenten und Munition und damit zusammenhängenden Tä-
tigkeiten ausarbeiten, um Staaten, die dies beantragen, ins-
besondere die Entwicklungs- und Übergangsländer, bei der 
Durchführung solcher Projekte zu unterstützen; 

 b) eine weltweite Datenbank einrichten und führen, 
die die bestehenden nationalen und regionalen Schusswaf-
fenvorschriften und die damit zusammenhängenden Prakti-
ken der Rechtsdurchsetzung sowie die besten Verfahrens-
weisen im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Schusswaf-
fenkontrolle enthält. 

VI. Maßnahmen gegen die Geldwäsche 

19. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 17 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen und 
zur Ausarbeitung, Verabschiedung und Anwendung wirksa-
mer innerstaatlicher Gesetze, Vorschriften und Verwaltungs-
maßnahmen, durch die in Zusammenarbeit mit anderen Staa-
ten die innerstaatliche und grenzüberschreitende Geldwäsche 
verhütet, aufgedeckt und bekämpft werden soll, im Einklang 
mit den einschlägigen internationalen Rechtsinstrumenten, 
insbesondere dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, 
und in Anlehnung an die entsprechenden Initiativen regiona-
ler, interregionaler und multilateraler Organisationen gegen 
Geldwäsche, werden die nachstehenden konkreten Maß-
nahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

20. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) umfassende Maßnahmen für ein wirksames Vor-
gehen gegen das Problem der Geldwäsche in all seinen 
Aspekten beschließen, unter Beteiligung aller zuständigen 
Ministerien, Regierungsstellen und Behörden und im Be-
nehmen mit Vertretern des Finanzsektors; 

 b) Anstrengungen unternehmen, um im Einklang mit 
Artikel 6 des Übereinkommens der Vereinten Nationen ge-
gen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität si-
cherzustellen, dass ihr innerstaatliches Recht die Tätigkeiten 
und Methoden, mit denen Erträge aus Straftaten verborgen, 

umgewandelt oder übertragen werden, um die Beschaffen-
heit und den Ursprung der Erträge zu verschleiern, in ange-
messener Weise unter Strafe stellt; 

 c) Anstrengungen unternehmen, um sicherzustellen, 
dass angemessene Regulierungs-, Inspektions- und Ermitt-
lungsbefugnisse vorhanden sind, um Geldwäscheaktivitäten 
aufzudecken und zu erkennen; 

 d) Anstrengungen unternehmen, um sicherzustellen, 
dass angemessene Ermittlungs- und richterliche Befugnisse 
vorhanden sind, um die Ermittlung, das Aufspüren, die Be-
schlagnahme, Einziehung und Beseitigung der Erträge aus 
Straftaten zu ermöglichen; 

 e) Anstrengungen unternehmen, um sicherzustellen, 
dass angemessene rechtliche Befugnisse und Verwaltungs-
ressourcen vorhanden sind, die eine rechtzeitige und wirk-
same Reaktion auf Ersuchen anderer Staaten in mit Geldwä-
sche zusammenhängenden Fällen gestatten; 

 f) nationale und internationale Forschungsarbeiten 
zur Überwachung und Analyse der Trends auf dem Gebiet 
der Geldwäsche und der internationalen politischen Gegen-
maßnahmen unterstützen und sich daran beteiligen; 

 g) im Einklang mit bestehenden multilateralen Über-
einkünften Projekte oder Programme ausarbeiten, um andere 
Staaten bei der Ausarbeitung, Formulierung oder Verbesse-
rung von Gesetzen, Vorschriften und Verwaltungsverfahren 
gegen die Geldwäsche zu unterstützen, einschließlich des 
Globalen Programms gegen Geldwäsche und anderer Tätig-
keiten oder Projekte, welche die Durchführung des Überein-
kommens der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität unterstützen; 

 h) Tätigkeiten oder Programme für die Schulung 
von Amtsträgern oder den Erfahrungsaustausch bei der Be-
kämpfung der Geldwäsche durchführen, zum Beispiel Schu-
lungstagungen und Fortbildungsseminare. 

B. Internationale Maßnahmen 

21. Das Büro für Drogenkontrolle und Verbrechensverhü-
tung wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen inter-
nationalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt 
und im Einklang mit dieser Resolution Tätigkeiten der tech-
nischen Zusammenarbeit entwickeln, um Geldwäsche zu 
verhüten und zu bekämpfen und Staaten, die dies beantra-
gen, bei der Durchführung dieser Tätigkeiten behilflich zu 
sein. 

VII. Maßnahmen gegen den Terrorismus 

22. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 19 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen und 
zur Ergreifung wirksamer, entschlossener und rascher Maß-
nahmen zur Verhütung und Bekämpfung krimineller Tätig-
keiten, die mit dem Ziel unternommen werden, den Terro-
rismus in allen seinen Formen und Ausprägungen zu för-
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dern, werden die nachstehenden konkreten Maßnahmen 
empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

23. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) die internationalen Übereinkünfte, die sich mit 
Terrorismus befassen, unterzeichnen und ratifizieren; 

 b) Forschungsarbeiten durchführen und Informatio-
nen zusammenstellen über kriminelle Tätigkeiten, die mit 
dem Ziel unternommen werden, den Terrorismus in allen 
seinen Formen und Ausprägungen zu fördern, namentlich 
über die Identität, den Aufenthalt und die Aktivitäten be-
stimmter an solchen Tätigkeiten beteiligter Einzelpersonen 
oder Gruppen, und ähnliche Arbeiten auf internationaler 
Ebene unterstützen, soweit dies mit dem innerstaatlichen 
Recht und internationalen Übereinkünften oder anderen 
Abmachungen vereinbar ist; 

 c) ihre einschlägigen innerstaatlichen Gesetze und 
Verfahren überprüfen, mit dem Ziel, wirksame innerstaatli-
che Maßnahmen gegen den Terrorismus und damit zusam-
menhängende Verbrechen zu treffen, die Fähigkeit, in geeig-
neten Fällen mit anderen Staaten zusammenzuarbeiten, zu 
verbessern und die wirksame Durchführung der einschlägi-
gen internationalen Übereinkünfte zu erreichen; 

 d) die Zusammenarbeit zwischen Terrorismusbe-
kämpfungsbehörden und Verbrechensbekämpfungsbehörden 
fördern; dazu kann auch die Schaffung von Verbindungsbü-
ros oder anderen Kommunikationskanälen zwischen Terro-
rismusbekämpfungsbehörden und Verbrechensbekämpfungs-
behörden gehören, um den Informationsaustausch zu verbes-
sern; 

 e) die Entrichtung freiwilliger Beiträge erwägen, um 
die Durchführung der Tätigkeiten des Zentrums für interna-
tionale Verbrechensverhütung auf dem Gebiet der Terroris-
musverhütung zu unterstützen. 

B. Internationale Maßnahmen 

24. Das Zentrum für internationale Terrorismusverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen und gegebenenfalls in 
Absprache mit dem Sekretariats-Bereich Rechtsangelegen-
heiten sowie im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Schritte unternehmen, um die einschlägigen inter-
nationalen Übereinkünfte besser bekannt zu machen, die 
Staaten zur Unterzeichnung und Ratifikation dieser Über-
einkünfte ermutigen und, wo dies möglich ist, Staaten auf 
Antrag bei der Durchführung der Übereinkünfte behilflich 
sein; 

 b) in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Maß-
nahmen ergreifen, um die Öffentlichkeit stärker für das We-

sen und die Reichweite des internationalen Terrorismus und 
für seine Beziehungen zur Kriminalität, einschließlich gege-
benenfalls der organisierten Kriminalität, zu sensibilisieren; 

 c) die bestehenden Datenbanken über Terrorismus 
weiterführen; 

 d) den Mitgliedstaaten bei der Sammlung und Ver-
breitung von Informationen über die Beziehungen zwischen 
Terrorismus und damit zusammenhängenden kriminellen 
Tätigkeiten analytische Unterstützung gewähren; 

 e) falls weitere Entwicklungen dies erfordern, kon-
krete Vorschläge zur Behandlung durch die Mitgliedstaaten 
ausarbeiten, um das Zentrum verstärkt in die Lage zu verset-
zen, den Teil seiner Tätigkeiten, der die Terrorismusverhü-
tung betrifft, im Rahmen seines Mandats auszuweiten und zu 
verwalten. 

VIII. Maßnahmen zur Verbrechensverhütung 

25. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 25 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtung, umfas-
sende internationale, regionale, nationale und lokale Verbre-
chensverhütungsstrategien auszuarbeiten, werden die nach-
stehenden konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

26. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) eine enge Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen Sektoren der Gesellschaft fördern, namentlich 
Justiz, Gesundheit, Bildung, soziale Dienste und Woh-
nungswesen, die für eine wirksame gemeindenahe Verbre-
chensprävention unverzichtbar sind; 

 b) mit Teilen der Zivilgesellschaft eng zusammenar-
beiten und sie bei der Ausarbeitung, Verabschiedung und 
Förderung von Initiativen zur Verbrechensverhütung unter-
stützen, unter Berücksichtigung dessen, dass es wichtig ist, 
soweit wie möglich auf Grund bewährter Verfahrensweisen 
vorzugehen und das richtige Gleichgewicht zwischen ver-
schiedenen Konzepten einer gemeindenahen Verbrechens-
prävention zu erreichen; 

 c) zur Bewertung der Wirksamkeit von Verbrechens-
verhütungsprogrammen ermutigen; 

 d) Verfahrensweisen ausarbeiten, mit denen eine er-
neute Viktimisierung von Verbrechensopfern verhütet wer-
den soll; 

 e) situationsbezogene und andere Verbrechensverhü-
tungsprogramme ausarbeiten und durchführen, eingedenk 
der Notwendigkeit, jede Beeinträchtigung der bürgerlichen 
Freiheiten zu vermeiden; 

 f) mit anderen Regierungen und nichtstaatlichen 
Organisationen bei der Entwicklung und Verbreitung erfolg-
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reicher und innovativer Initiativen zur Verbrechensverhütung 
und von Spezialwissen und Sachverstand in Praktiken der 
Verbrechensprävention zusammenarbeiten, einschließlich 
bei Kampagnen zur Sensibilisierung und Aufklärung der 
Öffentlichkeit über wirksame Verbrechensverhütung und die 
Beiträge, die Einzelpersonen, Familien, Gemeinschaften und 
alle Regierungsebenen dazu leisten können, dass die Ge-
meinwesen sicherer und friedlicher werden; 

 g) Beiträge zu den gemeinsamen Bemühungen der 
Länder erwägen, eine umfassende internationale Strategie 
zur Förderung der gemeindenahen Verbrechensprävention 
auszuarbeiten; 

 h) Schritte unternehmen, um in ihre einzelstaatlichen 
Verbrechensverhütungsstrategien Maßnahmen zur Verhütung 
und Bekämpfung von Verbrechen aufzunehmen, die mit 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängenden Formen der Intoleranz ver-
bunden sind. 

B. Internationale Maßnahmen 

27. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) mit Hilfe von Seminaren, Schulungsprogrammen 
und anderen Mitteln Fachkenntnisse über Verbrechensverhü-
tung aufbauen und fördern, die unter Heranziehung bewähr-
ter Verfahrensweisen sorgfältig an die Bedingungen der Län-
der angepasst wurden, in denen sie angewandt werden sol-
len; 

 b) auf Ersuchen des oder der betroffenen Staaten 
öffentliche Sensibilisierungs- und Aufklärungskampagnen 
über wirksame Verbrechensprävention und über die Beiträge 
durchführen, die Einzelpersonen, Familien, Gemeinschaften 
und alle Regierungsebenen dazu leisten können, dass die 
Gemeinwesen sicherer und friedlicher werden; 

 c) bestrebt sein, zum Informations- und Erfahrungs-
austausch über Verbrechensverhütung beizutragen, mit dem 
Ziel, neue Formen der Zusammenarbeit zwischen den Län-
dern unter Einbeziehung der Regierung, der Gemeinwesen 
und der nichtstaatlichen Organisationen zu fördern; 

 d) die Entwicklung und Globalisierung der Krimina-
lität bewerten und Gegenmaßnahmen vorbereiten, durch 
innovative und wirksame Verbrechensverhütungsinitiativen, 
die die Auswirkungen neuer Technologien auf die Kriminali-
tät und die Verbrechensverhütung berücksichtigen; 

 e) auch weiterhin Untersuchungen über die Krimina-
lität in städtischen Gebieten und Maßnahmen zu ihrer wirk-
samen Verhütung koordinieren, namentlich Studien über 
mögliche kulturelle und institutionelle Unterschiede bei ei-
ner wirksamen Verbrechensverhütung; 

 f) die Mitgliedstaaten ermutigen, in die internationa-
len Verbrechensverhütungsstrategien und -normen Maßnah-

men zur Verhütung und Bekämpfung von Verbrechen aufzu-
nehmen, die mit Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz 
verbunden sind, unter Berücksichtigung der von den Mit-
gliedstaaten bereits ergriffenen Maßnahmen; 

 g) für Staaten, die darum ersuchen, Projekte der 
technischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung ausarbeiten und bei ihrer Durchführung be-
hilflich sein; 

 h) eine Anleitung für politische Entscheidungsträger 
und ein Handbuch bewährter Verfahrensweisen auf dem 
Gebiet der Verbrechensverhütung ausarbeiten. 

IX. Maßnahmen in Bezug auf Zeugen und Opfer von 
Verbrechen 

28. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 27 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, die 
einschlägigen Verfahrensweisen nach Möglichkeit bis 2002 
zu überprüfen, Aktionspläne auszuarbeiten, Unterstützungs-
dienste aufzubauen und Sensibilisierungskampagnen für 
Verbrechensopfer durchzuführen, die Einrichtung von Op-
ferfonds zu erwägen und Politiken zum Schutz der Zeugen 
auszuarbeiten und durchzuführen, werden die nachstehenden 
konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

29. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) nationale und regionale Studien über Verbre-
chensopfer in einzelstaatlichen Justizsystemen durchführen; 

 b) die Erklärung über Grundprinzipien der rechtmä-
ßigen Behandlung von Verbrechensopfern und Opfern von 
Machtmissbrauch16 heranziehen und anwenden, vorbehalt-
lich der innerstaatlichen Rechtsordnung eines jeden Staates, 
unter Berücksichtigung des Handbuchs zur rechtmäßigen 
Behandlung der Opfer über die Heranziehung und Anwen-
dung der Erklärung17 sowie des Leitfadens für politische 
Entscheidungsträger zur Umsetzung der Erklärung18. 

B. Internationale Maßnahmen 

30. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) bei seinen Projekten und Programmen Hilfs- und 
Unterstützungsmaßnahmen für Opfer und Zeugen berück-
sichtigen, insbesondere soweit diese Frauen, Kinder oder 
Opfer von Menschenhandel sind; 
______________ 
16 Resolution 40/34, Anlage. 
17 E/CN.15/1998/CRP.4/Add.1. 
18 E/CN.15/1998/CRP.4. 
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 b) die Einrichtung von Fonds für Verbrechensopfer 
fördern; 

 c) bewährte Verfahrensweisen bei der Unterstützung 
und der Bereitstellung von Diensten für Opfer und Zeugen 
fördern, zum Beispiel durch die Nutzung der "International 
Victimology"-Internetseite19; 

 d) den Leitfaden für politische Entscheidungsträger 
und das Handbuch zur rechtmäßigen Behandlung der Opfer 
in die Amtssprachen der Vereinten Nationen übersetzen und 
weit verbreiten sowie den Staaten, die darum ersuchen, bei 
der Heranziehung dieser Dokumente Hilfe gewähren; 

 e) den Staaten auf Antrag Hilfe bei der Ausarbeitung 
neuer Rechtsvorschriften über Opfer gewähren, unter ande-
rem unter Heranziehung der internationalen Datenbank, die 
von der Regierung der Niederlande eingerichtet wurde; 

 f) erforderlichenfalls Demonstrations- oder Pilotpro-
jekte für die Entwicklung, Weiterentwicklung oder Schaf-
fung von Opferhilfeeinrichtungen und andere damit zusam-
menhängende operative Tätigkeiten fördern. 

X. Maßnahmen in Bezug auf die Überbelegung von 
Haftanstalten und Alternativen zum Freiheitsentzug 

31. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 26 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, si-
chere und wirksame Alternativen zum Freiheitsentzug zu 
fördern, werden die nachstehenden konkreten Maßnahmen 
empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

32. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) konkrete Maßnahmen und termingebundene Ziele 
ausarbeiten, um in der Erkenntnis, dass die Bedingungen in 
überfüllten Haftanstalten die Menschenrechte der Gefange-
nen beeinträchtigen können, gegen die Überbelegung von 
Haftanstalten vorzugehen, namentlich durch wirksame Maß-
nahmen zur möglichst weitgehenden Verkürzung der Unter-
suchungshaft; die Einführung geeigneter Alternativen zu 
Freiheitsstrafen; die Bevorzugung nicht freiheitsentziehen-
der Maßnahmen an Stelle von Freiheitsstrafen, wo dies mög-
lich ist; die Behandlung geringfügiger Delikte durch Rück-
griff beispielsweise auf gewohnheitsrechtliche Praktiken, 
Mediation zwischen den beteiligten Parteien oder Zahlung 
zivilrechtlicher Wiedergutmachung oder Entschädigung; und 
Durchführung öffentlicher Sensibilisierungs- und Aufklä-
rungskampagnen über Alternativen zu Freiheitsstrafen und 
wie sie funktionieren; 

 b) die internationalen und regionalen Institutionen, 
einschließlich der Finanzinstitutionen, ermutigen, in ihre 

______________ 
19 www.victimology.nl. 

entsprechenden Programme der technischen Zusammenar-
beit Maßnahmen zur Verringerung der Überbelegung von 
Haftanstalten, im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht, 
aufzunehmen; 

 c) gute Verfahrensweisen des Strafvollzugs fördern 
und anwenden, unter Berücksichtigung der internationalen 
Normen; 

 d) sicherstellen, dass bei nationalen und internatio-
nalen Maßnahmen gegen die Überbelegung von Haftanstal-
ten und Alternativen zum Freiheitsentzug etwaige ungleiche 
Auswirkungen, die solche Maßnahmen auf Frauen und Män-
ner haben können, berücksichtigt und behoben werden. 

B. Internationale Maßnahmen 

33. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) die internationalen und regionalen Institutionen, 
einschließlich der Finanzinstitutionen, dazu ermutigen, in 
ihre entsprechenden Programme der technischen Zusammen-
arbeit Maßnahmen zur Verringerung der Überbelegung von 
Haftanstalten, im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht, 
aufzunehmen; 

 b) nationale und internationale Maßnahmen gegen 
die Überbelegung von Haftanstalten und Alternativen zum 
Freiheitsentzug fördern, bei denen etwaige ungleiche Aus-
wirkungen, die solche Maßnahmen auf Frauen und Männer 
haben können, sowie etwaige besondere Bedürfnisse berück-
sichtigt werden; 

 c) den Staaten auf Antrag Hilfe in Form von Bera-
tungsdiensten, Bedarfsermittlung, Kapazitätsaufbau, Ausbil-
dung oder auf sonstige Weise gewähren, um sie in die Lage 
zu versetzen, die Bedingungen in den Haftanstalten zu ver-
bessern. 

XI. Maßnahmen gegen Hochtechnologie- und Compu-
terkriminalität 

34.  Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 18 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen, maß-
nahmenorientierte grundsatzpolitische Empfehlungen zur 
Verhütung und Eindämmung der Hochtechnologie- und 
Computerkriminalität auszuarbeiten, unter Berücksichtigung 
der gleichzeitig in anderen Foren unternommenen Arbeiten, 
und die Fähigkeit zur Aufdeckung, Prävention, Untersu-
chung und strafrechtlichen Verfolgung solcher Straftaten zu 
verbessern, werden die nachstehenden konkreten Maßnah-
men empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

35. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 
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 a) den Missbrauch der Informationstechnologien ge-
gebenenfalls und im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht unter Strafe stellen, falls erforderlich durch die Über-
prüfung von Straftatbeständen wie Betrug, um sicherzustel-
len, dass sie auch Straftaten umfassen, bei denen Computer, 
Telekommunikationsmedien und Netzwerke genutzt werden; 

 b) Regeln und Verfahren, namentlich hinsichtlich 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit, ausarbeiten und anwen-
den, die sicherstellen sollen, dass Computer- und Telekom-
munikationsdelikte auf nationaler Ebene wirksam aufge-
deckt und untersucht werden können und dass in multinatio-
nalen Fällen eine wirksame Zusammenarbeit erwirkt werden 
kann, unter Berücksichtigung der nationalen Souveränität, 
der Notwendigkeit einer wirksamen Rechtsdurchsetzung 
sowie der Notwendigkeit, einen wirksamen Schutz der Pri-
vatsphäre und anderer damit zusammenhängender Grund-
rechte zu bewahren; 

 c) sicherstellen, dass das Personal der Strafverfol-
gungsbehörden dafür ausgebildet und ausgerüstet ist, Ersu-
chen um Hilfe bei der Zurückverfolgung von Mitteilungen 
und bei anderen Maßnahmen, die für die Aufdeckung und 
Untersuchung grenzüberschreitender Hochtechnologie- und 
Computerkriminalität erforderlich sind, wirksam und rasch 
nachzukommen; 

 d) auf nationaler und internationaler Ebene mit den 
Industrien, die Computer, Telekommunikationsausrüstung, 
Software und Geräte für Datennetze sowie andere entspre-
chende Produkte und Dienste entwickeln und bereitstellen, 
Gespräche über Maßnahmen gegen Hochtechnologie- und 
Computerkriminalität und über die Auswirkungen technolo-
gischer Veränderungen führen. Diese Gespräche könnten 
unter anderem die folgenden Schlüsselbereiche umfassen: 

i) Fragen im Zusammenhang mit der innerstaatli-
chen und internationalen Regulierung von Tech-
nologien und Datennetzen; 

ii) Fragen im Zusammenhang mit der Aufnahme von 
Elementen in die neuen Technologien, die dazu 
bestimmt sind, Kriminalität zu verhüten oder ihre 
Aufdeckung, Untersuchung und strafrechtliche 
Verfolgung zu erleichtern; 

 e) freiwillige Beiträge leisten, je nach Fall sowohl 
auf bilateraler Ebene als auch über internationale und regio-
nale Organisationen, auch in Zusammenarbeit mit dem Pri-
vatsektor, unter anderem durch die Bereitstellung von tech-
nischem Sachverstand, um anderen Staaten bei der Aus-
arbeitung und Durchführung wirksamer Maßnahmen gegen 
Hochtechnologie- und Computerkriminalität, einschließlich 
der unter den Buchstaben c) und d) erwähnten Maßnahmen, 
behilflich zu sein. 

B. Internationale Maßnahmen 

36. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-

nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) nationale und internationale Forschungstätigkei-
ten unterstützen, um neue Formen der Computerkriminalität 
zu ermitteln und ihre Auswirkungen in Schlüsselbereichen 
wie der nachhaltigen Entwicklung, dem Schutz der Privat-
sphäre und dem elektronischen Geschäftsverkehr sowie die 
dagegen ergriffenen Maßnahmen zu bewerten; 

 b) international vereinbarte Materialien wie etwa 
Richtlinien, juristische und technische Handbücher, Min-
destnormen, bewährte Verfahrensweisen und Mustergesetze 
verbreiten, um den Gesetzgebern, den Strafverfolgungsbe-
hörden und anderen Stellen sowohl allgemein als auch in 
konkreten Fällen bei der Ausarbeitung, Verabschiedung und 
Anwendung wirksamer Maßnahmen gegen Hochtechnolo-
gie- und Computerkriminalität und gegen die Täter behilf-
lich zu sein; 

 c) Projekte der technischen Zusammenarbeit und 
Hilfe nach Bedarf fördern, unterstützen und durchführen. 
Solche Projekte würden Sachverständige für Verbrechens-
verhütung, Computersicherheit, strafrechtliche Vorschriften 
und Verfahren, Strafverfolgung, Ermittlungstechniken und 
damit zusammenhängende Fragen mit Staaten zusammen-
bringen, die Informationen oder Hilfe in diesen Bereichen zu 
erhalten suchen. 

XII. Maßnahmen auf dem Gebiet der Jugendjustiz 

37. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 24 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen wer-
den die nachstehenden konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

38. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) Jugendlichen in schwierigen Lebensumständen 
rechtzeitig Hilfe gewähren, um zu verhindern, dass sie straf-
fällig werden; 

 b) die Ausarbeitung von Verfahrensweisen zur Ver-
brechensverhütung unterstützen, die sich auf Jugendliche 
konzentrieren, die kriminalitätsgefährdet sind oder die sich 
leicht von kriminellen Gruppen rekrutieren lassen, einge-
denk der Rechte solcher Jugendlicher; 

 c) die Systeme der Jugendgerichtsbarkeit stärken; 

 d) eine integrierte Strategie für die Verhütung der 
Jugendkriminalität und für die Jugendjustiz in die einzel-
staatlichen Entwicklungspläne aufnehmen; 

 e) die Umerziehung und Rehabilitation von jugend-
lichen Straftätern fördern; 

 f) die Zivilgesellschaft zur Beteiligung an der An-
wendung der Verfahrensweisen für die Verhütung von Ju-
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gendkriminalität ermutigen und, falls erforderlich, sie dabei 
unterstützen. 

B. Internationale Maßnahmen 

39. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) auf Antrag Projekte der technischen Zusammen-
arbeit ausarbeiten, um Jugendkriminalität zu verhüten, die 
Systeme der Jugendgerichtsbarkeit zu stärken und die Reha-
bilitation und Behandlung jugendlicher Straftäter zu verbes-
sern, und den Staaten bei der Durchführung dieser Projekte 
Hilfe gewähren; 

 b) die wirksame Zusammenarbeit zwischen den zu-
ständigen Stellen der Vereinten Nationen und den anderen 
Organisationen, die in den Aktionsleitlinien betreffend Kin-
der im Strafjustizsystem20 genannt werden, sicherstellen. 

XIII. Maßnahmen in Bezug auf die besonderen Be-
dürfnisse von Frauen im Strafjustizsystem  

40. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in den Zif-
fern 11 und 12 der Wiener Erklärung eingegangenen Ver-
pflichtungen und zur Überprüfung der Strategien im Bereich 
der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege, mit 
dem Ziel, ungleiche Auswirkungen von Programmen und 
Politiken auf Frauen und Männer zu ermitteln und dagegen 
anzugehen, werden die nachstehenden konkreten Maßnah-
men empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

41. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) ihre Rechtsvorschriften, Politiken, Verfahren und 
Praktiken im strafrechtlichen Bereich in Übereinstimmung 
mit ihrer Rechtsordnung überprüfen, bewerten und erforder-
lichenfalls verändern, um sicherzustellen, dass Frauen im 
Strafjustizsystem gerecht behandelt werden; 

 b) nationale und internationale Strategien für Verbre-
chensverhütung und Strafrechtspflege ausarbeiten, welche 
die besonderen Bedürfnisse von Frauen berücksichtigen, die 
auf dem Gebiet der Strafjustiz tätig oder Opfer, Zeuginnen, 
Gefangene oder Täterinnen sind; 

 c) die Möglichkeit prüfen, bewährte Verfahrenswei-
sen, welche die besonderen Bedürfnisse von Frauen berück-
sichtigen, in Bezug auf Frauen, die auf dem Gebiet der Straf-
justiz tätig oder die Opfer, Zeuginnen, Gefangene oder Täte-
rinnen sind, mit anderen Staaten auszutauschen, sei es über 
Internet-Seiten oder andere Medien oder Foren. 

______________ 
20 Resolution 1997/30 des Wirtschafts- und Sozialrats, Anlage. 

B. Internationale Maßnahmen 

42. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Informationen und Materialien über Gewalt gegen 
Frauen in allen ihren Formen und Ausprägungen, wie in der 
Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen21 
beschrieben, sammeln und verbreiten, mit dem Ziel, sein 
Programm für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 
durchzuführen, einschließlich technischer Hilfe für Staaten, 
die dies beantragen; 

 b) Fragen bearbeiten, die mit Gewalt gegen Frauen 
und mit der Beseitigung geschlechtsspezifischer Diskrimi-
nierung in der Strafrechtspflege zusammenhängen; 

 c) mit allen anderen zuständigen Stellen des Sy-
stems der Vereinten Nationen bei Tätigkeiten zusammenar-
beiten, die Fragen im Zusammenhang mit Gewalt gegen 
Frauen und mit der Beseitigung geschlechtsspezifischer Dis-
kriminierung in der Strafrechtspflege betreffen, und die Ar-
beit an solchen Fragen koordinieren; 

 d) Informationen über auf einzelstaatlicher Ebene 
erfolgreiche Interventionsmodelle und Präventionsprogram-
me zusammenfassen und verbreiten; 

 e) die Ausbildung von in Betracht kommenden Mit-
arbeitern der Vereinten Nationen in Bezug auf Aspekte der 
Menschenrechte von Frauen, welche die Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege betreffen, sowie in Bezug auf 
Fragen geschlechtsspezifischer Voreingenommenheiten und 
Gewalt gegen Frauen weiterhin verbessern; 

 f) den Mitgliedstaaten bei der Benutzung der Mo-
dellhaften Strategien und praktischen Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege zur 
Beseitigung der Gewalt gegen Frauen22 auf Antrag Hilfe 
gewähren. 

XIV. Maßnahmen in Bezug auf Regeln und Normen 

43. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 22 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen und 
zur Förderung der Benutzung und der Anwendung der Re-
geln und Normen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege im inner-
staatlichen Recht und in der Praxis, soweit angezeigt, wer-
den die nachstehenden konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

44. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die Regeln und Normen der Vereinten 

______________ 
21 Resolution 48/104. 
22 Resolution 52/86, Anlage. 
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Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der 
Strafrechtspflege im innerstaatlichen Recht und in der inner-
staatlichen Praxis zu benutzen und anzuwenden und das 
Kompendium der Regeln und Normen der Vereinten Natio-
nen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege (Compendium of United Nations Standards and 
Norms in Crime Prevention and Criminal Justice)23 in den 
jeweiligen Landessprachen zu veröffentlichen. 

B. Internationale Maßnahmen 

45. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) das Kompendium der Regeln und Normen der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege aktualisieren; 

 b) die Benutzung und Anwendung der Regeln und 
Normen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre-
chensverhütung und Strafrechtspflege fördern, indem es 
unter anderem den Mitgliedstaaten auf Antrag Beratende 
Dienste und technische Zusammenarbeit zur Verfügung 
stellt, einschließlich Hilfe für die Mitgliedstaaten bei Straf-
justiz- und Rechtsreformen, Organisation von Schulungs-
maßnahmen für Personal der Polizei- und Strafverfolgungs-
behörden sowie Unterstützung bei der Verwaltung und Steu-
erung der Strafvollzugssysteme, um so zur Verbesserung 
ihrer Effizienz und ihrer Fähigkeiten beizutragen; 

 c) die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Be-
nutzung und Anwendung der Regeln und Normen der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung 
und Strafrechtspflege zwischen dem Zentrum für internatio-
nale Verbrechensverhütung und anderen zuständigen Stellen 
der Vereinten Nationen koordinieren, unter Berücksichti-
gung bilateraler und regionaler Hilfsprogramme. 

XV. Maßnahmen in Bezug auf wiedergutmachende Ju-
stiz 

46. Zur Umsetzung und Weiterverfolgung der in Ziffer 28 
der Wiener Erklärung eingegangenen Verpflichtungen und 
zur Förderung der Ausarbeitung von Politiken, Verfahren 
und Programmen der wiedergutmachenden Justiz werden die 
nachstehenden konkreten Maßnahmen empfohlen. 

A. Einzelstaatliche Maßnahmen 

47. Die Staaten werden einzeln und gemeinsam bestrebt 
sein, soweit angezeigt die folgenden Maßnahmen zu unter-
stützen: 

 a) die Resolution 2000/14 des Wirtschafts- und So-
zialrats vom 27. Juli 2000 mit dem Titel "Grundsätze für den 
______________ 
23 Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.92.IV.1 und 
Korrigendum. 

Rückgriff auf Programme der wiedergutmachenden Justiz in 
Strafsachen" berücksichtigen, wenn sie die Frage prüfen, ob 
gemeinsame Grundsätze wünschenswert sind und mit wel-
chen Mitteln sie festgelegt werden können; 

 b) Delikte, vor allem geringfügige Delikte, nach ge-
wohnheitsrechtlichen Praktiken wiedergutmachender Justiz, 
sofern vorhanden und angemessen, behandeln, sofern dies 
den Menschenrechtserfordernissen gerecht wird und die Be-
teiligten dem zustimmen; 

 c) im innerstaatlichen Recht vorgesehene Mittel zum 
Umgang mit Delikten auf gütlichem Weg, insbesondere bei 
geringfügigen Delikten, einsetzen, zum Beispiel Mediation, 
Wiedergutmachung oder Vereinbarungen, wonach der Täter 
das Opfer entschädigt; 

 d) bei den Strafverfolgungs-, Justiz- und Sozialbe-
hörden und bei den lokalen Gemeinwesen eine für Media-
tion und wiedergutmachende Justiz aufgeschlossene Haltung 
fördern; 

 e) den an der Ausarbeitung und Durchführung von 
Politiken und Programmen der wiedergutmachenden Justiz 
Beteiligten eine angemessene Ausbildung gewähren; 

 f) die Umerziehung und Rehabilitation jugendlicher 
Straftäter fördern, indem gegebenenfalls der Rückgriff auf 
Mediation, Konfliktlösung, Aussöhnung und andere Metho-
den der wiedergutmachenden Justiz als Alternative zu Ge-
richtsverfahren und freiheitsentziehenden Sanktionen geför-
dert wird; 

 g) Politiken und Programme für eine wiedergutma-
chende Justiz ausarbeiten und umsetzen, unter Berücksichti-
gung der bestehenden internationalen Verpflichtungen in 
Bezug auf Opfer, insbesondere der Erklärung über Grund-
prinzipien der rechtmäßigen Behandlung von Verbrechens-
opfern und Opfern von Machtmissbrauch; 

 h) die Zusammenarbeit zwischen den Regierungen 
und der Zivilgesellschaft, einschließlich der einschlägigen 
nichtstaatlichen Organisationen, fördern, um Programme für 
eine wiedergutmachende Justiz durchzuführen und sicherzu-
stellen, dass die Öffentlichkeit die Anwendung der Grund-
sätze der wiedergutmachenden Justiz unterstützt. 

B. Internationale Maßnahmen 

48. Das Zentrum für internationale Verbrechensverhütung 
wird in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen soweit angezeigt und 
im Einklang mit dieser Resolution 

 a) Informationen über Erfahrungen und bewährte 
Verfahrensweisen bei der Durchführung und Evaluierung 
von Programmen der wiedergutmachenden Justiz austau-
schen; 

 b) die Kommission für Verbrechensverhütung und 
Strafrechtspflege bei der Prüfung der Frage unterstützen, ob 
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gemeinsame Grundsätze für die Anwendung von Program-
men der wiedergutmachenden Justiz in Strafsachen wün-
schenswert sind und mit welchen Mitteln sie festgelegt wer-
den könnten; 

 c) eine Sachverständigentagung einberufen, um Vor-
schläge für weitere Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
wiedergutmachenden Justiz, einschließlich der Mediation, zu 
prüfen. 

RESOLUTION 56/262 

Verabschiedet auf der 94. Plenarsitzung am 15. Februar 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.44/Rev.2 
und Corr.1, eingebracht von: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, 
Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äquatorialguinea, Belgien, Benin, 
Bolivien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte 
d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominica, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, Frankreich, Gabun, Georgien, Griechenland, Guatemala, 
Guinea, Guinea-Bissau, Haiti, Honduras, Irland, Italien, Jugoslawien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kolumbien, Komo-
ren, Kongo, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Lettland, Liba-
non, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Marokko, 
Mauritius, Mexiko, Monaco, Nicaragua, Niger, Österreich, Panama, Para-
guay, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russi-
sche Föderation, San Marino, Senegal, Seychellen, Slowakei, Slowenien, 
Somalia, Spanien, Sudan, Togo, Tschad, Tschechische Republik, Tunesi-
en, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela, Vietnam, Zentralafrikani-
sche Republik, Zypern. 

56/262. Mehrsprachigkeit 

 Die Generalversammlung, 

 in Anbetracht dessen, dass die Vereinten Nationen für 
die Mehrsprachigkeit als ein Mittel zur Förderung, zum 
Schutz und zur Erhaltung der Vielfalt der Sprachen und 
Kulturen auf der ganzen Welt eintreten, 

 sowie in Anbetracht dessen, dass eine echte Mehrspra-
chigkeit die Einheit in der Vielfalt sowie die internationale 
Verständigung fördert, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 47/135 vom 18. De-
zember 1992, mit der sie die Erklärung über die Rechte von 
Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und 
sprachlichen Minderheiten angehören, verabschiedet hat, so-
wie auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte24, insbesondere dessen Artikel 27 betreffend die 
Rechte von Personen, die ethnischen, religiösen oder sprach-
lichen Minderheiten angehören, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2 (I) vom 
1. Februar 1946, 2480 B (XXIII) vom 21. Dezember 1968, 
50/11 vom 2. November 1995, 52/23 vom 25. November 
1997, 54/64 vom 6. Dezember 1999, 55/258 vom 14. Juni 
2001 und 56/64 B und 56/242 vom 24. Dezember 2001, 

______________ 
24 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 

I 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs25 und erinnert an die darin vorgeschlagenen Maß-
nahmen; 

 2. nimmt außerdem Kenntnis von der Ernennung 
eines Koordinators für Mehrsprachigkeit; 

 3. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Bereit-
schaft des Sekretariats, die Bediensteten zu ermutigen, sich 
in offiziellen Sitzungen mit Dolmetschdiensten einer der 
sechs Amtssprachen zu bedienen, deren sie mächtig sind; 

 4. betont, dass Bedienstete auch künftig unter strik-
ter Einhaltung des Artikels 101 der Charta der Vereinten 
Nationen sowie gemäß den einschlägigen Bestimmungen der 
Resolutionen der Generalversammlung eingestellt werden; 

 5. betont außerdem, dass die Beförderung von Be-
diensteten des Höheren Dienstes und der oberen und ober-
sten Rangebenen unter strikter Einhaltung des Artikels 101 
der Charta sowie gemäß der Resolution 2480 B (XXIII) der 
Generalversammlung und den einschlägigen Bestimmungen 
ihrer Resolution 55/258 zu erfolgen hat; 

 6. legt den Bediensteten der Vereinten Nationen na-
he, die vorhandenen Schulungseinrichtungen auch weiterhin 
aktiv zu nutzen, um Kenntnisse in einer oder mehreren 
Amtssprachen der Vereinten Nationen zu erwerben bezie-
hungsweise zu vertiefen; 

 7. nimmt Kenntnis von der Neugestaltung des Re-
krutierungssystems, die das Sekretariat im Rahmen des "Ga-
laxy"-Projekts durchgeführt hat, und ersucht das Sekretariat, 
dafür zu sorgen, dass das System so bald wie möglich in 
Kraft tritt und einsatzfähig ist; 

 8. erinnert an ihre Resolution 56/242, in der sie den 
Generalsekretär ersuchte, über den Auslastunsgrad der Dol-
metschdienste und Konferenzeinrichtungen an allen Dienst-
orten Bericht zu erstatten, mit dem Ziel, die Dolmetschdien-
ste zu verbessern, und ersucht den Generalsekretär, eine um-
fassende Untersuchung der Gründe zu veranlassen, aus de-
nen informelle Sitzungen, die im Konferenz- und Sitzungs-
kalender eingetragen sind, ohne Dolmetschung abgehalten 
werden; 

 9. erinnert außerdem an ihre Resolution 56/64 B, in 
der sie von den fortgesetzten Anstrengungen des Generalse-
kretärs Kenntnis nahm, den Bücher- und Zeitschriftenbe-
stand der Bibliothek auf mehrsprachiger Basis zu erweitern, 
sowie an Abschnitt V Ziffer 1 ihrer Resolution 56/242, in 
der sie den Generalsekretär ersuchte, einen Sachstandsbe-
richt über den Einsatz der Informationstechnik vorzulegen, 
namentlich über computerisierte Terminologiedatenbanken; 

______________ 
25 A/56/656. 
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 10. erinnert ferner an ihre Resolution 56/64 B und 
betont, wie wichtig die Mehrsprachigkeit bei der Öffentlich-
keitsarbeit und der Informationstätigkeit der Vereinten Na-
tionen ist; 

 11. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer acht-
undfünfzigsten Tagung einen umfassenden Bericht über die 
Durchführung ihrer Resolutionen über Mehrsprachigkeit, 
namentlich über die Auswirkungen des Abschnitts I dieser 
Resolution, vorzulegen; 

II 

 12. begrüßt den Beschluss der Generalkonferenz der 
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur vom 17. November 1999, den 21. Februar 
zum Internationalen Tag der Muttersprache zu erklären, und 
fordert die Mitgliedstaaten und das Sekretariat auf, die 
Erhaltung und den Schutz aller von den Völkern der Welt 
gesprochenen Sprachen zu fördern; 

 13. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer acht-
undfünfzigsten Tagung über die Maßnahmen Bericht zu er-
statten, die die Mitgliedstaaten und die internationalen Orga-
nisationen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen er-
greifen können, um den Schutz, die Förderung und die Er-
haltung aller Sprachen zu verstärken, insbesondere der von 
Angehörigen sprachlicher Minderheiten gesprochenen sowie 
vom Aussterben bedrohten Sprachen; 

III 

 14. beschließt, den Punkt "Mehrsprachigkeit" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer achtundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/263 

Verabschiedet auf der 96. Plenarsitzung am 13. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.72 und Add.1, 
eingebracht von: Angola, Armenien, Australien, Belgien, Botsuana, Brasili-
en, Burkina Faso, China, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, 
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Guinea, Indien, Irland, 
Israel, Italien, Japan, Kanada, Kolumbien, Luxemburg, Madagaskar, Ma-
rokko, Namibia, Niederlande, Österreich, Portugal, Rumänien, Russische 
Föderation, Schweden, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Slowenien, 
Spanien, Südafrika, Swasiland, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, 
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika. 

56/263. Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten: 
Zerschlagung der Verbindung zwischen dem  
illegalen Handel mit Rohdiamanten und be-
waffneten Konflikten als Beitrag zur Konflikt-
verhütung und -regelung 

 Die Generalversammlung, 

 in Anbetracht dessen, dass der Handel mit Konfliktdia-
manten ein ernstes Problem für die internationale Gemein-
schaft darstellt, das unmittelbar mit der Schürung bewaffne-

ter Konflikte, den Aktivitäten von Rebellenbewegungen zur 
Untergrabung oder zum Sturz rechtmäßiger Regierungen 
sowie dem unerlaubten Handel mit und der Verbreitung von 
Rüstungsgütern, insbesondere Kleinwaffen und leichten 
Waffen, in Verbindung gebracht werden kann, 

 sowie in Anbetracht der verheerenden Auswirkungen, 
die durch den Handel mit Konfliktdiamanten geschürte Kon-
flikte auf den Frieden und die Sicherheit der Menschen in 
den betroffenen Ländern haben, und der bei solchen Kon-
flikten begangenen systematischen und schweren Menschen-
rechtsverletzungen, 

 ferner in Anbetracht der negativen Auswirkungen sol-
cher Konflikte auf die regionale Stabilität sowie der Ver-
pflichtungen, welche die Charta der Vereinten Nationen den 
Staaten im Hinblick auf die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit auferlegt, 

 daher anerkennend, dass unbedingt dringende Maßnah-
men zur Eindämmung des Handels mit Konfliktdiamanten 
getroffen werden müssen, 

 in Anerkennung der Vorteile des rechtmäßigen Diaman-
tenhandels für die produzierenden Länder und unterstrei-
chend, dass dringend Maßnahmen auf internationaler Ebene 
getroffen werden müssen, um zu verhindern, dass das Pro-
blem der Konfliktdiamanten den rechtmäßigen Diamanten-
handel beeinträchtigt, der einen entscheidenden Beitrag zur 
Volkswirtschaft vieler Diamanten produzierender, ausführen-
der und einführender Staaten, insbesondere Entwicklungs-
länder, leistet, 

 in der Erkenntnis, dass die weitaus meisten der welt-
weit produzierten Rohdiamanten rechtmäßigen Ursprungs 
sind, 

 unter Hinweis auf alle nach Kapitel VII der Charta zum 
Thema Konfliktdiamanten verabschiedeten Resolutionen des 
Sicherheitsrats und entschlossen, zur Durchführung der in 
diesen Resolutionen vorgesehenen Maßnahmen beizutragen 
und diese zu unterstützen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/56 vom 
1. Dezember 2000, in der sie die internationale Gemein-
schaft aufgefordert hat, detaillierte Vorschläge für ein einfa-
ches und funktionierendes internationales Zertifikationssy-
stem für Rohdiamanten zu erarbeiten, das sich hauptsächlich 
auf einzelstaatliche Zertifikationssysteme sowie auf interna-
tional vereinbarte Mindestnormen stützt, 

 der Auffassung, dass die Einführung eines internatio-
nalen Zertifikationssystems für Rohdiamanten dafür sorgen 
könnte, dass Konfliktdiamanten eine wesentlich geringere 
Rolle bei der Förderung bewaffneter Konflikte spielen, und 
dass ein solches System dabei helfen würde, den rechtmä-
ßigen Handel zu schützen und die wirksame Durchführung 
der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats sicherzu-
stellen, die Sanktionen gegen den Handel mit Konfliktdia-
manten vorsehen, 
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 betonend, dass das vorgesehene internationale Zertifi-
kationssystem für Rohdiamanten einfach, wirksam und prag-
matisch sein und weder den laufenden rechtmäßigen Dia-
mantenhandel behindern noch die Regierungen oder die In-
dustrie, insbesondere die kleineren Produzenten, in unge-
bührlichem Maße belasten und die Entwicklung der Diaman-
tenindustrie behindern soll, 

 in Anerkennung der wichtigen Initiativen zur Bewäl-
tigung des Problems der Konfliktdiamanten, die insbeson-
dere die Regierungen Angolas, der Demokratischen Repu-
blik Kongo, Guineas und Sierra Leones sowie andere wich-
tige Diamanten produzierende, ausführende und einführende 
Länder bereits ergriffen haben, und diesen Regierungen die 
Fortsetzung der Initiativen nahe legend, 

 sowie in Anerkennung der kontinuierlichen Anstren-
gungen der Regionalorganisationen und anderer Ländergrup-
pen zur Eindämmung von Konfliktdiamanten, 

 den wichtigen Beitrag begrüßend, den die Diamanten-
industrie, insbesondere der Weltdiamantenrat, sowie die 
Zivilgesellschaft zu den internationalen Anstrengungen zur 
Beendigung des Handels mit Konfliktdiamanten leisten, 

 sowie die vom Weltdiamantenrat angekündigten Initia-
tiven zur Selbstkontrolle der Diamantenindustrie begrüßend 
und anerkennend, dass ein System freiwilliger Selbstkon-
trolle dazu beitragen wird, die Wirksamkeit einzelstaatlicher 
interner Kontrollsysteme für Rohdiamanten zu gewähr-
leisten, 

 in Anbetracht dessen, dass ein internationales Zertifika-
tionssystem für Rohdiamanten nur dann glaubhaft sein kann, 
wenn alle Teilnehmer über interne Kontrollsysteme verfü-
gen, mittels deren sie Konfliktdiamanten innerhalb ihres Ho-
heitsgebiets aus der Kette der Produktion, der Einfuhr und 
der Ausfuhr von Rohdiamanten entfernen können, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass unterschiedliche Produktionsmetho-
den und Handelsbräuche sowie Unterschiede bei den ent-
sprechenden institutionellen Kontrollen unter Umständen 
unterschiedliche Ansätze zur Erfüllung der Mindestnormen 
erfordern, 

 unter Begrüßung des wichtigen Beitrags des von den 
afrikanischen Diamanten produzierenden Ländern eingelei-
teten Kimberley-Prozesses zur Ausarbeitung von Vorschlä-
gen für das vorgesehene internationale Zertifikationssystem, 

 mit Anerkennung feststellend, dass die Beratungen im 
Rahmen des Kimberley-Prozesses unter Mitwirkung aller 
Interessengruppen, einschließlich der Diamanten produzie-
renden, ausführenden und einführenden Staaten, der Dia-
mantenindustrie und der Zivilgesellschaft, geführt wurden, 

 anerkennend, dass die Souveränität der Staaten voll zu 
achten und die Grundsätze der Ausgewogenheit, des gegen-
seitigen Nutzens und des Konsenses einzuhalten sind, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von den Berichten über 
den Kimberley-Prozess26, die gemäß Resolution 55/56 der 
Generalversammlung vorgelegt wurden, und beglück-
wünscht die Teilnehmer an dem Kimberley-Prozess zu ihren 
bisher erzielten Ergebnissen; 

 2. erkennt an, dass das vorgeschlagene internationa-
le Zertifikationssystem für Rohdiamanten auch dazu beitra-
gen würde, die wirksame Durchführung der einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrats zu gewährleisten, die Sank-
tionen gegen den Handel mit Konfliktdiamanten vorsehen, 
und fordert die vollinhaltliche Durchführung der vom Rat 
beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung des unrecht-
mäßigen Handels mit Rohdiamanten, die eine konfliktför-
dernde Rolle spielen; 

 3. begrüßt die im Rahmen des Kimberley-Prozesses 
erarbeiteten detaillierten Vorschläge für ein internationales 
Zertifikationssystem für Rohdiamanten, die in Form des 
Arbeitsdokuments 9/2001 (in geänderter Fassung) des Kim-
berley-Prozesses vom 29. November 2001 mit dem Titel 
"Wesentliche Elemente eines internationalen Zertifikations-
systems für Rohdiamanten mit dem Ziel, die Verbindung 
zwischen bewaffneten Konflikten und dem Handel mit 
Rohdiamanten zu zerschlagen" vorgelegt wurden27 und die 
eine solide Grundlage für das vorgeschlagene Zertifikations-
system bilden; 

 4. legt dem Kimberley-Prozess nahe, noch ausste-
hende Fragen zu lösen; 

 5. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass die 
Maßnahmen zur Anwendung des internationalen Zertifika-
tionssystems für Rohdiamanten mit dem internationalen 
Handelsrecht im Einklang stehen; 

 6. fordert in Anbetracht der Dringlichkeit der Situa-
tion aus humanitärer und sicherheitsbezogener Sicht mit 
Nachdruck, dass das internationale Zertifikationssystem so 
bald wie möglich fertiggestellt und angewandt wird; 

 7. unterstreicht, dass es für die erfolgreiche Anwen-
dung des vorgeschlagenen internationalen Zertifikationssy-
stems unabdingbar ist, einschlägige statistische Daten über 
die Produktion von Rohdiamanten und den internationalen 
Handel damit zu erheben und zu verbreiten; 

 8. unterstützt die Weiterführung der Tätigkeit des 
Kimberley-Prozesses bis zu dem Zeitpunkt, an dem ein in-
ternationales Zertifikationssystem verabschiedet wird und 
seine gleichzeitige Anwendung durch die Teilnehmer be-
ginnt; 

 9. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
sich aktiv an dem vorgeschlagenen internationalen Zertifi-
kationssystem zu beteiligen, und betont, dass eine breitest-

______________ 
26 Siehe A/56/502, A/56/675 und A/56/775. 
27 Siehe A/56/775, Anlage VIII. 
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mögliche Beteiligung an dem vorgeschlagenen internatio-
nalen Zertifikationssystem unerlässlich ist und dass sie 
gefördert und erleichtert werden soll; 

 10. begrüßt das Angebot der Regierung Kanadas, die 
nächste Tagung des Kimberley-Prozesses in Ottawa auszu-
richten, um weitere Fortschritte herbeizuführen; 

 11. ersucht die am Kimberley-Prozess beteiligten 
Länder, der Generalversammlung spätestens auf ihrer sie-
benundfünfzigsten Tagung einen Bericht über die erzielten 
Fortschritte vorzulegen; 

 12. beschließt, den Punkt "Die konfliktfördernde Rol-
le von Diamanten" in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/264 

Verabschiedet auf der 96. Plenarsitzung am 13. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.73, vorgelegt 
vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/264. Überprüfung des HIV/Aids-Problems unter 
allen Aspekten 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/13 vom 3. No-
vember 2000 "Überprüfung des HIV/Aids-Problems unter 
allen Aspekten", insbesondere deren Ziffer 19, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution S-26/2 vom 
27. Juni 2001 "Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids", die 
auf ihrer vom 25. bis 27. Juni 2001 in New York abgehalte-
nen sechsundzwanzigsten Sondertagung verabschiedet wur-
de, insbesondere deren Ziffer 100, 

 1. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über 
die Fortschritte bei der Umsetzung der in der Verpflich-
tungserklärung zu HIV/Aids enthaltenen Verpflichtungen zu 
erstellen, mit dem Ziel, Probleme und Hemmnisse zu benen-
nen und Empfehlungen zu den Maßnahmen abzugeben, die 
für weitere Fortschritte erforderlich sind; 

 2. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung sei-
nen Bericht vorzulegen; 

 3. beschließt, den Punkt "Weiterverfolgung der Er-
gebnisse der sechsundzwanzigsten Sondertagung: Verwirkli-
chung der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/269 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.75 und Add.1, 
eingebracht von: Andorra, Angola, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, 
Australien, Bangladesch, Belarus, Belize, Benin, Bolivien, Brasilien, Burki-
na Faso, Chile, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, 

ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, 
Gambia, Georgien, Guinea, Guyana, Indien, Indonesien, Japan, Kanada, 
Kap Verde, Kasachstan, Kirgisistan, Kongo, Kroatien, Liechtenstein, Ma-
dagaskar, Mali, Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Neuseeland, 
Nicaragua, Niger, Norwegen, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Republik 
Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Senegal, 
Slowakei, Suriname, Thailand, Tschechische Republik, Ukraine, Venezue-
la, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 

56/269. Abhaltung der fünften Internationalen Kon-
ferenz der neuen oder wiederhergestellten De-
mokratien 2003 in Ulaanbaatar 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der unauflöslichen Verbindungen, die zwi-
schen den in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te28 verankerten Grundsätzen und den Grundlagen jeder de-
mokratischen Gesellschaft bestehen, 

 in der Erkenntnis, dass den Vereinten Nationen eine 
wichtige Rolle dabei zukommt, die von den Regierungen im 
Rahmen ihrer Entwicklungsanstrengungen unternommenen 
Demokratisierungsbemühungen zur rechten Zeit auf geeig-
nete Weise kohärent zu unterstützen, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/96 vom 14. De-
zember 2001, in der sie den Beschluss der Regierung der 
Mongolei begrüßte, im Jahr 2003 die fünfte Internationale 
Konferenz der neuen oder wiederhergestellten Demokratien 
auszurichten, 

 mit dem erneuten Ausdruck ihres tief empfundenen 
Dankes an die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten 
Nationen, namentlich die Sonderorganisationen, und die 
sonstigen zwischenstaatlichen Organisationen, die die Regie-
rung Benins bei der Abhaltung der vierten Internationalen 
Konferenz der neuen oder wiederhergestellten Demokratien 
in Cotonou unterstützt haben, 

 1. begrüßt den Vorschlag der Regierung der Mongo-
lei, die fünfte Internationale Konferenz der neuen oder wie-
derhergestellten Demokratien vom 18. bis 20. Juni 2003 in 
Ulaanbaatar auszurichten; 

 2. bittet den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten, 
die zuständigen Sonderorganisationen und Organe des Sy-
stems der Vereinten Nationen sowie andere zwischenstaatli-
che und nichtstaatliche Organisationen, die Abhaltung der 
fünften Internationalen Konferenz der neuen oder wieder-
hergestellten Demokratien zu unterstützen und daran mitzu-
wirken; 

 3. legt dem zwischenstaatlichen Folgemechanismus 
der Konferenz von Cotonou nahe, aktiv an dem Vorbe-
reitungsprozess für die fünfte Internationale Konferenz der 
neuen oder wiederhergestellten Demokratien mitzuarbeiten. 

______________ 
28 Resolution 217 A (III). 
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RESOLUTION 56/281 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 1. Mai 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.76, vorgelegt 
vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/281. Teilnahme an den Plenarsitzungen der Tagung 
der Generalversammlung über Informations- 
und Kommunikationstechnologien im Dienste 
der Entwicklung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/258 vom 31. Ja-
nuar 2002, mit der sie beschloss, die Tagung der Generalver-
sammlung über Informations- und Kommunikationstechno-
logien im Dienste der Entwicklung einzuberufen, und mit 
der sie außerdem beschloss, dass die Tagung aus drei Ple-
narsitzungen sowie getrennten informellen Podiumsdiskus-
sionen bestehen wird, 

 feststellend, dass die Tagung am 17. und 18. Juni 2002 
stattfinden wird, 

 sowie feststellend, dass die Generalversammlung in ih-
rer Resolution 56/258 unter anderem auf die Ministerer-
klärung des Tagungsteils auf hoher Ebene der Arbeitstagung 
2000 des Wirtschafts- und Sozialrats29 sowie auf die Reso-
lution 56/183 vom 21. Dezember 2001 hinwies, in der die 
Versammlung es begrüßte, dass der Weltgipfel über die 
Informationsgesellschaft im Dezember 2003 in Genf und im 
Dezember 2005 in Tunis abgehalten wird, 

 ferner feststellend, dass es die Generalversammlung in 
ihrer Resolution 56/258 unter anderem begrüßte, dass am 
20. November 2001 die Arbeitsgruppe Informations- und 
Kommunikationstechnologien eingerichtet wurde, 

 feststellend, dass die Arbeitsgruppe Digitale Chancen 
auf dem vom 21. bis 23. Juli 2000 abgehaltenen G-8-Gipfel 
von Kyushu/Okinawa eingerichtet wurde30, 

 unter Begrüßung dessen, dass die Arbeitsgruppe Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien auf ihrer zwei-
ten Tagung am 4. Februar 2002 vereinbart hat, mit den 
Durchführungsteams der Arbeitsgruppe Digitale Chancen 
zusammenzuarbeiten, um ihre gemeinsame Agenda voran-
zubringen, 

 feststellend, dass die Weltweite Konferenz von 2002 
für die Entwicklung des Fernmeldewesens vom 18. bis 
27. März 2002 in Istanbul (Türkei) stattfand, 

 beschließt, den Präsidenten des Wirtschafts- und So-
zialrats, den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Informations- 
und Kommunikationstechnologien, den Vorsitzenden der Ar-

______________ 
29 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünf-
zigste Tagung, Beilage 3 (A/55/3/Rev.1), Kap. III, Ziffer 17. 
30 Siehe A/55/257-S/2000/766, Anlage, Ziffer 12. 

beitsgruppe Digitale Chancen und den Generalsekretär der 
Internationalen Fernmeldeunion einzuladen, auf der ersten 
Plenarsitzung der Tagung der Generalversammlung über 
Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste 
der Entwicklung Erklärungen abzugeben. 

RESOLUTION 56/282 

Verabschiedet auf der 98. Plenarsitzung am 1. Mai 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Sonderausschusses für den Stand der Ver-
wirklichung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an 
koloniale Länder und Völker (A/56/894). 

56/282. Osttimor-Frage 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung des in der Charta der Vereinten Natio-
nen verankerten Rechts der Völker auf Selbstbestimmung, 

 unter Hinweis auf die in Resolution 1514 (XV) vom 
14. Dezember 1960 enthaltene Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker 
und die Resolution 1541 (XV) vom 15. Dezember 1960 so-
wie auf alle sonstigen Resolutionen der Vereinten Nationen 
betreffend die Osttimor-Frage, 

 sowie unter Hinweis auf das Mandat des Sonderaus-
schusses für den Stand der Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Län-
der und Völker, 

 ferner unter Hinweis auf das Abkommen vom 5. Mai 
1999 zwischen den Regierungen Indonesiens beziehungs-
weise Portugals und dem Generalsekretär über die Osttimor-
Frage betreffend die Modalitäten für die Befragung des 
Volkes von Osttimor im Wege einer direkten Abstimmung31 
und Kenntnis nehmend von ihrem Ergebnis und dem unter 
der Autorität der Vereinten Nationen vonstatten gehenden 
Prozess des Übergangs in die Unabhängigkeit, 

 Kenntnis nehmend von der darauf folgenden Empfeh-
lung der Verfassunggebenden Versammlung Osttimors, den 
20. Mai 2002 zum Tag der offiziellen Übertragung der 
souveränen Befugnisse von den Vereinten Nationen auf die 
staatlichen Institutionen Osttimors zu bestimmen, 

 eingedenk der Erklärung des Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 31. Oktober 200132, 

 1. erinnert an die wichtige Rolle, die der Sonderaus-
schuss für den Stand der Verwirklichung der Erklärung über 
die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker über viele Jahre hinweg dabei wahrgenommen hat, 
die Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker im Hinblick 
auf Osttimor zu fördern; 

______________ 
31 A/53/951-S/1999/513, Anlage II. 
32 S/PRST/2001/32. 
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 2. begrüßt die in Osttimor erzielten Fortschritte und 
Erfolge und lobt den Generalsekretär und die Übergangsver-
waltung der Vereinten Nationen in Osttimor unter der Lei-
tung des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für ihre 
Anstrengungen zur Unterstützung des Gebiets während 
seines Übergangs in die Unabhängigkeit; 

 3. begrüßt außerdem die bevorstehende offizielle 
Machtübertragung von den Vereinten Nationen auf die staat-
lichen Institutionen Osttimors, wie von der Verfassungge-
benden Versammlung Osttimors empfohlen; 

 4. beschließt, Osttimor bei Erlangung seiner Unab-
hängigkeit von der Liste der Gebiete ohne Selbstregierung 
zu streichen. 

RESOLUTION 56/283 

Verabschiedet auf der 99. Plenarsitzung am 22. Mai 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.78, vorgelegt 
vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/283. Teilnahme Osttimors am Weltgipfel für nach-
haltige Entwicklung und seinem Vorberei-
tungsprozess 

 Die Generalversammlung, 

 der Regierung und dem Volk Osttimors ihre Glück-
wünsche dazu aussprechend, dass Osttimor am 20. Mai 2002 
die Unabhängigkeit erlangt hat, 

 mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass Ost-
timor einen Antrag auf Mitgliedschaft bei den Vereinten Na-
tionen gestellt hat33, 

 eingedenk der Erklärung des Präsidenten des Sicher-
heitsrats vom 20. Mai 200234, in der der Rat es begrüßte, 
dass Osttimor seine Unabhängigkeit erlangt hat, 

 feststellend, dass der Weltgipfel für nachhaltige Ent-
wicklung vom 26. August bis 4. September 2002 in Johan-
nesburg (Südafrika) stattfinden wird und dass die vierte 
Tagung der Kommission für Nachhaltige Entwicklung in 
ihrer Eigenschaft als Vorbereitungsausschuss für den Gipfel 
vom 27. Mai bis 7. Juni 2002 in Indonesien abgehalten wird, 

 sowie feststellend, dass der Weltgipfel für nachhaltige 
Entwicklung und sein Vorbereitungsprozess allen Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen und den Mitgliedstaaten der 
Sonderorganisationen offen stehen, 

 1. begrüßt es, dass Osttimor am 20. Mai 2002 seine 
Unabhängigkeit erlangt hat; 

 2. lädt Osttimor ein, bis zu seiner Aufnahme als 
Mitglied der Vereinten Nationen oder der Sonderorganisatio-

______________ 
33 A/56/953-S/2002/558, Anlage. 
34 S/PRST/2002/13. 

nen als Staat ohne Stimmrecht an dem Weltgipfel für nach-
haltige Entwicklung und seinem Vorbereitungsprozess, so 
auch an der vierten Tagung der Kommission für Nachhaltige 
Entwicklung in ihrer Eigenschaft als Vorbereitungsausschuss 
für den Gipfel, teilzunehmen; 

 3. beschließt, ihre Behandlung des Tagesordnungs-
punkts "Die Situation in Osttimor während seines Übergangs 
in die Unabhängigkeit" abzuschließen. 

RESOLUTION 56/508 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.79, vorge-
legt vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/508. Ad-hoc-Plenarausschuss der Generalversamm-
lung für die abschließende Überprüfung und 
Bewertung der Durchführung der Neuen 
Agenda der Vereinten Nationen für die Ent-
wicklung Afrikas in den neunziger Jahren 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/218 vom 21. De-
zember 2001, in der sie beschloss, einen Ad-hoc-Plenaraus-
schuss der Generalversammlung einzusetzen, um die ab-
schließende Überprüfung und Bewertung der Durchführung 
der Neuen Agenda der Vereinten Nationen für die Entwick-
lung Afrikas in den neunziger Jahren und der damit zusam-
menhängenden Initiativen durchzuführen, 

 sowie unter Hinweis darauf, dass sie in ihrer Resolution 
56/218 außerdem beschloss, dass der Ad-hoc-Plenaraus-
schuss während der siebenundfünfzigsten Tagung der Gene-
ralversammlung vom 9. bis 13. September 2002 eine fünf 
Arbeitstage und vom 7. bis 9. Oktober 2002 eine drei Ar-
beitstage dauernde Arbeitstagung abhalten soll, 

 eingedenk dessen, dass die sechsundfünfzigste Tagung 
der Generalversammlung am Montag, dem 9. September 
2002, abgeschlossen und die siebenundfünfzigste Tagung am 
Dienstag, dem 10. September 2002, eröffnet wird, 

 unter Berücksichtigung ihres Beschlusses 56/468 vom 
1. Mai 2002, in dem sie beschloss, auf ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung von Donnerstag, dem 12. September, bis 
Sonntag, dem 15. September 2002, und von Dienstag, dem 
17. September, bis Freitag, dem 20. September 2002, eine 
achttägige Generaldebatte abzuhalten, 

 beschließt, dass der Ad-hoc-Plenarausschuss der Gene-
ralversammlung für die abschließende Überprüfung und Be-
wertung der Durchführung der Neuen Agenda der Vereinten 
Nationen für die Entwicklung Afrikas in den neunziger 
Jahren von Dienstag, dem 24. September, bis Donnerstag, 
dem 26. September 2002, eine drei Arbeitstage und von 
Montag, dem 7. Oktober, bis Freitag, dem 11. Oktober 2002, 
eine fünf Arbeitstage dauernde Arbeitstagung abhalten soll. 
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RESOLUTION 56/509 

Verabschiedet auf der 106. Plenarsitzung am 8. Juli 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.80 in seiner 
mündlich abgeänderten Fassung, vorgelegt vom Präsidenten der General-
versammlung. 

56/509. Änderung der Regeln 30, 31 und 99 der Ge-
schäftsordnung der Generalversammlung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/285 vom 7. Sep-
tember 2001 "Neubelebung der Generalversammlung; Stei-
gerung der Effizienz der Generalversammlung", 

 in der Überzeugung, dass ein reibungsloser Übergang 
zwischen den aufeinander folgenden Präsidenten der Gene-
ralversammlung beziehungsweise zwischen den Vorsitzen-
den jedes Hauptausschusses einen nützlichen Beitrag zur 
Verbesserung der Arbeit der Versammlung leisten könnte, 

 1. beschließt, nur für die Zwecke dieser Resolution 
auf das in Regel 163 der Geschäftsordnung der Generalver-
sammlung festgelegte Verfahren zu verzichten, wonach ein 
Ausschuss über die nachstehenden Änderungen Bericht zu 
erstatten hat; 

 2. beschließt außerdem, die Regeln 30, 31 und 99 
ihrer Geschäftsordnung wie folgt zu ändern: 

 a) Die derzeit geltende Regel 30 wird durch folgen-
den Wortlaut ersetzt: 

 "Wahlen 

Regel 30 

  Sofern die Generalversammlung nichts anderes 
beschließt, wählt die Generalversammlung einen Präsi-
denten und 21 Vizepräsidenten mindestens drei Monate 
vor Eröffnung der Tagung, bei der sie den Vorsitz füh-
ren werden. Der Präsident und die Vizepräsidenten, die 
so gewählt wurden, treten ihr Amt erst zu Beginn der 
Tagung an, für die sie gewählt werden, und üben ihr 
Amt bis zum Ende dieser Tagung aus. Die Vizepräsi-
denten werden nach der Wahl der Vorsitzenden der in 
Regel 98 bezeichneten sechs Hauptausschüsse so ge-
wählt, dass der repräsentative Charakter des Präsidial-
ausschusses gewährleistet ist."; 

 b) Die derzeit geltende Regel 31 wird durch folgen-
den Wortlaut ersetzt: 

 "Vorläufiger Präsident 

Regel 31 

  Ist zum Zeitpunkt der Eröffnung einer Tagung der 
Generalversammlung der Präsident dieser Tagung noch 
nicht gemäß Regel 30 gewählt, so führt der Präsident 
der vorangegangenen Tagung oder der Vorsitzende der 

Delegation, aus der der Präsident der vorangegangenen 
Tagung gewählt wurde, so lange den Vorsitz, bis die 
Versammlung einen Präsidenten gewählt hat."; 

 c) Buchstabe a der derzeit geltenden Regel 99 wird 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

  "Alle Hauptausschüsse wählen mindestens drei 
Monate vor Eröffnung der Tagung einen Vorsitzenden. 
Die Wahl der anderen in Regel 103 vorgesehenen 
Amtsträger erfolgt spätestens am Ende der ersten Ta-
gungswoche."; 

 3. beschließt ferner, dass nur für die siebenundfünf-
zigste Tagung der Generalversammlung der Präsident, die 
Vizepräsidenten und die Vorsitzenden der Hauptausschüsse 
so früh wie möglich zu wählen sind; 

 4. beschließt, dass diese Änderungen am 8. Juli 
2002 in Kraft treten. 

RESOLUTION 56/510 

Verabschiedet auf der 109. Plenarsitzung am 23. Juli 2002, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.82 und Add.1, 
eingebracht von: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Luxemburg, Mexi-
ko, Niederlande, Österreich, Portugal, Schweden, Spanien, Südafrika, 
Suriname, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland. 

56/510. Akkreditierung und Teilnahme nichtstaatli-
cher Organisationen an dem Ad-hoc-Aus-
schuss über ein umfassendes und integratives 
Internationales Übereinkommen über den 
Schutz und die Förderung der Rechte und der 
Würde von Menschen mit Behinderungen 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk ihrer Resolution 56/168 vom 19. Dezember 
2001, in der sie unter anderem die mit diesen Fragen be-
fassten nichtstaatlichen Organisationen bat, Beiträge zu den 
Arbeiten zu leisten, mit denen der Ad-hoc-Ausschuss über 
ein umfassendes und integratives Internationales Überein-
kommen über den Schutz und die Förderung der Rechte und 
der Würde von Menschen mit Behinderungen betraut ist, 

 begrüßend, dass die Menschenrechtskommission dem 
Ad-hoc-Ausschuss in ihrer Resolution 2002/61 vom 
25. April 200235 nahe gelegt hat, Arbeitsmethoden zu über-
nehmen, die eine umfassende Mitwirkung zuständiger nicht-
staatlicher Organisationen an seinen Beratungen gestatten 
würden, 

 1. beschließt, allen nichtstaatlichen Organisationen 
mit Konsultativstatus beim Wirtschafts- und Sozialrat die 
Akkreditierung bei dem Ad-hoc-Ausschuss über ein umfas-
sendes und integratives Internationales Übereinkommen 
______________ 
35 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, 
Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
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über den Schutz und die Förderung der Rechte und der 
Würde von Menschen mit Behinderungen zu gewähren; 

 2. beschließt außerdem, dass andere, nicht bereits 
bei dem Ad-hoc-Ausschuss akkreditierte nichtstaatliche 
Organisationen beim Sekretariat einen Antrag auf Akkredi-
tierung stellen können und dass die Anträge sämtliche An-
gaben über die Zuständigkeit der Organisation und die Re-
levanz ihrer Tätigkeit für die in Ziffer 44 der Resolution 
1996/31 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 25. Juli 1996 
erläuterte Arbeit des Ausschusses zu enthalten haben; im 
Hinblick auf diese Anträge beschließt sie ferner, 

 a) dass das Sekretariat eine Liste aller von nicht-
staatlichen Organisationen gestellten Neuanträge auf Akkre-
ditierung an alle Mitgliedstaaten des Ad-hoc-Ausschusses 
verteilt, und zwar mindestens vier Wochen vor jeder Tagung 
des Ausschusses mit Ausnahme der ersten Tagung, für die 
der Ausschuss Anträge prüfen wird, die vor und während der 
Tagung eingegangen sind; 

 b) dass die Akkreditierung im Einklang mit den Ver-
fahren und Fristen in Ziffer 46 der Resolution 1996/31 und 
nach dem Kein-Einwand-Verfahren vor Beginn der Tagung 
gewährt wird, mit Ausnahme der ersten Tagung des Ad-hoc-
Ausschusses, bei der ein Mitgliedstaat des Ad-hoc-Aus-
schusses binnen sieben Tagen nach Erhalt jeder Liste einen 
Einwand erheben kann; 

 c) dass der Ad-hoc-Ausschuss zu Beginn jeder sei-
ner Tagungen Neuanträge prüft, gegen die ein Mitgliedstaat 
des Ad-hoc-Ausschusses einen Einwand erhoben hat, und 
einen Beschluss dazu fasst; 

 3. fordert in Anerkennung der Wichtigkeit einer 
geografisch ausgewogenen Beteiligung nichtstaatlicher Or-
ganisationen an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses die zu-
ständigen Organe der Vereinten Nationen nachdrücklich auf, 
denjenigen nichtstaatlichen Organisationen, die nicht über 
entsprechende Ressourcen verfügen, insbesondere mit dem 
Thema befassten nichtstaatlichen Organisationen aus den 
Entwicklungs- und Übergangsländern, im Hinblick auf ihre 
Mitwirkung an der Arbeit des Ausschusses behilflich zu 
sein; 

 4. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass 
alle verfügbaren Informationen über die Akkreditierungsver-
fahren sowie Informationen über die Unterstützungmaßnah-
men für die Teilnahme an dem Ad-hoc-Ausschuss innerhalb 
der Gemeinschaft der nichtstaatlichen Organisationen weite 
Verbreitung finden; 

 5. beschließt, dass Vertreter der beim Ad-hoc-Aus-
schuss akkreditierten nichtstaatlichen Organisationen an der 
Arbeit des Ausschusses mitwirken dürfen und dass der Aus-
schuss während der ersten Woche seiner ersten Tagung einen 
Beschluss über die Modalitäten dieser Mitwirkung fassen 
wird; 

 6. beschließt außerdem, dass diese Regelungen kei-
nen Präzedenzfall für andere Ad-hoc-Ausschüsse der Gene-
ralversammlung schaffen. 

RESOLUTION 56/511 

Verabschiedet auf der 110. Plenarsitzung am 15. August 2002, ohne 
Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.84 und 
Add.1, eingebracht von: Ägypten, Algerien, Aserbaidschan, Äthiopien, 
Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belgien, Brasilien, Burkina Faso, Chi-
na, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Finnland, Frankreich, Indien, Irland, Island, Italien, Kanada, 
Kenia, Kolumbien, Kuwait, Lesotho, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, 
Monaco, Mongolei, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, 
Panama, Papua-Neuguinea, Portugal, Republik Moldau, Schweden, Sierra 
Leone, Südafrika, Syrische Arabische Republik, Togo, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika. 

56/511. Organisation der Plenartagung der General-
versammlung auf hoher Ebene zur Prüfung 
der Form der Unterstützung der Neuen Part-
nerschaft für die Entwicklung Afrikas 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/218 vom 21. De-
zember 2001, mit der sie beschloss, dass am 16. September 
2002 eine Plenartagung der Generalversammlung auf hoher 
Ebene stattfinden soll, um die Form der Unterstützung der 
Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas zu behan-
deln, entsprechend Ziffer 5 der auf dem Tagungsteil auf ho-
her Ebene der Arbeitstagung 2001 des Wirtschafts- und So-
zialrats abgegebenen Ministererklärung36, in der das System 
der Vereinten Nationen und die internationale Gemeinschaft 
aufgefordert wurden, die Neue afrikanische Initiative, die 
jetzt als "Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas" 
bezeichnet wird und die von der Versammlung der Staats- 
und Regierungschefs der Organisation der afrikanischen 
Einheit auf ihrer siebenunddreißigsten ordentlichen Tagung 
vom 9. bis 11. Juli 2001 in Lusaka verabschiedet wurde37, zu 
unterstützen, und dass die Vorbereitungen für die Plenarta-
gung während der sechsundfünfzigsten Tagung der General-
versammlung getroffen werden sollen, 

 überzeugt von dem Nutzen eines interaktiven Teils der 
Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene, 

 1. beschließt, dass die für den 16. September 2002 
anberaumte Plenartagung der Generalversammlung auf ho-
her Ebene zur Prüfung der Form der Unterstützung der 
Neuen Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas aus zwei 
Plenarsitzungen von 9 bis 13 Uhr und von 15 bis 19 Uhr 
sowie aus einer getrennten informellen Podiumsdiskussion 
bestehen wird; 

______________ 
36 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünf-
zigste Tagung, Beilage 3 (A/56/3/Rev.1), Kap. III, Ziffer 29. 
37 Siehe A/56/457, Anlage I, AHG/Decl. 1 (XXXVII). 
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 2. beschließt außerdem, dass die Aufstellung der 
Rednerliste für die Plenardebatte nach der Reihenfolge der 
eingereichten Redeanträge erfolgt. Die Rangfolge der Red-
ner bestimmt sich folgendermaßen: a) Staatsoberhäupter/Re-
gierungschefs; b) Vizepräsidenten/Kronprinzen und Kron-
prinzessinnen; c) Stellvertretende Ministerpräsidenten/Pre-
mierminister; d) der jeweils höchstrangige Vertreter des Hei-
ligen Stuhls und der Schweiz, in ihrer Eigenschaft als Beob-
achterstaaten, sowie Palästinas, in seiner Eigenschaft als 
Beobachter; e) Minister; f) Vizeminister und g) Delegations-
leiter. Sollte sich die Ebene der Repräsentation ändern, so 
rückt der Ersatzredner auf den letzten verfügbaren Platz der 
jeweiligen Kategorie; 

 3. beschließt ferner, dass die informelle Podiums-
diskussion von 15 bis 18 Uhr parallel zu der Nachmittags-
Plenarsitzung stattfinden und unter dem Motto "Die Part-
nerschaft der internationalen Gemeinschaft mit der Neuen 
Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas" stehen wird; 

 4. beschließt, dass die informelle Podiumsdiskussion 
aus fünf Podiumsmitgliedern, nämlich den Staatsoberhäup-
tern der fünf Initiatorländer der Neuen Partnerschaft für die 
Entwicklung Afrikas (Nigeria, Südafrika, Algerien, Senegal 
und Ägypten) bestehen wird; 

 5. beschließt außerdem, dass das Staatsoberhaupt 
Nigerias der Generalversammlung am Ende der Plenarde-
batte eine mündliche Zusammenfassung der Podiumsdiskus-
sion vortragen wird. 

RESOLUTION 56/512 

Verabschiedet auf der 112. Plenarsitzung am 9. September 2002, ohne 
Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/56/L.85, vor-
gelegt vom Präsidenten der Generalversammlung. 

56/512. Verhütung bewaffneter Konflikte 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/281 vom 1. Au-
gust 2001, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Präsidenten 
der sechsundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung 
an den Generalsekretär, datiert vom 26. April 200238, seinen 
darauf folgenden Schreiben vom 10. Juli beziehungsweise 
1. August 2002 an die Mitgliedstaaten betreffend die Verhü-
tung bewaffneter Konflikte sowie den auf der sechsund-
fünfzigsten Tagung geführten Gesprächen und abgegebenen 
Vorschlägen, 

 eingedenk ihrer Verantwortlichkeiten, Aufgaben und 
Befugnisse gemäß der Charta der Vereinten Nationen, insbe-
sondere im Hinblick auf Angelegenheiten im Zusammen-
hang mit der Verhütung bewaffneter Konflikte, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs über die Verhütung bewaffneter Kon-
flikte39; 

 2. beschließt, die Behandlung des genannten Be-
richts und der darin enthaltenen Empfehlungen auf ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung fortzusetzen. 

______________ 
38 A/56/935. 
39 A/55/985-S/2001/574 und Corr.1. 
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RESOLUTION 56/225 B 

Verabschiedet auf der 99. Plenarsitzung am 22. Mai 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/551/Add.1)1. 

56/225. Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des 
Fragenkomplexes der Friedenssicherungsein-
sätze 

B2 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2006 (XIX) vom 
18. Februar 1965 und alle anderen einschlägigen Resolutio-
nen, 

 insbesondere unter Hinweis auf ihre Resolutionen 
54/81 B vom 25. Mai 2000, 55/135 vom 8. Dezember 2000 
und 56/225 A vom 24. Dezember 2001, 

 unter Hinweis auf ihren Beschluss in Resolution 
56/225 A, den Punkt "Umfassende Überprüfung aller Teilas-
pekte des Fragenkomplexes der Friedenssicherungseinsätze" 
in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen, 

 bekräftigend, dass die Anstrengungen der Vereinten 
Nationen zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten, na-
mentlich auch durch ihre Friedenssicherungseinsätze, unver-
zichtbar sind, 

 davon überzeugt, dass die Vereinten Nationen ihre Fä-
higkeiten auf dem Gebiet der Friedenssicherung weiter ver-
bessern und die Wirksamkeit und Effizienz der Dislozierung 
ihrer Friedenssicherungseinsätze erhöhen müssen, 

 in Anbetracht des Beitrags, den alle Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen zur Friedenssicherung leisten, 

 davon Kenntnis nehmend, dass zahlreiche Mitgliedstaa-
ten, insbesondere truppenstellende Länder, Interesse daran  

_____________ 
1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Argentinien, Japan, Kanada, Nigeria und Polen. 
2 Damit wird die Resolution 56/225 in Abschnitt III des Offiziellen Protokolls 
der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 49 und Korri-
gendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, zu Resolution 56/225 A. 

bekundet haben, zur Arbeit des Sonderausschusses für Frie-
denssicherungseinsätze beizutragen, 

 eingedenk dessen, dass es auch weiterhin notwendig ist, 
die Effizienz des Sonderausschusses zu erhalten und die 
Wirksamkeit seiner Tätigkeit zu steigern, 

 1. begrüßt den Bericht des Sonderausschusses für 
Friedenssicherungseinsätze3; 

 2. schließt sich den Vorschlägen, Empfehlungen und 
Schlussfolgerungen des Sonderausschusses an, die in den 
Ziffern 45 bis 155 seines Berichts enthalten sind; 

 3. fordert die Mitgliedstaaten, das Sekretariat und 
die zuständigen Organe der Vereinten Nationen nachdrück-
lich auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Vorschläge, Empfehlungen und Schlussfolgerungen des Son-
derausschusses umzusetzen; 

 4. wiederholt, dass diejenigen Mitgliedstaaten, die in 
künftigen Jahren Personal für die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen stellen oder sich künftig für drei auf-
einander folgende Jahre als Beobachter an der Arbeit des 
Sonderausschusses beteiligen, auf schriftlichen Antrag an 
den Vorsitzenden des Sonderausschusses auf der darauf fol-
genden Tagung des Sonderausschusses Mitglieder werden 
sollen; 

 5. beschließt, dass der Sonderausschuss im Einklang 
mit seinem Mandat seine Bemühungen um eine umfassende 
Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der 
Friedenssicherungseinsätze fortsetzen, die Umsetzung seiner 
früheren Vorschläge überprüfen und über neue Vorschläge 
beraten soll, um die Kapazität der Vereinten Nationen zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben auf diesem Gebiet zu erhöhen; 

 6. ersucht den Sonderausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt über seine Tätigkeit vorzulegen. 

 

_____________ 
3 A/56/863. 
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RESOLUTION 56/265 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/581, Ziffer 28)1. 

56/265. Dritte Dekade zur Bekämpfung von Rassismus 
und Rassendiskriminierung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/84 vom 4. De-
zember 2000, 

 bekräftigend, dass Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz eine Negation der Ziele und Grundsätze der Charta der 
Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte2 darstellen, 

 sowie ihre feste Entschlossenheit und ihren Willen be-
kräftigend, Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz voll-
ständig und bedingungslos zu beseitigen, 

 mit Befriedigung hinweisend auf die Verkündung der 
1993 angelaufenen Dritten Dekade zur Bekämpfung von 
Rassismus und Rassendiskriminierung in ihrer Resolution 

_____________ 
1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Neusee-
land, Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Spa-
nien, Tschechische Republik, Türkei, Venezuela (im Namen der Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 
sind, sowie Chinas) und Vereinigtes Königreich Großbritannien und 
Nordirland. 
2 Resolution 217 A (III). 

48/91 vom 20. Dezember 1993 und die Verabschiedung des 
überarbeiteten Aktionsprogramms für die Dritte Dekade zur 
Bekämpfung von Rassismus und Rassendiskriminierung in 
ihrer Resolution 49/146 vom 23. Dezember 1994, 

 mit ernster Besorgnis feststellend, dass die wichtigsten 
Ziele der drei Dekaden trotz der Bemühungen der internatio-
nalen Gemeinschaft nicht erreicht worden sind und dass 
zahllose Menschen selbst heute noch Opfer von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz sind, 

 erfreut darüber, dass die vom 31. August bis 8. Sep-
tember 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz die 
Staaten und die internationale Gemeinschaft nachdrücklich 
aufforderte, die Aktivitäten der Dritten Dekade zur Bekämp-
fung von Rassismus und Rassendiskriminierung zu unterstüt-
zen, 

 in dem Bewusstsein, dass die Erklärung und das Ak-
tionsprogramm, die von der Konferenz verabschiedet wur-
den3, ein breites Spektrum praktischer Fragen behandeln, die 
das Aktionsprogramm für die Dritte Dekade ergänzen könn-
ten,  

 nach Behandlung des Berichts, den der Generalsekretär 
im Rahmen der Durchführung des Aktionsprogramms für die 
Dritte Dekade vorgelegt hat4, 

_____________ 
3 Siehe A/CONF.189/12, Kap. I. 
4 A/56/481. 
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 1. nimmt Kenntnis von dem vom Generalsekretär 
vorgelegten Bericht; 

 2. erkennt an, dass für die Dritte Dekade zur Be-
kämpfung von Rassismus und Rassendiskriminierung sowie 
für das Aktionsprogramm für die Dritte Dekade zur Bekämp-
fung von Rassismus und Rassendiskriminierung angemesse-
ne Unterstützung und Finanzmittel erforderlich sind, und 
ersucht den Generalsekretär, in seinen Bericht an die Gene-
ralversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung wei-
tere geeignete konkrete Vorschläge aufzunehmen, wie si-
chergestellt werden kann, dass die für die Durchführung des 
Aktionsprogramms erforderlichen finanziellen und personel-
len Ressourcen, unter anderem aus dem ordentlichen Haus-
halt der Vereinten Nationen und aus außerplanmäßigen Quel-
len, zur Verfügung stehen; 

 3. dankt denen, die Beiträge an den Treuhandfonds 
für das Aktionsprogramm für die Dritte Dekade zur Bekämp-
fung von Rassismus und Rassendiskriminierung entrichtet 
haben, appelliert mit allem Nachdruck an alle Regierungen, 
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und 
Einzelpersonen, die dazu in der Lage sind, großzügige Bei-
träge an den Fonds zu entrichten, und ersucht zu diesem 
Zweck den Generalsekretär, auch weiterhin entsprechende 
Kontakte aufzunehmen und entsprechende Initiativen zu er-
greifen; 

 4. vertritt die Auffassung, dass zur Verwirklichung 
der Ziele der Dritten Dekade allen Teilen des Aktionspro-
gramms gleiche Aufmerksamkeit geschenkt werden soll; 

 5. ersucht den Generalsekretär, den Aktivitäten des 
Aktionsprogramms für die Dritte Dekade hohen Vorrang ein-
zuräumen und in dieser Hinsicht im Rahmen seines Mandats 
dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Finanzmittel bereit-
gestellt werden, um solche Aktivitäten während des noch 
verbleibenden Zeitraums der Dekade durchzuführen; 

 6. wiederholt ihren Aufruf an alle Regierungen, die 
Organe der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen, 
die zwischenstaatlichen Organisationen und die Regionalor-
ganisationen sowie die interessierten nichtstaatlichen Organi-
sationen, in vollem Umfang zur wirksamen Durchführung 
des Aktionsprogramms für die Dritte Dekade beizutragen; 

 7. ist sich dessen bewusst, dass das Aktionspro-
gramm für die Dritte Dekade politischen Willen, eine ange-
messene Finanzierungsgrundlage und internationale Zusam-
menarbeit erfordert; 

 8. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über den 
Wirtschafts- und Sozialrat einen Bericht über die Durchfüh-
rung des Aktionsprogramms für die Dritte Dekade vorzule-
gen; 

 9. beschließt, die Behandlung dieser Angelegenheit 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Be-

seitigung von Rassismus und Rassendiskriminierung" fort-
zusetzen. 

RESOLUTION 56/266 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 134 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 2 Ent-
haltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/581, Ziffer 28)5: 
 Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Äquatorialguinea, Argen-
tinien, Armenien, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, 
Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, 
Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, 
Finnland, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Iran (Islamische 
Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugo-
slawien, Kambodscha, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kolumbien, 
Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische 
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Madagaskar, Malawi, Malediven, 
Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, 
Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Oman, 
Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portu-
gal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, 
Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Sierra Leone, 
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts 
und Nevis, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Syrische Arabische Republik, 
Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, 
Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Australien, Kanada. 

56/266. Umfassende Durchführung und Weiterverfol-
gung der Ergebnisse der Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende 
Intoleranz  

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 52/111 vom 12. De-
zember 1997, in der sie beschloss, die Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängende Intoleranz einzuberufen, und 
auf alle sonstigen Resolutionen zu dieser Frage, 

 in Bekräftigung ihres Engagements für eine weltweite 
Kampagne zur vollständigen Beseitigung von Rassismus, 

_____________ 
5 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belgien, Dänemark, Deutschland, ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Island, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Portugal, Republik Korea, Russische Födera-
tion, Schweden, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Venezuela 
(im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder 
der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas) und Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland. 
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Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz, 

 mit Genugtuung über die Erklärung und das Aktions-
programm, die auf der vom 31. August bis 8. September 
2001 in Durban (Südafrika) abgehaltenen Konferenz verab-
schiedet wurden6, 

 davon überzeugt, dass die Konferenz einen wichtigen 
Beitrag zu dem Anliegen der Beseitigung von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz geleistet hat und dass wirksa-
me Maßnahmen getroffen werden müssen, um ihre Ergebnis-
se unverzüglich vollständig umzusetzen, 

 hervorhebend, dass es geboten ist, auf nationaler, re-
gionaler und internationaler Ebene den politischen Willen 
und die Dynamik zur Bekämpfung von Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängender Intoleranz kontinuierlich aufrechtzuerhalten, 
unter Berücksichtigung der im Rahmen der Erklärung und 
des Aktionsprogramms von Durban eingegangenen Ver-
pflichtungen, und darauf hinweisend, wie wichtig es ist, dass 
die einzelstaatlichen Maßnahmen und die internationale Zu-
sammenarbeit zu diesem Zweck verstärkt werden, 

 bekräftigend, wie wichtig es für die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte und für die Verwirklichung der 
Ziele des Kampfes gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz ist, dass die internationale Zusammenarbeit verstärkt 
wird, 

 eingedenk dessen, dass die Generalversammlung, der 
Wirtschafts- und Sozialrat, die Menschenrechtskommission 
und die sonstigen zuständigen Organe und Gremien des Sy-
stems der Vereinten Nationen den Kampf gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz weiterführen müssen, unter Be-
rücksichtigung der in der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm von Durban enthaltenen und in dem Bericht der Kon-
ferenz7 wiedergegebenen einschlägigen Empfehlungen,  

 betonend, dass es zur Erfüllung der in der Erklärung 
und dem Aktionsprogramm von Durban eingegangenen Ver-
pflichtungen angemessener Mittel auf nationaler, regionaler 
und internationaler Ebene bedarf und dass diese ein wichti-
ger Bestandteil des Kampfes gegen Rassismus, Rassendis-
kriminierung und damit zusammenhängende Intoleranz sind, 

 mit dem Ausdruck ihrer Dankbarkeit an die Regierung 
und das Volk Südafrikas für die Ausrichtung der Konferenz, 
für die ausgezeichneten Konferenzvorbereitungen, für die 
allen Teilnehmern gewährte Gastfreundschaft und für die 
Übernahme einer entscheidend wichtigen Führungsrolle 
während des gesamten Konferenzverlaufs, 

_____________ 
6 Siehe A/CONF.189/12, Kap. I. 
7 A/CONF.189/12. 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes an den Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, den Generalsekretär der Konferenz 
und die Mitglieder des Sekretariats für ihre Anstrengungen 
zur Vorbereitung und Betreuung der Konferenz, 

 mit Genugtuung über die aktive Beteiligung der Zivil-
gesellschaft, einschließlich der nichtstaatlichen Organisatio-
nen und der Jugendlichen, an dem Vorbereitungsprozess und 
an der Konferenz, sowie ihre Mitwirkung auf nationaler, re-
gionaler und internationaler Ebene an dem weitergehenden 
Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz be-
fürwortend, 

 anerkennend, dass die Strategien, Politiken, Program-
me und Maßnahmen zur Erfüllung der in der Erklärung und 
dem Aktionsprogramm von Durban eingegangenen Ver-
pflichtungen von den Staaten effizient und zügig ausgearbei-
tet und durchgeführt werden sollen, unter voller Beteiligung 
der Zivilgesellschaft einschließlich der nichtstaatlichen Or-
ganisationen,  

 in Würdigung der Beiträge und der Mitwirkung der 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen an dem Vorberei-
tungsprozess und an der Konferenz und ihnen die aktive Be-
teiligung an dem Kampf gegen Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
de Intoleranz nahelegend, unter Berücksichtigung der in der 
Erklärung und dem Aktionsprogramm von Durban enthalte-
nen Empfehlungen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz; 

 2. macht sich die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Durban, die am 8. September 2001 von der Kon-
ferenz verabschiedet wurden, zu eigen; 

 3. bringt ihre Befriedigung über die Ergebnisse der 
Konferenz zum Ausdruck, die eine feste Grundlage für weite-
re Maßnahmen und Initiativen bilden; 

 4. erkennt an, dass politischer Wille und angemesse-
ne Finanzmittel auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene sowie internationale Zusammenarbeit für den Erfolg 
des Aktionsprogramms notwendig sind; 

 5. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit 
mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte sicherzustellen, dass die Erklärung und 
das Aktionsprogramm von Durban unter den zuständigen 
Organen und Gremien der Vereinten Nationen und den Son-
derorganisationen in allen Amtssprachen der Vereinten Na-
tionen so weit wie möglich verbreitet werden; 

 6. bittet alle in Betracht kommenden Organe, Orga-
nisationen und Gremien des Systems der Vereinten Nationen, 
sich an den Folgemaßnahmen zu der Konferenz zu be-
teiligen, und bittet die Sonderorganisationen und verwandte 
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Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, ihre 
Aktivitäten, Programme und mittelfristigen Strategien im 
Rahmen ihres jeweiligen Mandats zu verstärken und anzu-
passen, um den Folgemaßnahmen zu der Konferenz Rech-
nung zu tragen; 

 7. ersucht den Generalsekretär, den Wirtschafts- und 
Sozialrat, die Menschenrechtskommission und die sonstigen 
in Betracht kommenden, mit Menschenrechten befassten Or-
gane und Gremien des Systems der Vereinten Nationen, ih-
ren Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
fortzusetzen und dabei die einschlägigen Empfehlungen in 
der Erklärung und dem Aktionsprogramm von Durban zu 
berücksichtigen und diesbezügliche Fortschritte gegebenen-
falls in ihre Berichte aufzunehmen; 

 8. bittet alle Organe zur Überwachung der Einhal-
tung der Menschenrechtsverträge und alle Mechanismen und 
Nebenorgane der Menschenrechtskommission, bei der Erfül-
lung ihres jeweiligen Mandats die einschlägigen Bestimmun-
gen der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban 
zu beachten; 

 9. bittet die Staaten, der Erklärung und dem Ak-
tionsprogramm von Durban breite Publizität zu verschaffen; 

 10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, unverzüg-
lich nationale Politiken und Aktionspläne aufzustellen und 
durchzuführen, um Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intole-
ranz, namentlich ihre geschlechtsspezifischen Ausprägungen, 
zu bekämpfen;  

 11. fordert alle Staaten auf, unverzüglich auf nationa-
ler, regionaler und internationaler Ebene Politiken und Ak-
tionspläne auszuarbeiten und durchzuführen, um Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz, namentlich ihre geschlechts-
spezifischen Ausprägungen, zu bekämpfen;  

 12. unterstützt die Entscheidung der Hohen Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, eine Anti-
diskriminierungs-Gruppe zur Bekämpfung von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz und zur Förderung von Gleich-
stellung und Nichtdiskriminierung einzurichten; 

 13. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit der 
Erklärung und dem Aktionsprogramm von Durban fünf un-
abhängige namhafte Experten, einen aus jeder Region, aus 
dem Kreis der Kandidaten zu ernennen, die vom Vorsitzen-
den der Menschenrechtskommission nach Konsultationen 
mit den Regionalgruppen vorgeschlagen werden, um die 
Durchführung der Bestimmungen der Erklärung und des 
Aktionsprogramms weiterzuverfolgen; 

 14. ersucht die Hohe Kommissarin, bei den Folge-
maßnahmen zu der Konferenz mit diesen fünf unabhängigen 

namhaften Experten zusammenzuarbeiten und der General-
versammlung und der Menschenrechtskommission jährlich 
Bericht zu erstatten, unter Berücksichtigung der eingegange-
nen Informationen und Auffassungen von Staaten, zuständi-
gen Menschenrechts-Vertragsorganen, Sonderverfahren und 
sonstigen Mechanismen der Kommission, von internationa-
len, regionalen und nichtstaatlichen Organisationen sowie 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen;  

 15. erkennt an, wie entscheidend wichtig es ist, dass 
die Ergebnisse der Konferenz mit denjenigen früherer Welt-
konferenzen der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte und auf sozialem Gebiet auf eine Stufe ge-
stellt werden; 

 16. erkennt an, dass Überprüfung und Bewertung von 
entscheidender Bedeutung für die Wirksamkeit der Folge-
maßnahmen zu der Konferenz sind, und beschließt, die in 
dieser Hinsicht erzielten Fortschritte zu prüfen und die Mo-
dalitäten der Überprüfung und Bewertung auf ihrer neunund-
fünfzigsten Tagung gesamthaft zu behandeln; 

 17. beschließt, in die Tagesordnung ihrer kommenden 
Tagungen unter dem Punkt "Beseitigung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung" einen Unterpunkt "Umfassende Ver-
wirklichung und Weiterverfolgung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban" aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/267 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/581, Ziffer 28)8. 

56/267. Maßnahmen zur Bekämpfung zeitgenössischer 
Formen des Rassismus und der Rassendiskri-
minierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz 

Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/83 vom 4. De-
zember 2000 und Kenntnis nehmend von der Resolution 
2001/5 der Menschenrechtskommission vom 18. April 
20019, 

 anerkennend, dass in der Erklärung und dem Aktions-
programm von Durban, die auf der Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wur-
den10, ein breites Spektrum praktischer Fragen angegangen 
wurde, namentlich Maßnahmen zur Bekämpfung zeitgenössi-

_____________ 
8 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Island, Liechtenstein, Norwegen und 
Venezuela (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die 
Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chinas). 
9 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2001, 
Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
10 Siehe A/CONF.189/12, Kap. I. 
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scher Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Into-
leranz, 

 betonend, dass in der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden11, der Be-
seitigung des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und anderer Formen der Intoleranz 
Bedeutung beigemessen wird, 

 in Bekräftigung des Geistes des erneuerten politischen 
Willens und der Entschlossenheit zur Bekämpfung der Gei-
ßel des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, von 
der kein Land frei ist, 

 überzeugt, dass der Rassismus, eines der Ausgren-
zungsphänomene, von denen zahlreiche Gesellschaften heim-
gesucht werden, nur durch entschlossenes Handeln und Zu-
sammenarbeit beseitigt werden kann, 

 tief besorgt darüber, dass Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
de Intoleranz sowie Gewaltakte trotz unausgesetzter Bemü-
hungen nicht nur weiter bestehen, sondern sogar noch zuneh-
men und dabei unaufhörlich neue Formen annehmen, wozu 
auch die Tendenz gehört, eine Politik zu verfolgen, die sich 
auf rassische, religiöse, ethnische, kulturelle und nationale 
Überlegenheit oder Exklusivität gründet, 

 besonders bestürzt über die Zunahme rassistischer Ge-
walt in vielen Teilen der Welt, unter anderem infolge wieder 
auflebender Aktivitäten von auf der Grundlage rassistischer 
und fremdenfeindlicher Programme und Satzungen gegrün-
deten Vereinigungen, sowie über die anhaltende Nutzung 
dieser Programme und Satzungen zur Förderung rassistischer 
Ideologien oder zur Aufstachelung dazu, 

 betonend, dass die Erinnerung an die Verbrechen und 
Verfehlungen der Vergangenheit, gleichviel, wo und wann sie 
begangen wurden, die unmissverständliche Verurteilung frü-
herer rassistischer Tragödien und die wahrheitsgemäße Dar-
stellung der Geschichte wesentliche Bestandteile der inter-
nationalen Aussöhnung und der Schaffung von Gesellschaf-
ten sind, die auf Gerechtigkeit, Gleichheit und Solidarität 
gründen,  

 zutiefst besorgt darüber, dass die Verfechter von Ras-
sismus und Rassendiskriminierung die neuen Kommunika-
tionstechnologien, namentlich das Internet, missbrauchen, 
um ihre abscheulichen Ansichten zu verbreiten, 

 feststellend, dass der Einsatz dieser Technologien auch 
zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz beitragen kann, 

_____________ 
11 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 

 sich dessen bewusst, dass ein grundlegender Unter-
schied besteht zwischen Rassismus und Rassendiskriminie-
rung, die zur staatlichen Politik erhoben wurden oder die 
sich aus einer offiziellen Doktrin der rassischen Überlegen-
heit oder Exklusivität ableiten, und anderen Erscheinungs-
formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, 
die in Teilen zahlreicher Gesellschaften immer häufiger zu-
tage treten, von Einzelpersonen oder Gruppen begangen wer-
den und sich zum Teil gegen Wanderarbeitnehmer und ihre 
Angehörigen richten, 

 erneut erklärend, dass es den Regierungen obliegt, die 
Rechte von Personen, die ihrer Hoheitsgewalt unterstehen, 
zu gewährleisten und sie vor Verbrechen zu schützen, die 
von rassistischen oder fremdenfeindlichen Einzelpersonen 
oder Gruppen begangen werden, 

 in Anerkennung der mit der Bekämpfung von Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz in einer zunehmend glo-
balisierten Welt verbundenen Herausforderungen wie auch 
Chancen, 

 mit Besorgnis feststellend, dass Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz unter anderem durch eine ungleiche 
Verteilung des Wohlstands, Marginalisierung und soziale 
Ausgrenzung verschärft werden können, 

 zutiefst besorgt darüber, dass der Rassismus und die 
Rassendiskriminierung gegen Wanderarbeitnehmer trotz der 
Bemühungen, die die internationale Gemeinschaft unter-
nimmt, um die Menschenrechte von Wanderarbeitnehmern 
und ihren Familienangehörigen zu schützen, weiter anhalten, 

 feststellend, dass der Ausschuss für die Beseitigung der 
Rassendiskriminierung in seiner allgemeinen Empfehlung 
XV (42) vom 17. März 199312 zu Artikel 4 des Internationa-
len Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Ras-
sendiskriminierung13 die Auffassung vertreten hat, dass das 
Verbot der Verbreitung jeglichen auf rassischer Überlegen-
heit oder Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit dem 
Recht auf Meinungsfreiheit und dem Recht der freien Mei-
nungsäußerung nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte14 und Artikel 5 des Übereinkommens 
vereinbar ist, 

 erklärend, dass der universelle Beitritt zu dem Inter-
nationalen Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung und seine vollinhaltliche Durchfüh-
rung von höchster Wichtigkeit für die Förderung der Gleich-
heit und Nichtdiskriminierung in der Welt sind, 

_____________ 
12 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundvier-
zigste Tagung, Beilage 18 (A/48/18), Kap. VIII, Abschnitt B. 
13 Resolution 2106 A (XX), Anlage. 
14 Resolution 217 A (III). 
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 feststellend, dass die Berichte, die die Vertragsstaaten 
auf Grund des Übereinkommens vorlegen, unter anderem In-
formationen über die Ursachen zeitgenössischer Formen des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz sowie 
Maßnahmen zu deren Bekämpfung enthalten, 

 mit Besorgnis über das Vorkommen von Mehrfach-
diskriminierung, insbesondere gegen Frauen, 

 unterstreichend, dass es geboten ist, dringend die wei-
ter anhaltenden gewaltsamen Tendenzen des Rassismus und 
der Rassendiskriminierung zu beseitigen, und sich dessen be-
wusst, dass jede Form der Straflosigkeit bei strafbaren Hand-
lungen, die durch rassistische und fremdenfeindliche Einstel-
lungen motiviert sind, zur Schwächung der Rechtsstaatlich-
keit und der Demokratie beiträgt, das Wiederauftreten sol-
cher Handlungen oft begünstigt und nur durch entschlossenes 
Handeln und Zusammenarbeit beseitigt werden kann, 

 anerkennend, dass das Versäumnis, insbesondere sei-
tens der Behörden und Politiker, die Rassendiskriminierung 
und die Fremdenfeindlichkeit zu bekämpfen, einer der Fakto-
ren ist, die zu ihrer Perpetuierung in der Gesellschaft beitra-
gen, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass Bedingungen ge-
schaffen werden, die einer größeren Eintracht und vermehr-
ter Toleranz innerhalb der Gesellschaften förderlich sind, 

 1. bekundet ihre volle Unterstützung und Anerken-
nung für die Arbeit des Sonderberichterstatters der Men-
schenrechtskommission über zeitgenössische Formen des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und be-
fürwortet ihre Fortsetzung; 

 2. bittet den Sonderberichterstatter, seinen Mei-
nungsaustausch mit den Mitgliedstaaten, den Organen der 
Vereinten Nationen und den Sonderorganisationen, den ande-
ren zuständigen Mechanismen und den nichtstaatlichen Or-
ganisationen fortzusetzen, damit ihre Wirksamkeit und ihre 
gegenseitige Zusammenarbeit gestärkt werden; 

 3. beglückwünscht den Ausschuss für die Beseiti-
gung der Rassendiskriminierung zu seiner Rolle bei der 
wirksamen Durchführung des Internationalen Übereinkom-
mens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminie-
rung13, mit der er zur Bekämpfung zeitgenössischer Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz bei-
trägt; 

 4. fordert die Staaten nachdrücklich auf, soweit 
nicht bereits geschehen, die Ratifikation der internationalen 
Menschenrechtsübereinkünfte zur Bekämpfung des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit 
und damit zusammenhängender Intoleranz beziehungsweise 
den Beitritt zu diesen Übereinkünften zu erwägen und insbe-
sondere dem Internationalen Übereinkommen zur Beseiti-

gung jeder Form von Rassendiskriminierung dringend beizu-
treten, damit seine universelle Ratifikation bis 2005 erreicht 
wird, die Abgabe der in Artikel 14 des Übereinkommens 
vorgesehenen Erklärung zu erwägen, ihren Berichtspflichten 
nachzukommen und die abschließenden Bemerkungen des 
Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 
zu veröffentlichen und in die Tat umzusetzen, und fordert die 
Staaten außerdem nachdrücklich auf, Vorbehalte zurückzu-
nehmen, die im Widerspruch zu dem Ziel und Zweck des 
genannten Übereinkommens stehen, sowie die Zurücknahme 
sonstiger Vorbehalte zu erwägen; 

 5. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
im Einklang mit ihren Verpflichtungen aus dem Internationa-
len Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassen-
diskriminierung einzelstaatliche Rechtsvorschriften und Ver-
waltungsmaßnahmen zu verabschieden und umzusetzen be-
ziehungsweise zu stärken, die dem Rassismus ausdrücklich 
und auf gezielte Weise entgegenwirken und die direkte wie 
indirekte Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängende Intoleranz in allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens verbieten, und dabei sicherzustellen, 
dass ihre Vorbehalte nicht im Widerspruch zu dem Ziel und 
Zweck des Übereinkommens stehen; 

 6. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, auf 
der Grundlage statistischer Informationen einzelstaatliche 
Programme zu erstellen, die eventuell gezielte Fördermaß-
nahmen vorsehen, um den Zugang von Einzelpersonen oder 
Gruppen, die Opfer von Rassendiskriminierung sind oder 
sein können, zu grundlegenden sozialen Diensten, nament-
lich zu Grundschulbildung, Grundeinrichtungen der Gesund-
heitsfürsorge und angemessenem Wohnraum zu fördern; 

 7. verurteilt den Missbrauch der Druck-, der audio-
visuellen und der elektronischen Medien sowie der neuen 
Kommunikationstechnologien, namentlich des Internet, zur 
Aufstachelung zu durch Rassenhass motivierter Gewalt, und 
fordert die Staaten auf, im Einklang mit den Verpflichtungen, 
die sie gemäß der Erklärung und dem Aktionsprogramm von 
Durban10, insbesondere gemäß Ziffer 147 des Aktionspro-
gramms, eingegangen sind, alle notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen, um diese Form des Rassismus im Einklang mit den 
bestehenden internationalen und regionalen Normen für das 
Recht der freien Meinungsäußerung zu bekämpfen und dabei 
alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die Mei-
nungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäußerung zu 
garantieren;  

 8. begrüßt die internationalen Konsultationen auf 
Regierungsebene mit dem Ziel, den Missbrauch des Internet 
für rassistische Zwecke zu bekämpfen, und betont, wie wich-
tig dabei die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Strafverfolgung ist; 

 9. bekräftigt, dass rassistisch motivierte Gewaltakte 
gegen andere keine Meinungsäußerungen, sondern vielmehr 
strafbare Handlungen darstellen; 
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 10. erklärt, dass Rassismus und Rassendiskriminie-
rung sowie Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gende Intoleranz, sofern sie Rassismus und Rassendiskrimi-
nierung gleichkommen, schwere Verstöße gegen den vollen 
Genuss aller Menschenrechte darstellen und diesen behin-
dern; 

 11. fordert die Staaten auf, alle Formen des Men-
schenhandels, insbesondere den Frauen- und Kinderhandel, 
zu kriminalisieren, die Menschenhändler und Mittelsleute zu 
verurteilen und zu bestrafen und dabei den Schutz der Opfer 
des Menschenhandels und ihre Unterstützung unter voller 
Achtung ihrer Menschenrechte zu gewährleisten;  

 12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, nach Be-
darf Gesetze gegen den Menschenhandel, insbesondere den 
Frauen- und Kinderhandel, und die Schleusung von Migran-
ten zu erlassen und anzuwenden und dabei den Praktiken 
Rechnung zu tragen, die Menschenleben gefährden oder zu 
verschiedenen Formen der Knechtschaft und Ausbeutung 
führen, wie beispielsweise Schuldknechtschaft, Sklaverei, 
sexuelle Ausbeutung und Ausbeutung der Arbeitskraft, und 
legt den Staaten nahe, sofern nicht bereits geschehen, Me-
chanismen zur Bekämpfung solcher Praktiken zu schaffen, 
angemessene Ressourcen zuzuweisen, um die Strafverfol-
gung sowie den Rechtsschutz der Opfer zu gewährleisten, 
und die bilaterale, regionale und internationale Zusammen-
arbeit, unter anderem mit nichtstaatlichen Opferhilfeorgani-
sationen, zu verstärken, um den Menschenhandel und die 
Schleusung von Migranten zu bekämpfen;  

 13. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
alles Notwendige zu veranlassen, um durch politische und 
programmatische Maßnahmen gezielt gegen Rassismus und 
rassistisch motivierte Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
vorzugehen und die Zusammenarbeit, die Politikmaßnahmen, 
die wirksame Anwendung ihrer einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften und die effektive Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
aus den einschlägigen internationalen Übereinkünften sowie 
sonstige Schutz- und Präventivmaßnahmen zur Beseitigung 
aller Formen rassistisch motivierter Diskriminierung und 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu verstärken;  

 14. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, den 
Faktor Geschlecht bei der Konzipierung und Ausarbeitung 
von Präventiv-, Ausbildungs- und Schutzmaßnahmen zur 
Beseitigung des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Into-
leranz durchgängig zu berücksichtigen, um zu gewährleisten, 
dass diese Maßnahmen der unterschiedlichen Situation von 
Frauen und Männern gerecht werden; 

 15. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, 
insbesondere jegliche rassistische Gewalt, sowie über damit 
zusammenhängende willkürliche und unterschiedslose Ge-
waltakte und verurteilt diese unmissverständlich; 

 16. verurteilt alle auf Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit, Doktrinen der rassischen Überlegenheit oder damit zu-
sammenhängender Diskriminierung gründenden politischen 
Programme und Organisationen sowie alle auf Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz beruhenden Rechtsvorschriften 
und Praktiken als mit der Demokratie und einer transpa-
renten und rechenschaftspflichtigen Staatsführung unverein-
bar; 

 17. erklärt, dass alle Menschen frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren sind und über das Potenzial 
verfügen, konstruktiv zur Entwicklung und zum Wohl ihrer 
Gesellschaften beizutragen, und dass jede Doktrin der Über-
legenheit einer Rasse wissenschaftlich falsch, moralisch ver-
werflich sowie sozial ungerecht und gefährlich ist und eben-
so wie Theorien, die die Existenz unterschiedlicher mensch-
licher Rassen nachzuweisen versuchen, abgelehnt werden 
müssen; 

 18. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz, na-
mentlich Propaganda, Aktivitäten, Organisationen und poli-
tische Programme, die sich auf eine Doktrin der Überlegen-
heit einer Rasse stützen und mit denen versucht wird, Rassis-
mus und Rassendiskriminierung in irgendeiner Form zu 
rechtfertigen oder zu fördern, und verurteilt diese unmissver-
ständlich; 

 19. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Erschei-
nungsformen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz sowie über die Klischees, die sich in vielen Gesellschaf-
ten gegen Wanderarbeitnehmer und ihre Angehörigen sowie 
gegen Angehörige von Minderheiten und schwächeren Grup-
pen richten, und verurteilt sie; 

 20. fordert die Staaten, namentlich die Strafverfol-
gungsbehörden, nachdrücklich auf, wirksame Politiken und 
Programme zu konzipieren und vollinhaltlich umzusetzen, 
die durch Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeind-
lichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz motivier-
tes Fehlverhalten von Polizeibeamten und sonstigem Straf-
verfolgungspersonal verhindern, aufdecken und sicherstellen, 
dass diese Personen zur Verantwortung gezogen und straf-
rechtlich verfolgt werden; 

 21. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
wirksame Maßnahmen zur Beseitigung des Phänomens zu 
konzipieren, anzuwenden und durchzusetzen, das in Ermitt-
lungen oder Kontrollen auf der Basis der Rasse besteht, das 
heißt in der Praxis von Polizei- oder sonstigen Strafverfol-
gungsbeamten, sich bei der Auswahl von Personen, die 
Ermittlungstätigkeiten unterzogen werden, oder bei der Fest-
stellung, ob eine Person kriminellen Aktivitäten nachgeht, in 
irgendeiner Weise auf die Rasse, die Hautfarbe, die Abstam-
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mung beziehungsweise die nationale oder ethnische Herkunft 
zu stützen; 

 22. ist sich dessen bewusst, dass sich Mitglieder be-
stimmter Gruppen mit eigenständiger kultureller Identität mit 
Hindernissen konfrontiert sehen, die aus einem komplexen 
Zusammenspiel ethnischer, religiöser und anderer Faktoren 
sowie aus ihren Traditionen und Bräuchen erwachsen, und 
fordert die Staaten auf, sicherzustellen, dass die auf die Be-
seitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz ge-
richteten grundsatzpolitischen und anderen Maßnahmen und 
Programme die Hindernisse angehen, die durch das Zusam-
menspiel dieser Faktoren entstehen;  

 23. fordert die Staaten auf, alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den Fortbestand von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz auf der Grundlage einer indi-
genen Abstammung oder Identität zu überwinden; 

 24. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die fortbeste-
henden Formen von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Into-
leranz, einschließlich der Gewalt, gegen Roma/Zigeuner/Sin-
ti/Fahrende, und fordert die Staaten nachdrücklich auf, wirk-
same Politiken und Durchführungsmechanismen für die volle 
Verwirklichung ihrer Gleichberechtigung zu entwickeln; 

 25. legt allen Staaten nahe, in ihre Lehrpläne und So-
zialprogramme auf allen Ebenen nach Bedarf die Vermitt-
lung von Kenntnissen über fremde Kulturen, Völker und 
Länder und von Toleranz und Achtung für diese aufzuneh-
men; 

 26. erkennt an, dass die verschiedenen Erscheinungs-
formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung und der 
Fremdenfeindlichkeit in verschiedenen Teilen der Welt ein 
besser integriertes und wirksameres Vorgehen seitens der zu-
ständigen Menschenrechtseinrichtungen der Vereinten Natio-
nen erfordern; 

 27. legt den Regierungen nahe, geeignete Maßnah-
men zur Beseitigung aller Formen des Rassismus, der Ras-
sendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz zu ergreifen; 

 28. unterstreicht die Notwendigkeit, auf einzelstaatli-
cher, regionaler und internationaler Ebene Strategien, Pro-
gramme und Politiken sowie Rechtsvorschriften, die Sonder- 
und Fördermaßnahmen einschließen können, zu konzipieren, 
zu fördern und umzusetzen, um eine gleichberechtigte so-
ziale Entwicklung und die Verwirklichung der bürgerlichen, 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
aller Opfer von Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz 
unter anderem durch den wirksameren Zugang zu den poli-
tischen Institutionen sowie den Justiz- und Verwaltungsin-
stitutionen zu fördern, sowie die Notwendigkeit, den wirk-

samen Zugang zum Rechtsweg zu fördern und sicherzustel-
len, dass die Früchte der Entwicklung, der Wissenschaft und 
der Technologie wirksam und ohne jede Diskriminierung zur 
Verbesserung der Lebensqualität aller Menschen beitragen; 

 29. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die nach 
dem einzelstaatlichen Recht zur Verfügung stehenden not-
wendigen Maßnahmen zu ergreifen, um das Recht der Opfer 
auf gerechte und angemessene Wiedergutmachung und Ge-
nugtuung als Entschädigung für Akte des Rassismus, der 
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz zu gewährleisten, und wirk-
same Maßnahmen zu konzipieren, um zu verhindern, dass 
sich solche Handlungen wiederholen; 

 30. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, 
ihr Einwanderungsrecht und ihre Einwanderungspolitik und -
praxis zu überprüfen und erforderlichenfalls dahin gehend zu 
ändern, dass sie frei von Rassendiskriminierung sind und mit 
den Verpflichtungen der Staaten aus den internationalen 
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte im Ein-
klang stehen;   

 31. fordert alle Regierungen und zwischenstaatlichen 
Organisationen auf, dem Sonderberichterstatter gegebenen-
falls mit Hilfe der nichtstaatlichen Organisationen auch wei-
terhin sachdienliche Informationen zur Verfügung zu stellen, 
damit er seinen Auftrag erfüllen kann; 

 32. erkennt an, wie wichtig unabhängige einzelstaat-
liche Menschenrechtsinstitutionen, die den in der Anlage der 
Resolution 48/134 der Generalversammlung vom 20. De-
zember 1993 aufgeführten Grundsätzen betreffend die Stel-
lung nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte entsprechen, sowie andere per Gesetz 
zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte geschaf-
fene einschlägige Einrichtungen, namentlich Einrichtungen 
von Ombudspersonen, im Kampf gegen Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängende Intoleranz sowie zur Förderung demokratischer 
Werte und der Herrschaft des Rechts sind, und legt den 
Staaten nahe, gegebenenfalls solche Institutionen zu schaffen 
beziehungsweise in den Ländern, in denen sie ihre Aufgaben 
der Förderung, des Schutzes und der Prävention wahrneh-
men, die Behörden und die Gesellschaft allgemein aufzufor-
dern, so weit wie möglich mit diesen Institutionen zusam-
menzuarbeiten und gleichzeitig ihre Unabhängigkeit zu ach-
ten;  

 33. verurteilt nachdrücklich die Tatsache, dass es in 
Teilen der Welt noch heute Sklaverei und der Sklaverei 
vergleichbare Praktiken gibt, und fordert die Staaten nach-
drücklich auf, mit Vorrang unverzüglich Maßnahmen zu er-
greifen, um diesen Praktiken, die flagrante Menschenrechts-
verletzungen darstellen, ein Ende zu setzen;   

 34. spricht den nichtstaatlichen Organisationen ihre 
Anerkennung aus für die Maßnahmen, die sie gegen Rassis-
mus und Rassendiskriminierung ergriffen haben, sowie für 
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die kontinuierliche Unterstützung und Hilfe, die sie den 
Opfern von Rassismus und Rassendiskriminierung gewährt 
haben; 

 35. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit 
dem Sonderberichterstatter in vollem Umfang zusammen-
zuarbeiten, um ihm die Erfüllung seines Auftrags zu ermögli-
chen, namentlich die Untersuchung von Fällen zeitgenössi-
scher Formen des Rassismus und der Rassendiskriminierung, 
die unter anderem gegen Afrikaner und Menschen afrikani-
schen Ursprungs gerichtet sind, sowie von Fremdenfeindlich-
keit, Negrophobie, Islamophobie und der antimuslimischen, 
der antisemitischen und damit zusammenhängenden Into-
leranz; 

 36. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderbericht-
erstatter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe 
zu gewähren, damit er seinen Auftrag effizient, wirksam und 
rasch erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen 
kann; 

 37. beschließt, die Behandlung dieser Angelegenheit 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt 
"Beseitigung von Rassismus und Rassendiskriminierung" 
fortzusetzen. 

RESOLUTION 56/268 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/581, Ziffer 28)15: 

56/268. Maßnahmen gegen politische Programme und 
Aktivitäten, die sich auf Lehren der Überle-
genheit und gewalttätige nationalistische Ideo-
logien gründen, denen Rassendiskriminierung 
oder ethnische Exklusivität und Fremdenfeind-
lichkeit, einschließlich des Neonazismus, zu-
grunde liegt 

 Die Generalversammlung, 

 daran erinnernd, dass die Vereinten Nationen aus dem 
Kampf gegen Nazismus, Faschismus, Aggression und aus-
ländische Besetzung hervorgegangen sind und dass die Völ-
ker in der Charta der Vereinten Nationen ihre Entschlossen-
heit zum Ausdruck brachten, die nachfolgenden Generatio-
nen vor der Geißel des Krieges zu bewahren, 

 sich dessen bewusst, dass die Völker der Welt in der 
Charta ihre Entschlossenheit bekundeten, ihren Glauben an 
die grundlegenden Menschenrechte, an die Würde und den 
Wert der menschlichen Person, an die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau sowie von großen und kleinen Nationen 
erneut zu bekräftigen und den sozialen Fortschritt und einen 
besseren Lebensstandard in größerer Freiheit zu fördern, 

_____________ 
15 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Belarus, Kasachstan, Kirgisistan, Kuba, Russi-
sche Föderation. 

 in der Überzeugung, dass jede Lehre von einer auf ras-
sische Unterschiede gegründeten Überlegenheit wissen-
schaftlich falsch, moralisch verwerflich sowie sozial un-
gerecht und gefährlich ist und dass Rassendiskriminierung, 
gleichviel ob in Theorie oder in Praxis, nirgends gerechtfer-
tigt ist, 

 mit Genugtuung darüber, dass die vom 31. August bis 
8. September 2001 in Durban (Südafrika) abgehaltene Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
die politischen Programme und Organisationen, die sich auf 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit oder Lehren der rassischen 
Überlegenheit oder damit zusammenhängende Diskriminie-
rung stützen, ebenso wie auf Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz beruhende Rechtsvorschriften und Praktiken als 
mit Demokratie und einer transparenten und rechenschafts-
pflichtigen Staatsführung unvereinbar verurteilte; 

 mit Bedauern feststellend, dass in der heutigen Welt 
verschiedene Ausprägungen neonazistischer Aktivitäten so-
wie auch andere politische Programme und Aktivitäten wei-
terbestehen, denen auf Rassendiskriminierung oder ethni-
scher Exklusivität sowie Fremdenfeindlichkeit gründende 
Lehren der Überlegenheit und gewalttätige nationalistische 
Ideologien zugrunde liegen und die eine Missachtung des 
Individuums oder eine Negierung der angeborenen Würde 
und Gleichberechtigung aller Menschen sowie der Chancen-
gleichheit im bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Bereich und in Bezug auf soziale Ge-
rechtigkeit zur Folge haben, 

 zutiefst beunruhigt über das Weiterbestehen und Wie-
deraufflammen dieser Phänomene und erklärend, dass sie in 
keinem Fall und unter keinen Umständen zu rechtfertigen 
sind,  

 mit Besorgnis feststellend, dass solche Gruppen und 
Organisationen immer stärker die Möglichkeiten missbrau-
chen, die ihnen der wissenschaftliche und technische Fort-
schritt bietet, namentlich das Internet, um rassistische und 
fremdenfeindliche Propaganda zu betreiben, die zum Ras-
senhass aufstacheln soll, und um Mittel zur Durchführung 
gewalttätiger Kampagnen gegen multiethnische Gesell-
schaften auf der ganzen Welt zu mobilisieren, 

 feststellend, dass der Einsatz dieser Technologien auch 
zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz beitragen kann, 

 ihre ernsthafte Sorge darüber bekundend, dass in vie-
len Teilen der Welt auf Rassendiskriminierung oder ethni-
scher Exklusivität und Fremdenfeindlichkeit gründende Leh-
ren der Überlegenheit und gewalttätige nationalistische Ideo-
logien auf dem Vormarsch sind, 
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 besonders bestürzt über die Zunahme dieses Gedanken-
guts in politischen Kreisen, in der öffentlichen Meinung und 
in der Gesellschaft im Allgemeinen, 

 im Bewusstsein der wichtigen Rolle, die die zuständi-
gen regionalen Gremien, einschließlich regionaler Verbände 
der nationalen Menschenrechtsinstitutionen, bei der Be-
kämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz  
übernehmen können, sowie ihrer potenziellen Schlüsselrolle, 
wenn es darum geht, Intoleranz und Diskriminierung auf re-
gionaler Ebene zu überwachen und dafür zu sensibilisieren, 
und die Unterstützung für solche Gremien, wo es sie gibt, 
bekräftigend und ihre Einrichtung befürwortend, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2331 (XXII) vom 
18. Dezember 1967, 2545 (XXIV) vom 11. Dezember 1969, 
35/200 vom 15. Dezember 1980, 36/162 vom 16. Dezember 
1981, 37/179 vom 17. Dezember 1982, 38/99 vom 16. De-
zember 1983, 39/114 vom 14. Dezember 1984, 41/160 vom 
4. Dezember 1986, 43/150 vom 8. Dezember 1988 und ins-
besondere Resolution 55/82 vom 4. Dezember 2000, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolutionen der Men-
schenrechtskommission 1983/28 vom 7. März 198316, 
1984/42 vom 12. März 198417, 1985/31 vom 13. März 
198518, 1986/61 vom 13. März 198619, 1988/63 vom 
10. März 198820 und 1990/46 vom 6. März 199021 sowie 
Kenntnis nehmend von den Kommissionsresolutionen 
2001/5 und 2001/43 vom 18. beziehungsweise 23. April 
200122, 

 unter Berücksichtigung des Berichts des Sonderbe-
richterstatters der Menschenrechtskommission für zeitgenös-
sische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, 
der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz an die Menschenrechtskommission23, 

 1. ist nach wie vor davon überzeugt, dass politische 
Programme und Aktivitäten, denen auf Rassendiskriminie-
rung oder ethnischer Exklusivität sowie Fremdenfeindlich-
keit, einschließlich des Neonazismus, gründende Lehren der 
Überlegenheit und gewalttätige nationalistische Ideologien 
zugrunde liegen, als mit Demokratie und einer rechenschafts-
pflichtigen Staatsführung unvereinbar verurteilt werden müs-
sen; 

_____________ 
16 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1983, 
Supplement No. 3 und Korrigendum (E/1983/13 und Corr.1), 
Kap. XXVII, Abschnitt A.  
17 Ebd., 1984, Supplement No. 4 und Korrigendum (E/1984/14 und 
Corr.1), Kap. II, Abschnitt A. 
18 Ebd., 1985, Supplement No. 2 (E/1985/22), Kap. II, Abschnitt A. 
19 Ebd., 1986, Supplement No. 2 (E/1986/22), Kap. II, Abschnitt A. 
20 Ebd., 1988, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1988/12 und 
Corr.1), Kap. II, Abschnitt A. 
21 Ebd., 1990, Supplement No. 2 und Korrigendum (E/1990/22 und 
Corr.1), Kap. II, Abschnitt A.  
22 Ebd., 2001, Supplement No. 3 (E/2001/23), Kap. II, Abschnitt A. 
23 E/CN.4/2001/21 und Corr.1. 

 2. bekundet ihre Entschlossenheit, sich diesen politi-
schen Programmen und Aktivitäten zu widersetzen, die die 
Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten und die 
Chancengleichheit untergraben können; 

 3. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen aus den internationalen 
Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte alle ver-
fügbaren Maßnahmen zu ergreifen, um politische Program-
me und Aktivitäten zu bekämpfen, denen auf Rassendiskri-
minierung oder ethnischer Exklusivität sowie Fremdenfeind-
lichkeit, einschließlich Neonazismus, gründende Lehren der 
Überlegenheit und gewalttätige nationalistische Ideologien 
zugrunde liegen; 

 4. fordert die Staaten auf, Aktivitäten durchzuführen 
und zu erleichtern, die darauf abzielen, junge Menschen in 
Menschenrechten und demokratischem Staatsbürgersinn zu 
unterweisen und ihnen eine Werthaltung der Solidarität, der 
Achtung und Wertschätzung der Vielfalt zu vermitteln, so 
auch der Achtung unterschiedlicher Gruppen, und bekräftigt, 
dass besondere Anstrengungen unternommen oder eingeleitet 
werden müssen, um junge Menschen über die Achtung der 
demokratischen Werte und Menschenrechte zu informieren 
und sie dafür zu sensibilisieren, um gegen Ideologien anzu-
kämpfen, die auf dem Irrglauben an eine rassische Überle-
genheit beruhen;  

 5. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, mit hohem 
Vorrang die Verabschiedung geeigneter Maßnahmen zu er-
wägen, in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen 
Rechtssystem und im Einklang mit den Bestimmungen der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte24, der Interna-
tionalen Menschenrechtspakte25 und des Internationalen 
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassen-
diskriminierung26, um Aktivitäten auszumerzen, die zu Ge-
walt führen, und jegliche Verbreitung von Ideen zu verurtei-
len, denen auf Rassendiskriminierung oder ethnischer Exklu-
sivität sowie Fremdenfeindlichkeit, einschließlich Neonazis-
mus, gründende Lehren der Überlegenheit und gewalttätige 
nationalistische Ideoleogien zugrunde liegen; 

 6. bekundet ihre Unterstützung für die Tätigkeiten 
des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission 
für zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendis-
kriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängender Intoleranz und fordert alle Staaten auf, mit 
ihm zusammenzuarbeiten; 

 7. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution 
den Mitgliedstaaten und den zuständigen Menschen-
rechtsorganen und -mechanismen des Systems der Verein-
ten Nationen zur Kenntnis zu bringen. 

_____________ 
24 Resolution 217 A (III). 
25 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
26 Resolution 2106 A (XX), Anlage. 
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RESOLUTION 56/214 B 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, in einer auf-
gezeichneten Abstimmung mit 121 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und kei-
ner Enthaltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/722/Add.1)1: 
 Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Argentinien, Armenien, 
Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Belarus, Belgien, Belize, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, 
Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, 
Dänemark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikani-
sche Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 
Eritrea, Estland, Finnland, Gabun, Ghana, Griechenland, Guatemala, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Indien, Indonesien, Irland, Island, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada, Kap Verde, 
Katar, Kolumbien, Moldau, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia,  Malta, Marokko, Mexiko, 
Monaco, Mosambik, Myanmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlan-
de, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay, 
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ru-
mänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, 
Schweden, Senegal, Singapur, Slowakei, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, 
Sudan, Syrische Arabische Republik, Thailand, Togo, Tonga, Tschechi-
sche Republik, Tunesien, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, 
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes 
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Keine. 

56/214. Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten 
Nationen in Libanon 

B2 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten Na-
tionen in Libanon3 und der entsprechenden Berichte des Be-
ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen4, 

 unter Hinweis auf die Resolution 425 (1978) des Si-
cherheitsrats vom 19. März 1978 betreffend die Einrichtung 
der Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon sowie 
der späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der 
Truppe verlängerte, zuletzt Resolution 1391 (2002) vom 
28. Januar 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution S-8/2 vom 
21. April 1978 über die Finanzierung der Truppe sowie auf 

_____________ 

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Venezuela (im Namen der Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, sowie Chi-
nas). 
2 Damit wird die Resolution 56/214 in Abschnitt VI des Offiziellen Pro-
tokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beila-
ge 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, zu 
Resolution 56/214 A. 
3 A/56/822 und A/56/893. 
4 A/56/887 und Add.7. 

ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolu-
tion 56/214 A vom 21. Dezember 2001, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 51/233 vom 
13. Juni 1997, 52/237 vom 26. Juni 1998, 53/227 vom 
8. Juni 1999, 54/267 vom 15. Juni 2000, 55/180 A vom 
19. Dezember 2000, 55/180 B vom 14. Juni 2001 und 
56/214 A, 

 sowie in Bekräftigung der in den Resolutionen der Ge-
neralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Truppe entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 besorgt darüber, dass es für den Generalsekretär nach 
wie vor schwierig ist, den Zahlungsverpflichtungen für die 
Truppe, wozu auch die Kostenerstattung an die derzeitigen 
und die früheren truppenstellenden Staaten gehört, regelmä-
ßig nachzukommen, 

 sowie besorgt darüber, dass die Ausgabereste auf dem 
Sonderkonto für die Interimstruppe der Vereinten Nationen 
in Libanon zur Deckung der Ausgaben der Truppe herange-
zogen wurden, um den Einnahmenausfall infolge der Nicht-
zahlung oder verspäteten Zahlung von Beiträgen durch die 
Mitgliedstaaten auszugleichen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon per 
30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 112,8 Millionen US-Dollar, was etwa 
4 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 27 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten,  insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig und pünktlich entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet 
werden; 

 3. verleiht ihrer tiefen Besorgnis darüber Ausdruck, 
dass Israel die Resolutionen 51/233, 52/237, 53/227, 54/267, 
55/180 A, 55/180 B und 56/214 A der Generalversammlung 
nicht befolgt hat; 
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 4. betont abermals, dass Israel die Resolutionen der 
Generalversammlung 51/233, 52/237, 53/227, 54/267, 
55/180 A, 55/180 B und 56/214 A genauestens befolgen 
soll; 

 5. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 6. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen5 an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Truppe; 

 13. ersucht den Generalsekretär erneut, das Erforder-
liche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass Ziffer 8 ihrer 
Resolution 51/233, Ziffer 5 ihrer Resolution 52/237, Zif-
fer 11 ihrer Resolution 53/227, Ziffer 14 ihrer Resolution 
54/267, Ziffer 14 ihrer Resolution 55/180 A, Ziffer 15 ihrer 
Resolution 55/180 B und Ziffer 13 ihrer Resolution 
56/214 A voll durchgeführt werden, betont abermals, dass 
Israel den auf den Vorfall vom 18. April 1996 in Kana zu-
rückzuführenden Betrag von 1.284.633 Dollar zu zahlen hat, 

_____________ 
5 A/56/887/Add.7. 

und ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer 
wiederaufgenommenen siebenundfünfzigsten Tagung über 
diese Angelegenheit Bericht zu erstatten; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 14. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Truppe im Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 20016; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 15. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Interimstruppe 
der Vereinten Nationen in Libanon den Betrag von 
117.123.800 Dollar bereitzustellen, worin der Betrag von 
112.042.500 Dollar für die Aufrechterhaltung der Truppe, 
der Betrag von 4.537.700 Dollar für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und der Betrag von 543.600 Dollar für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen 
sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 16. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe zu ver-
längern, den Betrag von 117.123.800 Dollar entsprechend 
den in Resolution 55/235 festgelegten und von der Ge-
neralversammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. De-
zember 2000 geänderten Kategorien zu einem monatlichen 
Satz von 9.760.317 Dollar und unter Berücksichtigung des 
mit ihrer Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten 
Beitragsschlüssels für die Jahre 2002 und 2003 unter den 
Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

17. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 4.307.600 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
358.967 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 16 anzu-
rechnen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
3.641.300 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Truppe gebilligt wurden, dem jewei-
ligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Perso-
nalabgabe in Höhe von 617.900 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jewei-
ligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Perso-
nalabgabe in Höhe von 48.400 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis 

_____________ 
6 A/56/822. 
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der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minder-
einnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 18. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln in Höhe von 23.343.100 Dollar und ihr je-
weiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
12.482.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 
55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 16 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für 2001 zu berücksich-
tigen ist; 

 19. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 23.343.100 Dollar 
und weiteren Einnahmen in Höhe von 12.482.000 Dollar für 
die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem 
in Ziffer 16 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 20. beschließt ferner, dass die Mindereinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 420.200 Dollar auf die in 
den Ziffern 18 und 19 genannten Guthaben aus den nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode angerechnet werden; 

 21. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 22. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 23. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 24. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Finanzie-
rung der Friedenssicherungstruppen der Vereinten Nationen 
im Nahen Osten" den Unterpunkt "Interimstruppe der Ver-
einten Nationen in Libanon" aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/233 B 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/651/Add.1)7. 

_____________ 
7 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

56/233. Finanzberichte und geprüfte Rechnungsab-
schlüsse sowie Berichte des Rates der Rech-
nungsprüfer 

B8 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Finanzberichts und der geprüften 
Rechnungsabschlüsse für den Zwölfmonatszeitraum vom 
1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie des Berichts des Rates 
der Rechnungsprüfer über die Friedenssicherungseinsätze 
der Vereinten Nationen9, des entsprechenden Abschnitts in 
dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen10 und des Berichts des Generalsekretärs 
über die Umsetzung der Empfehlungen des Rates der Rech-
nungsprüfer zu den Friedenssicherungseinsätzen der Verein-
ten Nationen für diesen Zeitraum11, 

 1. billigt die geprüften Rechnungsabschlüsse für die 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 20019; 

 2. befürwortet die Empfehlungen im Bericht des Ra-
tes der Rechnungsprüfer12; 

 3. nimmt Kenntnis von den Bemerkungen und billigt 
die Empfehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen10; 

 4. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs über die Umsetzung der Empfehlungen des 
Rates der Rechnungsprüfer zu den Friedenssicherungs-
einsätzen der Vereinten Nationen für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode11; 

 5. ersucht den Generalsekretär, für eine bessere in-
terne Kontrolle bei den Friedenssicherungsmissionen zu sor-
gen, insbesondere im Hinblick auf die Kontenabstimmung 
und die Beschaffungstätigkeiten; 

 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, die voll-
inhaltliche und rasche Umsetzung der Empfehlungen des 
Rates der Rechnungsprüfer und des Beratenden Ausschusses 
sicherzustellen. 

_____________ 
8 Damit wird die Resolution 56/233 in Abschnitt VI des Offiziellen Pro-
tokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beila-
ge 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, zu 
Resolution 56/233 A. 
9 Offizielles Protokoll der Generalversammung, Sechsundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 5 (A/56/5), Bd. II. 
10 A/56/887, Ziffer 11. 
11 A/56/66/Add.2. 
12 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 5 (A/56/5), Bd. II, Kap. II. 
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RESOLUTIONEN 56/240 C bis E 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/735/Add.1)13. 

56/240. Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeit-
raum 2000-2001 

C14 

ENDGÜLTIGE MITTELBEWILLIGUNGEN FÜR DEN 

ZWEIJAHRESHAUSHALT 2000-2001 

 Die Generalversammlung 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über die endgültige Mittelbewilligung für den Zwei-
jahreshaushalt 2000-200115 und dem entsprechenden Bericht 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen16; 

 2. ersucht den Rat der Rechnungsprüfer, bei der Prü-
fung der Konten der Vereinten Nationen für den Zweijahres-
zeitraum 2000-2001 den Ausgabenkapiteln mit Ausgaben-
überschreitungen, die mit Resolution 56/240 A der General-
versammlung vom 24. Dezember 2001 gebilligt wurden, 
sowie den Kapiteln mit nicht abgewickelten Verpflichtungen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen, um ihre Berechti-
gung sicherzustellen; 

 3. beschließt, dass die mit ihrer Resolution 56/240 A 
gebilligte revidierte Mittelbewilligung und Verpflichtungs-
ermächtigung in Höhe von insgesamt 2.561.578.000 US-
Dollar für den Zweijahreshaushalt 2000-2001 um 
391.100 Dollar wie folgt vermindert wird, womit die endgül-
tige Mittelbewilligung  2.561.186.900 Dollar beträgt: 

_____________ 
13 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
14 Die Resolutionen 56/240 A und B finden sich im Offiziellen Proto-
koll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 49 
und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd.I)/Corr.1), Bd. I, Ab-
schnitt VI. 
15 A/56/866. 
16 A/56/868. 
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Mit Resolution 56/240 A der Generalver-
sammlung gebilligte revidierte Mittelbe-
willigung und Verpflichtungsermächtigung 

Erhöhung (bzw. 
Verringerung) 

endgültige Mittel-
bewilligung 

Kapitel  (in US-Dollar) 

Einzelplan I. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinierung    

 
1. Allgemeine Politik, Gesamtleitung und Koordinie-

rung 45.469.800 257.500 45.727.300 

 
2. Angelegenheiten der Generalversammlung und 

Konferenzdienste 445.868.700 898.800 446.767.500 

 Einzelplan I insgesamt 491.338.500 1.156.300 492.494.800 

Einzelplan II. Politische Angelegenheiten    

 3. Politische Angelegenheiten 161.749.000 (3.185.700) 158.563.300 

 4. Abrüstung 14.165.900 (378.000) 13.787.300 

 5. Friedenssicherungseinsätze 70.816.400 (916.800) 69.899.600 

 6. Friedliche Nutzung des Weltraums 3.449.900 (79.900) 3.370.000 

 Einzelplan II insgesamt 250.181.200 (4.561.000) 245.620.200 

Einzelplan III. Internationale Rechtspflege und Völkerrecht    

 7. Internationaler Gerichtshof 22.248.700 (62.300) 22.186.400 

 8. Rechtsfragen 33.537.400 (234.400) 33.303.000 

 Einzelplan III insgesamt 55.786.100 (296.700) 55.489.400 

Einzelplan IV. Internationale Entwicklungszusammenarbeit    

 9. Wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten 114.150.400 137.800 114.288.200 

 10. Afrika: Neue Agenda für Entwicklung 5.218.600 (145.500) 5.073.100 

 11A. Handel und Entwicklung 82.499.800 (62.700) 82.437.100 

 11B. Internationales Handelszentrum UNCTAD/WTO 17.256.800 (417.300) 16.839.500 

 12. Umwelt 8.596.800 (85.200) 8.511.600 

 13. Wohn- und Siedlungswesen 14.905.200 (90.200) 14.815.000 

 14. Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 4.825.200 (100) 4.825.100 

 15. Internationale Drogenkontrolle 14.027.700 (1.200) 14.026.500 

 Einzelplan IV insgesamt 261.480.500 (664.400) 260.816.100 

Einzelplan V. Regionale Entwicklungszusammenarbeit    

 16. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Afrika 71.481.500 554.100 72.035.600 

 
17. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Asien 

und im Pazifik 53.899.900 (554.200) 53.345.700 

 18. Wirtschaftliche Entwicklung in Europa 39.163.100 (400) 39.162.700 

 
19. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Latein-

amerika und in der Karibik 76.872.000 (35.900) 76.836.100 

 
20. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in West-

asien 45.698.200 31.300 45.729.500 

 
21. Reguläres Programm der technischen Zusammen-

arbeit 41.210.400 (136.700) 41.073.700 

 Einzelplan V insgesamt 328.325.100 (141.800) 328.183.300 

Einzelplan VI. Menschenrechte und humanitäre Angelegenheiten    

 22. Menschenrechte 38.965.300 (908.900) 38.056.400 

 23. Schutz und Hilfe für Flüchtlinge 40.385.300 14.600 40.399.900 
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Mit Resolution 56/240 A der Generalver-
sammlung gebilligte revidierte Mittelbe-
willigung und Verpflichtungsermächtigung 

Erhöhung (bzw. 
Verringerung) 

endgültige Mittel-
bewilligung 

Kapitel  (in US-Dollar) 

 24. Palästinaflüchtlinge 24.314.700 (335.400) 23.979.300 

 25. Humanitäre Hilfe 18.394.100 (100) 18.394.000 

 Einzelplan VI insgesamt 122.059.400 (1.229.800) 120.829.600 

Einzelplan VII. Öffentlichkeitsarbeit    

 26. Öffentlichkeitsarbeit 141.282.100 (145.900) 141.136.200 

 Einzelplan VII insgesamt 141.282.100 (145.900) 141.136.200 

Einzelplan VIII. Gemeinsame Unterstützungsdienste    

 27. Management und zentrale Unterstützungsdienste 437.961.000 1.638.800 439.599.800 

 
 A. Büro des Untergeneralsekretärs für Mana-

 gement 11.374.100 125.400 11.499.500 

 
 B. Bereich Programmplanung, Haushalt und 
  Rechnungswesen 22.762.500 (39.000) 22.723.500 

  C. Bereich Personalmanagement 49.166.600 (74.500) 49.092.100 

  D. Bereich Zentrale Unterstützungsdienste 230.721.500 1.765.700 232.487.200 

  E. Verwaltung, Genf 84.897.700 (6.900) 84.890.800 

  F. Verwaltung, Wien 23.851.900 (115.900) 23.736.000 

  G. Verwaltung, Nairobi 15.186.700 (16.000) 15.170.700 

 Einzelplan VIII insgesamt 437.961.000 1.638.800 439.599.800 

Einzelplan IX. Interne Aufsicht    

 28. Interne Aufsicht 18.256.800 218.700 18.475.500 

 Einzelplan IX insgesamt 18.256.800 218.700 18.475.500 

Einzelplan X. 
Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten und 
Sonderausgaben 

   

 29. Gemeinsam finanzierte Verwaltungstätigkeiten 7.605.100 (113.200) 7.491.900 

 30. Sonderausgaben 53.376.200 896.000 54.272.200 

 Einzelplan X insgesamt 60.981.300 782.800 61.764.100 

Einzelplan XI. Ausgaben betreffend das Anlagevermögen    

 
31. Bau-, Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie 
 größere Instandhaltungsarbeiten 49.401.600 (1.533.100) 47.868.500 

 Einzelplan XI insgesamt 49.401.600 (1.533.100) 47.868.500 

Einzelplan XII. Personalabgabe    

 32. Personalabgabe 331.459.400 4.385.000 335.844.400 

 Einzelplan XII insgesamt 331.459.400 4.385.000 335.844.400 

Einzelplan XIII. Entwicklungskonto    

 33. Entwicklungskonto 13.065.000 – 13.065.000 

 Einzelplan XIII insgesamt 13.065.000 – 13.065.000 

 Gesamtsumme 2.561.578.000 (391.100) 2.561.186.900 
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D 

ENDGÜLTIGE EINNAHMENANSÄTZE FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2000-2001 

 Die Generalversammlung 

 trifft für den Zweijahreshaushalt 2000-2001 den folgenden Beschluss: 

 a) Die mit ihrer Resolution 56/240 B vom 24. Dezember 2001 gebilligten vorläu-
figen Einnahmenansätze in Höhe von 379.673.500 US-Dollar werden um 3.741.700 Dollar 
wie folgt erhöht: 

 

 

 

Von der Generalversammlung in ih-
rer Resolution 56/240 B gebilligter 
vorläufiger Ansatz 

Erhöhung (bzw. 
Verringerung) 

Einnahmen-
ansatz 

Einnahmenkapitel (in US-Dollar) 

1. Einnahmen aus der Personalabgabe 335.029.100 4.840.700 339.869.800 

Einnahmenkapitel 1 insgesamt 335.029.100 4.840.700 339.869.800 

2. Allgemeine Einnahmen 43.725.700 605.600 44.331.300 

3. Dienste für die Öffentlichkeit 918.700 (1.704.600) (785.900) 

Einnahmenkapitel 2 und 3 insgesamt 44.644.400 (1.099.000) 43.545.400 

Gesamtsumme 379.673.500 3.741.700 383.415.200 

 

 b) die Einnahmen aus der Personalabgabe werden gemäß Resolution 973 (X) der 
Generalversammlung vom 15. Dezember 1955 dem Steuerausgleichsfonds gutgeschrieben; 

 c) in den Mittelbewilligungen des Haushalts nicht vorgesehene Ausgaben, die di-
rekt zu Lasten der Postverwaltung der Vereinten Nationen, der Besucherdienste, der Kanti-
nen und damit zusammenhängenden Dienste, des Garagenbetriebs, der Fernsehdienste und 
des Verkaufs von Publikationen gehen, werden mit den bei diesen Tätigkeiten erzielten 
Einnahmen verrechnet. 

E 

FINANZIERUNG DER ENDGÜLTIGEN MITTELBEWILLIGUNGEN  
FÜR DEN ZWEIJAHRESHAUSHALT 2000-2001 

 Die Generalversammlung 

 beschließt, dass die erforderliche zusätzliche Veranlagung (32.213.600 US-Dollar 
brutto beziehungsweise 25.469.000 Dollar netto) für den Zweijahreshaushalt 2000-2001 
bei der Festlegung der Beiträge für den ordentlichen Haushalt für das Jahr 2003 auf der 
siebenundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung gemäß Artikel 5.2 Buchstaben a 
und b der Finanzordnung der Vereinten Nationen berücksichtigt wird, und bittet den Bei-
tragsausschuss, im Einklang mit der Finanzordnung der Vereinten Nationen Empfehlungen 
zu dem geeigneten anzuwendenden Beitragsschlüssel abzugeben.  
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RESOLUTION 56/243 B 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/728/Add.1)17. 

56/243. Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausga-
benlast der Vereinten Nationen 

B18 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Schreibens des Generalsekretärs 
vom 27. Dezember 2001 an den Präsidenten der Generalver-
sammlung19, 

 1. ersucht den Beitragsausschuss, die in dem Schrei-
ben des Generalsekretärs aufgeworfenen Fragen zu erörtern 
und der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 2. beschließt, diese Angelegenheit auf ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung zu behandeln und dabei die diesbe-
züglichen Auffassungen des Ausschusses zu berücksichti-
gen. 

RESOLUTION 56/247 B 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/730/Add.1)20. 

56/247. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die 
seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugo-
slawien begangenen schweren Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht 

B21 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs 
zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im 

_____________ 

17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
18 Damit wird die Resolution 56/243 in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/243 A. 
19 A/56/767. 
20 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
21 Damit wird die Resolution 56/247 in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/247 A. 

Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen 
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht22, 

 sowie nach Behandlung der revidierten Ansätze auf 
Grund der gestärkten Rolle der internen Aufsichtsdienste bei 
dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Ju-
goslawien und dem Internationalen Strafgerichtshof für Ru-
anda für den Zweijahreshaushalt 2002-200323, 

 ferner nach Behandlung der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen24, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 47/235 vom 14. Sep-
tember 1993 über die Finanzierung des Internationalen Straf-
gerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien und ihre späte-
ren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
56/247 A vom 24. Dezember 2001, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 56/247 A, vorbehaltlich 
der Bestimmungen dieser Resolution; 

 2. macht sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution die Schlussfolgerungen und Empfehlungen in 
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen24 zu eigen; 

 3. billigt den Stellenplan für den Internationalen 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien für den 
Zweijahreshaushalt 2002-2003, wie von dem Beratenden 
Ausschuss empfohlen, mit der Ausnahme, dass die in Zif-
fer 36 des Berichts des Beratenden Ausschusses25

 beschrie-
bene zusätzliche Gruppe für Verfahrensvorbereitung nicht 
gebildet wird, und ersucht den Generalsekretär, dem Aus-
schuss in dem jährlichen Haushaltsvollzugsbericht über die 
Wirkung dieser Regelung Bericht zu erstatten; 

 4. billigt außerdem die Mittel in Höhe von 
430.300 US-Dollar brutto (312.700 Dollar netto) für die wei-
tere Wahrnehmung der Aufsichtsfunktionen beim Internatio-
nalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien bis 
zum Ende des Zweijahreszeitraums 2002-2003; 

 5. ersucht den Generalsekretär, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Probleme im Zusammen-
hang mit der Rechenschaftspflicht, dem Management und 
der Effizienz beim Internationalen Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien anzugehen, und der Generalver-
sammlung über die ergriffenen Maßnahmen Bericht zu er-
statten; 

_____________ 

22 A/56/495 und Corr.1 und Add.1. 
23 A/C.5/56/30 und Add.1. 
24 A/56/665 und A/56/717; siehe auch Official Records of the General 
Assembly, Fifty-sixth Session, Fifth Committee, 43. Sitzung 
(A/C.5/56/SR.43) und Korrigendum. 
25 A/56/665. 
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 6. bedauert die Verzögerung bei der Herausgabe des 
umfassenden Berichts über die Umsetzungsergebnisse der 
Empfehlungen der Sachverständigengruppe zur Überprüfung 
der Wirksamkeit der Tätigkeit und der Arbeitsweise des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en und des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda und 
ersucht erneut um die Vorlage des Berichts zur Behandlung 
durch die Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung; 

 7. beschließt für den Zweijahreshaushalt 2002-2003 
eine revidierte Mittelbewilligung für das Sonderkonto für 
den Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien in Höhe von insgesamt 248.926.200 Dollar brutto 
(223.169.800 Dollar netto); 

 8. beschließt außerdem, die Beitragsfestsetzung auf 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung im Rahmen des jährli-
chen Haushaltsvollzugsberichts zu überprüfen. 

RESOLUTION 56/248 B 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/731/Add.1)26. 

56/248. Finanzierung des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für Völ-
kermord und andere schwere Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruan-
das zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie 
ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nach-
barstaaten begangenen Völkermord und andere 
derartige Verstöße verantwortlich sind 

B27 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs 
zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer 
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im 
Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völkermord 
und andere derartige Verstöße verantwortlich sind28, 

 sowie nach Behandlung der revidierten Ansätze auf 
Grund der gestärkten Rolle der internen Aufsichtsdienste bei 

_____________ 

26 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
27 Damit wird die Resolution 56/248, in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/248 A. 
28 A/56/497 und Add.1. 

dem Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda und dem 
Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugosla-
wien für den Zweijahreshaushalt 2002-200329, 

 ferner nach Behandlung der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen30, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 49/251 vom 20. Juli 
1995 über die Finanzierung des Internationalen Strafge-
richtshofs für Ruanda sowie auf ihre späteren diesbezügli-
chen Resolutionen, zuletzt Resolution 56/248 A vom 24. De-
zember 2001, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 56/248 A, vorbehaltlich 
der Bestimmungen dieser Resolution; 

 2. macht sich vorbehaltlich der Bestimmungen die-
ser Resolution die Schlussfolgerungen und Empfehlungen in 
den Berichten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen30 zu eigen; 

 3. billigt den Stellenplan für den Internationalen 
Strafgerichtshof für Ruanda für den Zweijahreszeitraum 
2002-2003, wie von dem Beratenden Ausschuss empfohlen; 

 4. billigt außerdem die Mittel in Höhe von 
493.300 US-Dollar brutto (398.800 Dollar netto) für die wei-
tere Wahrnehmung der Aufsichtsfunktionen beim Internatio-
nalen Strafgerichtshof für Ruanda bis zum Ende des Zwei-
jahreszeitraums 2002-2003 ; 

 5. ersucht den Generalsekretär, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Probleme im Zusammen-
hang mit der Rechenschaftspflicht, dem Management und 
der Effizienz beim Internationalen Strafgerichtshof für Ru-
anda anzugehen, und der Generalversammlung über die er-
griffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten; 

 6. bedauert die Verzögerung bei der Herausgabe des 
umfassenden Berichts über die Umsetzungsergebnisse der 
Empfehlungen der Sachverständigengruppe zur Überprüfung 
der Wirksamkeit der Tätigkeit und der Arbeitsweise des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en und des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda und 
ersucht erneut um die Vorlage des Berichts zur Behandlung 
durch die Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung; 

 7. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass 
der Bericht über die langfristigen finanziellen Verpflichtun-
gen, die den Vereinten Nationen im Zusammenhang mit der 
Strafvollstreckung voraussichtlich entstehen werden, fertig-
gestellt wird, damit sich die Generalversammlung auf ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung damit befassen kann; 

_____________ 

29 A/C.5/56/30 und Add.1. 
30 A/56/666 und A/56/717; siehe auch Official Records of the Gen- 
eral Assembly, Fifty-sixth Session, Fifth Committee, 43. Sitzung 
(A/C.5/56/SR.43) und Korrigendum. 
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 8. beschließt für den Zweijahreshaushalt 2002-2003 
eine revidierte Mittelbewilligung für das Sonderkonto für 
den Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda in Höhe von 
insgesamt 197.127.300 Dollar brutto (177.739.400 Dollar 
netto); 

 9. beschließt außerdem, die Beitragsfestsetzung auf 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung im Rahmen des jährli-
chen Haushaltsvollzugsberichts zu überprüfen. 

RESOLUTION 56/250 B 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/714/Add.1)31. 

56/250. Finanzierung der Mission der Vereinten Natio-
nen in Äthiopien und Eritrea 

B32 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in 
Äthiopien und Eritrea33 und der entsprechenden Berichte des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen34, 

 eingedenk der Resolution 1312 (2000) des Sicherheits-
rats vom 31. Juli 2000, mit der der Rat die Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea einrichtete, sowie 
der späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der 
Mission verlängerte, zuletzt Resolution 1398 (2002) vom 
15. März 2002, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/237 vom 23. De-
zember 2000 über die Finanzierung der Mission und auf ihre 
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
56/250 A vom 24. Dezember 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVI-
II) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 
2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzie-
rung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 

_____________ 

31 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
32 Damit wird die Resolution 56/250 in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/250 A. 
33 A/56/840 und A/56/862. 
34 A/56/887 und Add.9. 

ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea 
per 30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 56,6 Millionen US-Dollar, was etwa 
14 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 17 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig und pünktlich entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet 
werden; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen35 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

_____________ 

35 A/56/887/Add.9. 
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 9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 10. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 11. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Mission im Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 200136; 

 12. billigt ausnahmsweise die in der Anlage zu dieser 
Resolution enthaltenen Sonderregelungen für die Mission 
betreffend die Anwendung des Artikels IV der Finanzord-
nung der Vereinten Nationen, wonach Mittelbewilligungen, 
die zur Begleichung von Verpflichtungen gegenüber Regie-
rungen, die Kontingente und/oder logistische Unterstützung 
für die Mission zur Verfügung stellen, über den in den Arti-
keln 4.3 und 4.4 der Finanzordnung vorgesehenen Zeitraum 
weitergelten; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 13. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Mission der Ver-
einten Nationen in Äthiopien und Eritrea den Betrag von 
230.845.300 Dollar bereitzustellen, worin der Betrag von 
220.830.200 Dollar für die Aufrechterhaltung der Mission, 
der Betrag von 8.943.600 Dollar für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und der Betrag von 1.071.500 Dollar für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen 
sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 14. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu 
verlängern, den Betrag von 230.845.300 Dollar entsprechend 
den in Resolution 55/235 festgelegten und von der General-
versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 
2000 geänderten Kategorien zu einem monatlichen Satz von 
19.237.108 Dollar und unter Berücksichtigung des mit ihrer 
Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitrags-
schlüssels für die Jahre 2002 und 2003 unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen; 

15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 

_____________ 
36 A/56/840. 

Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 5.328.800 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
444.067 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 14 anzu-
rechnen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
4.015.400 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Truppe gebilligt wurden, dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 1.217.900 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 95.500 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis 
der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minder-
einnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 16. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt 
haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 25.084.200 Dollar und ihr je-
weiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
858.000 Dollar  für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 
55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 14 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für 2001 zu berücksich-
tigen ist; 

 17. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 25.084.200 Dollar 
und weiteren Einnahmen in Höhe von 858.000 Dollar für die 
am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem in 
Ziffer 16 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 18. beschließt ferner, dass die Mindereinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 679.700 Dollar auf die in 
den Ziffern 16 und 17 genannten Guthaben aus den nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode angerechnet werden; 

 19. betont, dass kein Friedenssicherungseinsatz durch 
Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungseinsätzen 
finanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an Friedenssicherungs-
einsätzen beteiligt ist; 
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 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 22. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

Anlage 

Sonderregelungen betreffend die Anwendung des Arti-
kels IV der Finanzordnung der Vereinten Nationen 

1. Am Ende des in Artikel 4.3 der Finanzordnung vorge-
sehenen Zwölfmonatszeitraums werden alle nicht abgewik-
kelten Verpflichtungen der jeweiligen Finanzperiode in Be-
zug auf Lieferungen und Leistungen der Regierungen, für 
die Forderungen eingegangen sind oder für die feste Erstat-
tungssätze gelten, den Verbindlichkeiten zugeführt; diese 
Verbindlichkeiten bleiben auf dem Sonderkonto für die Mis-
sion der Vereinten Nationen in Äthiopien und Eritrea ver-
bucht, bis die Zahlung erfolgt ist. 

2. Zusätzlich 

 a) gelten alle sonstigen nicht abgewickelten Ver-
pflichtungen der jeweiligen Finanzperiode gegenüber Regie-
rungen aus erfolgten, jedoch noch nicht geprüften Lieferun-
gen und Leistungen sowie andere Verpflichtungen gegen-
über Regierungen, für die die entsprechenden Forderungen 
noch nicht eingegangen sind, nach Ablauf des in Artikel 4.3 
der Finanzordnung vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums für 
einen zusätzlichen Zeitraum von vier Jahren weiter; 

 b) werden während dieses Vierjahreszeitraums ein-
gegangene Forderungen sowie gebilligte Prüfberichte gege-
benenfalls wie in Ziffer 1 vorgesehen behandelt; 

 c) werden alle nicht abgewickelten Verpflichtungen 
am Ende des zusätzlichen Vierjahreszeitraums annulliert, 
und der dann noch verbleibende Restbetrag etwaiger dafür 
verfügbar gehaltener Haushaltsmittel verfällt. 

RESOLUTION 56/251 B 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/712/Add.1)37. 

_____________ 
37 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt. 

56/251. Finanzierung der Mission der Vereinten Na-
tionen in Sierra Leone 

B38 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in 
Sierra Leone39 und der entsprechenden Berichte des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen40, 

 eingedenk der Resolution 1270 (1999) des Sicherheits-
rats vom 22. Oktober 1999 betreffend die Einrichtung der 
Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone sowie der 
späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der 
Mission änderte und verlängerte, zuletzt Resolution 1400 
(2002) vom 28. März 2002, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/29 vom 20. No-
vember 1998 über die Finanzierung der Beobachtermission 
der Vereinten Nationen in Sierra Leone sowie auf ihre späte-
ren Resolutionen über die Finanzierung der Mission der 
Vereinten Nationen in Sierra Leone, zuletzt Resolution 
56/251 A vom 24. Dezember 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Gene-
ralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Sierra 
Leone und der Mission der Vereinten Nationen in Sierra 
Leone per 30. April 2002, namentlich von den noch ausste-
henden Beiträgen in Höhe von 120,6 Millionen US-Dollar, 
was etwa 9 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge ent-
spricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 36 Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die 
Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, 
die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträ-
ge sicherzustellen; 

_____________ 
38 Damit wird die Resolution 56/251 in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/251 A. 
39 A/56/833 und A/56/855. 
40 A/56/887 und Add.3. 
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 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträ-
ge vollständig und pünktlich entrichtet haben, und fordert al-
le anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, 
um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge für die 
Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone in voller 
Höhe und pünktlich entrichtet werden; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen41 zu eigen und ersucht den 
Generalsekretär, ihre vollinhaltliche Umsetzung sicherzu-
stellen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 10. ersucht den Generalsekretär außerdem, vor jeder 
Charter von Geschäftsflugzeugen sicherzustellen, dass keine 
kommerzielle Alternative für den Transport zu offiziellen 
Zwecken verfügbar ist; 

 11. ersucht den Generalsekretär ferner, sich zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu 
bemühen, in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des 
Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Er-
fordernissen der Mission; 

_____________ 
41 A/56/887/Add.3.  

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Mission im Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 200142; 

 13. beschließt, die gemäß den Resolutionen 54/241 B 
vom 15. Juni 2000 und 55/251 A vom 12. April 2001 für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 für die Mission 
bewilligten Haushaltsmittel von 577.672.651 Dollar auf 
541.035.851 Dollar zu verringern, das heißt auf den Betrag, 
der für denselben Zeitraum unter den Mitgliedstaaten veran-
lagt wurde; 

 14. beschließt außerdem, die geschätzten Mehrein-
nahmen aus der Personalabgabe für den Zeitraum vom 
1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 von 7.342.790 Dollar auf 
7.598.190 Dollar zu genehmigen; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 15. beschließt ferner, für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 für das Sonderkonto für die Mission 
der Vereinten Nationen in Sierra Leone den Betrag von 
699.838.300 Dollar zu veranschlagen, worin der Betrag von 
669.476.400 Dollar für die Aufrechterhaltung der Mission, 
der Betrag von 27.113.600 Dollar für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 3.248.300 Dollar 
für die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen einge-
schlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 16. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des 
Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu verlängern, den 
Betrag von 532.469.200 Dollar entsprechend den in Resolu-
tion 55/235 festgelegten und von der Generalversammlung 
in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänder-
ten Kategorien zu einem monatlichen Satz von 
44.372.433 Dollar und unter Berücksichtigung des mit ihrer 
Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitrags-
schlüssels für die Jahre 2002 und 2003 unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen; 

17. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 9.004.200 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
750.350 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 16 anzu-
rechnen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
5.022.900 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Mission gebilligt wurden, dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-

_____________ 
42 A/56/833. 
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abgabe in Höhe von 3.692.100 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 289.200 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis 
der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minder-
einnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 18. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 20.301.551 Dollar und ihr je-
weiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
14.650.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 
55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 16 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu be-
rücksichtigen ist; 

 19. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 20.301.551 Dollar und weite-
ren Einnahmen in Höhe von 14.650.000 Dollar für die am 
30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem in Zif-
fer 18 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflich-
tungen anzurechnen ist; 

 20. beschließt außerdem, dass die Mehreinnahmen 
aus der Personalabgabe in Höhe von 192.600 Dollar auf die 
in den Ziffern 18 und 19 genannten Guthaben aus den nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode angerechnet werden; 

 21. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 22. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des ge-
samten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 23. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 24. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Vereinten Nationen in Sierra Leone" in die vorläufige 

Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTIONEN 56/252 B und C 

56/252. Finanzierung der Mission der Organisation 
der Vereinten Nationen in der Demokratischen 
Republik Kongo 

Resolution B 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/713/Add.1)43. 

B44 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über den Haushaltsplan für die Mission der Organisation der 
Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 200245 und 
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen46, 

 eingedenk der Resolution 1258 (1999) des Sicherheits-
rats vom 6. August 1999, mit der der Rat die Mission der 
Organisation der Vereinten Nationen in der Demokratischen 
Republik Kongo einrichtete, sowie der späteren Resolutio-
nen, mit denen der Rat das Mandat der Mission änderte und 
verlängerte, zuletzt Resolution 1376 (2001) vom 9. Novem-
ber 2001, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 54/260 A vom 
7. April 2000 sowie ihre späteren Resolutionen über die Fi-
nanzierung der Mission, zuletzt Resolution 56/252 A vom 
24. Dezember 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Gene-
ralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

_____________ 
43 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt. 
44 Damit wird die Resolution 56/252 in Abschnitt VI des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 49 und Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd. I)/Corr.1), Bd. I, 
zu Resolution 56/252 A. 
45 A/56/660. 
46 A/56/845. 
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 1. verweist erneut auf Ziffer 1 ihrer Resolution 
55/275 vom 14. Juni 2001; 

 2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der 
Demokratischen Republik Kongo per 31. Januar 2002, na-
mentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 
294,8 Millionen US-Dollar, was etwa 75 Prozent der gesam-
ten veranlagten Beiträge entspricht, bekundet ihre Besorgnis 
darüber, dass nur 2 Prozent der Mitgliedstaaten ihre veran-
lagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert 
alle anderen Mitgliedstaaten, die es betrifft, insbesondere die 
Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, 
die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträ-
ge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Beiträ-
ge vollständig und pünktlich entrichtet haben, und fordert al-
le anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, 
um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge für die 
Mission vollständig entrichtet werden; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungs-
kosten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen46 vorbehaltlich der Be-
stimmungen dieser Resolution an und ersucht den General-
sekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, die in Ziffer 99 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses genannten Anliegen 
und Wahlmöglichkeiten sowie alle sonstigen in Betracht 
kommenden Möglichkeiten zu berücksichtigen und der Ge-
neralversammlung einen Zwischenbericht zur Behandlung 

während des zweiten Teils ihrer wiederaufgenommenen 
sechsundfünfzigsten Tagung vorzulegen; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung während des zweiten Teils ihrer wiederauf-
genommenen sechsundfünfzigsten Tagung mit Vorrang den 
Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste über die von 
ihm unlängst durchgeführte Prüfung in Bezug auf die Ver-
gabe des gegenwärtigen Vertrags über Lufttransportdienste 
bei der Mission der Vereinten Nationen in der Demokrati-
schen Republik Kongo vorzulegen; 

 12. ersucht den Generalsekretär ferner, alles Erfor-
derliche zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission 
so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 13. ersucht den Generalsekretär, sich zur Senkung der 
mit der Beschäftigung von Bediensteten des Allgemeinen 
Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin zu bemühen, 
in der Mission Ortskräfte auf Dienstposten des Allgemeinen 
Dienstes zu beschäftigen, entsprechend den Erfordernissen 
der Mission; 

14. beschließt, den Betrag von 56.757.600 Dollar 
brutto (57.229.300 Dollar netto) für die Aufrechterhaltung 
der Mission während des Zwölfmonatszeitraums vom 1. Juli 
2001 bis 30. Juni 2002 zu veranschlagen, zusätzlich zu dem 
Betrag von 405.717.014 Dollar brutto (396.667.307 Dollar 
netto) für die Aufrechterhaltung der Mission im Zeitraum 
vom 1. Juli 2001 bis 31. März 2002, einschließlich des Be-
trags von 11.611.699 Dollar brutto (10.347.914 Dollar netto) 
für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und des von der 
Generalversammlung in ihren Resolutionen 55/275 und 
56/252 A veranschlagten und veranlagten Betrags von 
862.915 Dollar brutto (774.893 Dollar netto) für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen; 

 15. beschließt außerdem, unter Berücksichtigung des 
gemäß den Resolutionen 55/275 und 56/252 A für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2001 bis 31. März 2002 bereits veranlagten 
Betrags von 405.717.014 Dollar brutto (396.667.307 Dollar 
netto) den zusätzlichen Betrag von 56.757.600 Dollar brutto 
(57.229.300 Dollar netto) für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 
bis 30. Juni 2002 entsprechend den in Resolution 55/235 der 
Generalversammlung festgelegten und mit ihrer Resolution 
55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategorien un-
ter den Mitgliedstaaten zu veranlagen und dabei den in ihrer 
Resolution 55/5 B vom 23. Dezember 2000 festgelegten Bei-
tragsschlüssel für die Jahre 2001 und 2002 zu berücksichti-
gen; 

 16. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gut-
haben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den 
geschätzten Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in 
Höhe von 471.700 Dollar, die für die Mission für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 gebilligt wurden, 
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzurechnen ist; 
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 17. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 18. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des ge-
samten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 19. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 20. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokrati-
schen Republik Kongo" auf ihrer sechsundfünfzigsten Ta-
gung weiter zu behandeln. 

Resolution C 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/713/Add.2)47. 

C 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Organisation der Ver-
einten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo48 
und der entsprechenden Berichte des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen49, 

 unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 
1258 (1999) vom 6. August 1999 und 1279 (1999) vom 
30. November 1999 betreffend die Entsendung militärischen 
Verbindungspersonals in die Kongo-Region beziehungswei-
se die Einrichtung der Mission der Organisation der Verein-
ten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo sowie 
die späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der 
Mission verlängerte, zuletzt Resolution 1417 (2002) vom 
14. Juni 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/260 A vom 
7. April 2000 sowie ihre späteren Resolutionen über die Fi-
nanzierung der Mission, zuletzt Resolution 56/252 B vom 
27. März 2002, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Gene-
ralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-

_____________ 
47 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt. 
48 A/56/825 und Corr.1 und A/56/897. 
49 A/56/887 und Add.11. 

zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Organisation der Vereinten Nationen in der 
Demokratischen Republik Kongo per 30. April 2002, na-
mentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 
102,8 Millionen US-Dollar, was etwa 14,7 Prozent der ge-
samten veranlagten Beiträge entspricht, bekundet ihre Be-
sorgnis darüber, dass etwa 20 Prozent der Mitgliedstaaten ih-
re veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, al-
les zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge 
für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet werden; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 5. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. nimmt Kenntnis von dem Zwischenbericht des 
Generalsekretärs über den Stand des Vertrags über Flug-



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses 
 

57 

platzdienste für die Mission50 und fordert mit Nachdruck die 
rechtzeitige und vollinhaltliche Durchführung des darin ent-
haltenen Aktionsplans; 

 10. nimmt außerdem Kenntnis von der Mitteilung des 
Generalsekretärs zur Übermittlung des Berichts des Amtes 
für interne Aufsichtsdienste über die Prüfung eines Vertrags 
über die Bereitstellung von Flugplatzdiensten für die Mis-
sion51; 

 11. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung weiter 
über den Stand des Vertrags über Flugplatzdienste für die 
Mission Bericht zu erstatten; 

 12. bekräftigt die einschlägigen Bestimmungen ihrer 
Resolutionen 55/232 vom 23. Dezember 2000 und 55/247 
vom 12. April 2001; 

 13. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen52 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 14. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird, insbesondere 
in Bezug auf den Lufttransport; 

 15. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Mission; 

 16. billigt ausnahmsweise die in der Anlage zu dieser 
Resolution enthaltenen Sonderregelungen für die Mission 
betreffend die Anwendung des Artikels IV der Finanzord-
nung der Vereinten Nationen, wonach Mittelbewilligungen, 
die zur Begleichung von Verpflichtungen gegenüber Regie-
rungen, die Kontingente und/oder logistische Unterstützung 
für die Mission zur Verfügung stellen, über den in den Arti-
keln 4.3 und 4.4 der Finanzordnung vorgesehenen Zeitraum 
weitergelten; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 17. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzugsbericht der Mission im 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 200153; 

_____________ 

50 A/56/938. 
51 A/56/906. 
52 A/56/887/Add.11. 
53 A/56/825 und Corr.1. 

 18. beschließt, für das Sonderkonto für die Mission 
der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokrati-
schen Republik Kongo den gemäß ihrer Resolution 55/275 
vom 14. Juni 2001 bereits genehmigten und veranlagten Be-
trag von 41 Millionen Dollar zu veranschlagen; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 19. beschließt außerdem, für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für das Sonderkonto den Be-
trag von 608.325.264 Dollar zu veranschlagen, worin der 
Betrag von 581.933.464 Dollar für die Aufrechterhaltung der 
Mission, der Betrag von 23.568.200 Dollar für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
2.823.600 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 20. beschließt ferner, den Betrag von 
608.325.264 Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 
festgelegten und von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategori-
en und unter Berücksichtigung des mit ihrer Resoluti-
on 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitragsschlüssels 
für die Jahre 2002 und 2003 zu einem monatlichen Satz von 
50.693.772 Dollar unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

21. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 
973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Guthaben der 
Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in Höhe von 
13.105.200 Dollar, das für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 
bis 30. Juni 2003 für die Mission gebilligt wurde, zu einem 
monatlichen Satz von 1.092.100 Dollar auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 20 anzurechnen ist; die Höhe des Guthabens er-
rechnet sich aus den geschätzten Einnahmen aus der Perso-
nalabgabe in Höhe von 9.644.200 Dollar, die für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Mission ge-
billigt wurden, dem jeweiligen Anteil an den geschätzten 
Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
3.209.400 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt 
gebilligt wurden, und den Mehreinnahmen dieses Haushalts 
aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 sowie dem jeweiligen Anteil an den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
251.600 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis der Vereinten Natio-
nen gebilligt wurden, und den Mindereinnahmen dieses 
Haushalts aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001; 

 22. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, 
die ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission 
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpf-
ten Haushaltsmitteln in Höhe von 26.647.600 Dollar und ihr 
jeweiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
4.136.000 Dollar für den am 30. Juni 2001 endenden Zeit-
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raum entsprechend den in Resolution 55/235 festgelegten 
und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 55/236 
geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach Ziffer 20 
anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 55/5 B festge-
legte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu berücksichtigen 
ist; 

 23. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission nicht 
erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpf-
ten Haushaltsmitteln von 26.647.600 Dollar und weiteren 
Einnahmen in Höhe von 4.136.000 Dollar für den am 
30. Juni 2001 endenden Zeitraum nach dem in Ziffer 22 
festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen 
anzurechnen ist; 

 24. beschließt, dass die Mindereinnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 20.300 Dollar auf die in den 
Ziffern 22 und 23 genannten Guthaben aus den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 abge-
laufene Finanzperiode angerechnet werden; 

 25. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 26. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 27. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 28. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Organisation der Vereinten Nationen in der Demokrati-
schen Republik Kongo" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

Anlage 

Sonderregelungen betreffend die Anwendung des Arti-
kels IV der Finanzordnung der Vereinten Nationen 

 1. Am Ende des in Artikel 4.3 der Finanzordnung 
vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums werden alle nicht ab-
gewickelten Verpflichtungen der jeweiligen Finanzperiode 
in Bezug auf Lieferungen und Leistungen der Regierungen, 
für die Forderungen eingegangen sind oder für die feste Er-
stattungssätze gelten, den Verbindlichkeiten zugeführt; diese 
Verbindlichkeiten bleiben auf dem Sonderkonto für die Mis-
sion der Organisation der Vereinten Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo verbucht, bis die Zahlung erfolgt 
ist. 

 2. Zusätzlich  

 a) gelten alle sonstigen nicht abgewickelten Ver-
pflichtungen der jeweiligen Finanzperiode gegenüber Regie-
rungen aus erfolgten, jedoch noch nicht geprüften Lieferun-
gen und Leistungen sowie andere Verpflichtungen gegen-
über Regierungen, für die die entsprechenden Forderungen 
noch nicht eingegangen sind, nach Ablauf des in Artikel 4.3 
der Finanzordnung vorgesehenen Zwölfmonatszeitraums für 
einen zusätzlichen Zeitraum von vier Jahren weiter; 

 b) werden während dieses Vierjahreszeitraums ein-
gegangene Forderungen sowie gebilligte Prüfberichte gege-
benenfalls wie in Ziffer 1 vorgesehen behandelt; 

 c) werden alle nicht abgewickelten Verpflichtungen 
am Ende des Vierjahreszeitraums annulliert, und der dann 
noch verbleibende Restbetrag dafür verfügbar gehaltener 
Haushaltsmittel verfällt. 

RESOLUTION 56/254 D 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.1)54. 

56/254. Programmhaushaltsplan für den Zweijahres-
zeitraum 2002-2003 

D55 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 56/242, 56/253 und 
56/254 A bis C vom 24. Dezember 2001, 

 unter erneutem Hinweis auf die Geschäftsordnung der 
Generalversammlung, unter anderem Regel 47, 

 1. stellt mit Besorgnis fest, dass die Durchführung 
der in der Verbalnote des Generalsekretärs vom 28. Februar 
2002 und in dem Informationsrundschreiben betreffend 
Haushaltsbeschränkungen und Einschränkungen der Unter-
stützungsdienste56 umrissenen Maßnahmen in bestimmten 
Bereichen zu Einschränkungen führt, die sich unmittelbar 
auf die für die Mitgliedstaaten bereitgestellten Dienste aus-
wirken; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die genannten Reso-
lutionen im Einklang mit den gegenwärtig geltenden Haus-
haltsverfahren, den Regeln und Ausführungsbestimmungen 
für die Programmplanung, die Programmaspekte des Haus-
halts, die Überwachung der Programmdurchführung und die 
Evaluierungsmethoden57 so durchzuführen, dass die für die 

_____________ 
54 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
55 Die Resolutionen 56/254 A bis C finden sich im Offiziellen Protokoll 
der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 49 und 
Korrigendum (A/56/49 und A/56/49 (Bd.I)/Corr.1), Bd. I, Abschnitt VI. 
56 ST/IC/2002/13. 
57 ST/SGB/2000/8. 
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Mitgliedstaaten bereitgestellten Dienste nicht beeinträchtigt 
werden;  

 3. betont, dass der Generalsekretär alle Resolutionen 
der Generalversammlung auf transparente und nichtselektive 
Weise durchzuführen hat; 

 4. stellt fest, wie wichtig es ist, im Einklang mit Re-
solution 56/242 der Generalversammlung angemessene Kon-
ferenzunterstützungsdienste für die Organe und Ausschüsse 
der Vereinten Nationen und die regionalen Gruppen bereit-
zustellen, und ersucht den Generalsekretär in diesem Zu-
sammenhang, die nachteiligen Auswirkungen von Verände-
rungen der bestehenden Praxis in Bezug auf die Bereitstel-
lung und Verfügbarkeit von Konferenzdiensten, die sich aus 
der Durchführung der in seiner Verbalnote vom 28. Februar 
2002 und dem Informationsrundschreiben umrissenen Maß-
nahmen ergeben, auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 5. ersucht den Generalsekretär, die Internet-Dienste 
für die ständigen Vertretungen, namentlich Web-Hosting,  
E-mail und Unterstützungsdienste, unverzüglich wiederher-
zustellen und dafür die durch die Durchführung der Resolu-
tion 56/272 vom 27. März 2002 über eine umfassende Un-
tersuchung zur Frage der an Mitglieder der Organe und Ne-
benorgane der Vereinten Nationen zahlbaren Honorare frei-
gesetzten Mittel zu verwenden, sowie im Rahmen des auf 
der siebenundfünfzigsten Tagung vorzulegenden ersten Be-
richts über den Vollzug des Programmhaushaltplans für den 
Zweijahreszeitraum 2002-2003 die erforderlichen Mittelum-
schichtungen zwischen Haushaltskapiteln zum Ausdruck zu 
bringen;  

 6. ersucht den Generalsekretär außerdem, Vorschlä-
ge zur Durchführung der Resolution 56/242 im Rahmen der 
in Resolution 56/254 A festgesetzten Mittel zur Behandlung 
und Beschlussfassung während des zweiten Teils der sechs-
undfünfzigsten Tagung vorzulegen; 

 7. beschließt, diese Angelegenheiten im Kontext des 
der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung vorzulegenden ersten Vollzugsberichts weiter zu be-
handeln.  

RESOLUTION 56/270 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/653/Add.1)58. 

56/270. Bau zusätzlicher Bürogebäude bei der Wirt-
schaftskommission für Afrika 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über den Bau zusätzlicher Bürogebäude bei der Wirtschafts-
kommission für Afrika in Addis Abeba59 sowie des entspre-

_____________ 
58 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Berichterstatter des Ausschusses vorgelegt. 
59 A/56/672. 

chenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen60, 

 1. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen60 an; 

 2. genehmigt die Verwendung eines Betrags von 
7.711.800 US-Dollar für den Bau zusätzlicher Bürogebäude 
bei der Wirtschaftskommission für Afrika in Addis Abeba, 
der im Rahmen des Saldos des Kontos für laufende Bauvor-
haben zu finanzieren ist; 

 3. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung jährlich über die beim Bau zusätzlicher Büroge-
bäude bei der Wirtschaftskommission für Afrika erzielten 
Fortschritte Bericht zu erstatten und dabei die in den Zif-
fern 4, 5 und 8 des Berichts des Beratenden Ausschusses 
enthaltenen Auffassungen und Empfehlungen zu berücksich-
tigen. 

RESOLUTION 56/271 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/653/Add.1)61. 

56/271. Integriertes Management-Informationssystem 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des dreizehnten Zwischenberichts 
des Generalsekretärs über das Projekt eines Integrierten Ma-
nagement-Informationssystems62 sowie des entsprechenden 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen63, 

 1. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen63 an; 

 2. genehmigt die Verwendung eines Zinsbetrags von 
5.634.700 US-Dollar aus den per 30. Juni 2001 verfügbaren 
Erträgen aus Kapitalanlagen in dem Fonds für das Integrierte 
Management-Informationssystem, um den Mittelbedarf des 
Integrierten Management-Informationssystems im Hinblick 
auf die in dem Bericht des Generalsekretärs im Einzelnen 
ausgeführten Tätigkeiten zu decken;  

 3. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung im Rahmen des Entwurfs des Programmhaus-
haltsplans unter dem entsprechenden Haushaltskapitel weiter 
über Fortschritte bei der Entwicklung und Umsetzung des 
Integrierten Management-Informationssystems Bericht zu 
erstatten, namentlich darüber, wie das System Verwaltungs-
verfahren reduziert hat und weiter reduzieren wird und wie 

_____________ 
60 A/56/711. 
61 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
62 A/56/602 und Add.1. 
63 A/56/684. 
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sich dies auf die Programmtätigkeiten der Vereinten Natio-
nen auswirkt, sowie in den Jahren, in denen kein Haushalts-
plan verabschiedet wird, eine genaue Aktualisierung vorzu-
legen; 

 4. erinnert an ihre Resolution 56/239 vom 24. De-
zember 2001 über Informationstechnik und stellt fest, dass 
das Integrierte Management-Informationssystem fester Be-
standteil der umfassenden Strategie für die Weiterentwick-
lung und Anwendung der Informationstechnik sein muss, 
worüber der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung ein einziger Bericht vorzulegen ist; 

 5. erinnert außerdem an Ziffer 12 des Berichts des 
Beratenden Ausschusses63 und ersucht den Generalsekretär, 
der Generalversammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung in dem in Ziffer 4 genannten Bericht einen Zeitplan für 
die Einführung und Anwendung des Integrierten Manage-
ment-Informationssystems bei Friedenssicherungsmissionen 
und den Internationalen Strafgerichtshöfen vorzulegen.  

RESOLUTION 56/272 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/653/Add.1)64. 

56/272. Umfassende Untersuchung zur Frage der an 
Mitglieder der Organe und Nebenorgane der 
Vereinten Nationen zahlbaren Honorare 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Mitteilung des Sekretariats über 
die umfassende Untersuchung zur Frage der an Mitglieder 
der Organe und Nebenorgane der Vereinten Nationen zahl-
baren Honorare65, 

 1. beschließt, mit Wirkung vom 6. April 2002 alle 
gegenwärtig auf außerordentlicher Grundlage an die Mit-
glieder der Völkerrechtskommission, des Internationalen 
Suchtstoff-Kontrollamts, des Verwaltungsgerichts der Ver-
einten Nationen, des Menschenrechtsausschusses, des Aus-
schusses für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau 
und des Ausschusses für die Rechte des Kindes zahlbaren 
Honorare auf eine Höhe von einem US-Dollar pro Jahr fest-
zusetzen; 

 2. ersucht den Generalsekretär, im Rahmen des er-
sten Berichts über den Vollzug des Programmhaushaltplans 
für den Zweijahrezeitraum 2002-2003, der der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung vorzule-
gen ist, über die auf Grund dieser Resolution erforderlichen 
Anpassungen der Mittelbewilligungen und die entsprechen-
den Umschichtungen in Bezug auf die Bereitstellung von In-
ternet-Diensten, wie in Ziffer 5 der Resolution 56/254 D 
vom 27. März 2002 festgelegt, Bericht zu erstatten. 

_____________ 

64 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
65 A/56/311. 

RESOLUTION 56/273 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/653/Add.1)66. 

56/273. Anspruchsberechtigung bei Flugreisen 

 Die Generalversammlung 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des General-
sekretärs über die Anspruchsberechtigung bei Flugreisen67; 

 2. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen68 an; 

 3. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung über den Beratenden Ausschuss auch künftig 
jährlich Berichte über die Anspruchsberechtigung bei Flug-
reisen vorzulegen; 

 4. fordert den Generalsekretär auf, die Koordinie-
rung zwischen den verschiedenen Hauptabteilungen zu ver-
bessern, um die Erledigung von Anträgen auf Reisekostener-
stattung zu beschleunigen; 

 5. betont, dass alle Anträge auf Reisekostenerstat-
tung soweit möglich binnen 30 Arbeitstagen nach ihrer Ein-
reichung erledigt werden müssen. 

RESOLUTIONEN 56/274 A und B 

56/274. Haushaltsvoranschläge für Angelegenheiten, 
mit denen der Sicherheitsrat befasst ist 

Resolution A 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.1)69. 

A 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Haushaltsvoranschläge für Angelegenheiten, mit 
denen der Sicherheitsrat befasst ist70, und der entsprechen-
den Berichte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen71, 

_____________ 

66 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
67 A/54/382, A/55/488 und A/56/426. 
68 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünf-
zigste Tagung, Beilage 7 (A/56/7), Kap. I, Ziffern 127-129, und 
A/56/630. 
69 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
70 A/C.5/56/25 und Add.1-3. 
71 A/56/7/Add.5-8. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A. 
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 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/255 vom 24. De-
zember 2001, in der sie die Buchung von insgesamt 
11.113.400 US-Dollar gegen die Haushaltsansätze für be-
sondere politische Missionen unter Kapitel 3 (Politische An-
gelegenheiten) des Entwurfs des Programmhaushaltsplans 
für den Zweijahreszeitraum 2002-200372 genehmigte, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des General-
sekretärs über die Haushaltsvoranschläge für Angelegenhei-
ten, mit denen der Sicherheitsrat befasst ist70, und stimmt 
den Bemerkungen und Empfehlungen im Bericht des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen73 
zu; 

 2. genehmigt die Buchung von 41.458.500 Dollar, 
einschließlich des von der Generalversammlung in ihrer Re-
solution 56/255 genehmigten Betrags von 11.113.400 Dollar, 
für die 19 in den Berichten des Generalsekretärs behandelten 
besonderen politischen Missionen gegen die Haushaltsansät-
ze für besondere politische Missionen unter Kapitel 3 (Poli-
tische Angelegenheiten) des Entwurfs des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2002-200372; 

 3. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die besonderen poli-
tischen Missionen so effizient und sparsam wie möglich 
verwaltet werden. 

Resolution B 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.2)74. 

B 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Haushaltsvoranschläge für Angelegenheiten, mit 
denen der Sicherheitsrat befasst ist75, sowie des entsprechen-
den Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen76 und der mündlichen Erklärung des 
Vorsitzenden des Beratenden Ausschusses vor dem Fünften 
Ausschuss77, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/274 A vom 
27. März 2002, in der sie die Buchung von insgesamt 
41.458.500 US-Dollar gegen die Haushaltsansätze für be-

_____________ 

72 A/56/6 (Kap. 3). 
73 Siehe A/56/7/Add.8, Ziffer 24. Der endgültige Wortlaut findet sich 
in: Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 7A. 
74 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
75 A/C.5/56/25/Add.4 und 5. 
76 A/56/7/Add.10. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A. 
77 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, 
Fifth Committee, 59. Sitzung (A/C.5/56/SR.59), und Korrigendum. 

sondere politische Missionen unter Kapitel 3 (Politische An-
gelegenheiten) des Programmhaushaltsplans für den Zwei-
jahreszeitraum 2002-200378 genehmigte, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des General-
sekretärs über die Haushaltsvoranschläge für Angelegenhei-
ten, mit denen der Sicherheitsrat befasst ist75, und stimmt 
den Bemerkungen und Empfehlungen im Bericht des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen76 
und in der mündlichen Erklärung seines Vorsitzenden77 zu; 

 2. genehmigt die Buchung von 34.303.300 Dollar 
für die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan 
gegen den Restbetrag der für besondere politische Missionen 
bewilligten Mittel unter Kapitel 3 (Politische Angelegen-
heiten) des Programmhaushaltsplans für den Zweijahreszeit-
raum 2002-200378; 

 3. bewilligt nach den in Anlage I Ziffer 11 der Reso-
lution 41/213 der Generalversammlung vom 19. Dezember 
1986 vorgesehenen Verfahren zusätzliche Mittel in Höhe 
von 10.563.100 Dollar für die beiden in den Berichten des 
Generalsekretärs behandelten politischen Missionen, davon 
8.707.400 Dollar für die Hilfsmission der Vereinten Natio-
nen in Afghanistan und 1.855.700 Dollar für das Büro der 
Vereinten Nationen für die Friedenskonsolidierung in Ta-
dschikistan; 

 4. bewilligt außerdem Mittel in Höhe von 
4.165.800 Dollar, davon 3.929.500 Dollar für die Hilfs-
mission der Vereinten Nationen in Afghanistan und 
236.300 Dollar für das Büro der Vereinten Nationen für die 
Friedenskonsolidierung in Tadschikistan, in Kapitel 32 (Per-
sonalabgabe) des Programmhaushaltsplans für den Zweijah-
reszeitraum 2002-200378, wobei dieser Betrag gegen einen 
Betrag gleicher Höhe in Einnahmenkapitel 1 (Einnahmen 
aus der Personalabgabe)78 aufzurechnen ist.  

RESOLUTION 56/275 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.1)79. 

56/275. Verfügbarkeit von Dokumenten in sechs Spra-
chen auf der Internetseite der Vereinten Na-
tionen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die gleichzeitige Verfügbarkeit von Sitzungsdokumen-
ten in elektronischer Form in den sechs Amtssprachen auf 
der Internetseite der Vereinten Nationen80, 

_____________ 

78 A/56/6 und Corr.1 und Add.1 (Einleitung, Kapitel 1-33 und Einnah-
menkapitel 1-3); siehe auch Offizielles Protokoll der Generalver-
sammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 6 (A/56/6/Add.2). 
79 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
80 A/C.5/56/12. 
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 nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs80. 

RESOLUTION 56/276 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.1)81. 

56/276. Überprüfung der Öffentlichkeitsarbeit bei den 
Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Überprüfung der außerhalb der Hauptabteilung 
Presse und Information geleisteten Öffentlichkeitsarbeit des 
Sekretariats der Vereinten Nationen82, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs82 und sieht der Vorlage der in Ziffer 150 ihrer Re-
solution 56/253 vom 24. Dezember 2001 genannten um-
fassenden Prüfung sowie der Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen des Informationsausschusses und des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen an die 
zuständigen zwischenstaatlichen Organe mit Interesse ent-
gegen; 

 2. beschließt, dass im Rahmen der in Ziffer 1 ge-
nannten umfassenden Prüfung auch auf die Frage der 
Sprachfassungen der außerhalb der Hauptabteilung Presse 
und Information herausgegebenen Veröffentlichungen einzu-
gehen ist. 

RESOLUTION 56/277 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.1)83. 

56/277. Dokumente und Veröffentlichungen der  Wirt-
schafts- und Sozialkommission für Westasien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Mitteilung des Sekretariats über 
die für die Erstellung von Dokumenten und Veröffentlichun-
gen der Wirtschafts- und Sozialkommission für Westasien 
verwendeten Sprachen84, 

 1. erinnert an ihre Resolution 56/253 vom 24. De-
zember 2001; 

 2. fordert die Wirtschafts- und Sozialkommission 
für Westasien nachdrücklich auf, alle einschlägigen Bestim-
mungen der Kommissionsresolution 44 (IV) vom 28. April 

_____________ 

81 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
82 A/C.5/56/17. 
83 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
84 A/C.5/56/19. 

197785 einzuhalten, in der sie unter anderem beschloss, dass 
alle ihr vorzulegenden Dokumente so weit wie möglich in 
arabischer Sprache abzufassen sind; 

 3. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Sekreta-
riats84 und sieht dem in Ziffer 124 ihrer Resolution 56/253 
zur Behandlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung an-
geforderten Bericht des Generalsekretärs über die Fort-
schritte im Hinblick auf die Erstellung von Dokumenten und 
Veröffentlichungen in Arabisch mit Interesse entgegen. 

RESOLUTION 56/278 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/881)86. 

56/278. Anschlussuntersuchung über mögliche Hono-
rarteilungsvereinbarungen zwischen Verteidi-
gern und mittellosen Inhaftierten beim Inter-
nationalen Strafgerichtshof für Ruanda und 
beim Internationalen Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 55/250 vom 
12. April 2001, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Amtes für 
interne Aufsichtsdienste über die Anschlussuntersuchung 
über mögliche Honorarteilungsvereinbarungen zwischen 
Verteidigern und mittellosen Inhaftierten beim Internationa-
len Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die für 
Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 
1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich 
sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für während 
desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten 
begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße ver-
antwortlich sind, und beim Internationalen Strafgerichtshof 
zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im 
Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen 
schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht87; 

 2. bekundet ihre Besorgnis über die Feststellungen 
im Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste und 
ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass die in 
dem Bericht87 enthaltenen Empfehlungen vollständig und 
zügig umgesetzt werden; 

 3. ersucht den Generalsekretär, die Untersuchung 
rasch weiterzuverfolgen, um zu gewährleisten, dass dieje-
nigen Amtsträger, die gegen ihre Dienstpflichten verstoßen 
haben, zur Rechenschaft gezogen werden. 

_____________ 

85 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, Sixty-
third Session, Supplement No. 10 (E/5969), Kap. III. 
86 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
87 Siehe A/56/836. 
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RESOLUTION 56/279 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/734/Add.1)88. 

56/279. Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe 
über die gemeinsamen Dienste des Systems der 
Vereinten Nationen in Genf 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 54/255 vom 7. April 
2000, 

 nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen In-
spektionsgruppe "Gemeinsame Dienste des Systems der Ver-
einten Nationen in Genf, Teil II: Fallstudien (Internationales 
Rechenzentrum, Gemeinsamer ärztlicher Dienst, Sektion 
Aus- und Fortbildung und Prüfungen, Diplomatischer Ku-
rierdienst und Gemeinsamer Einkaufsdienst)"89 und der Mit-
teilung des Generalsekretärs90 zur Übermittlung seiner An-
merkungen sowie derjenigen des Verwaltungsausschusses 
für Koordinierung91 zu diesem Bericht, 

 sowie nach Behandlung des gemäß Ziffer 9 ihrer Reso-
lution 54/255 vorgelegten Berichts des Generalsekretärs92, 

 ferner nach Behandlung der Informationen in dem er-
sten Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen93, 

 1. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe89 und den diesbezüglichen 
Anmerkungen des Generalsekretärs und des Verwaltungs-
ausschusses für Koordinierung90; 

 2. erklärt erneut, dass die Inanspruchnahme gemein-
samer Dienste in Genf eines von vielen Mitteln sein sollte, 
das den Organisationen und dem Leitungspersonal die Be-
schaffung von Gütern und Dienstleistungen auf die effizien-
teste und effektivste Weise ermöglicht; 

 3. legt den beteiligten Organisationen nahe, bei ih-
ren fortlaufenden Bemühungen um die Ausdehnung von 
Kooperationsvereinbarungen auf weitere Bereiche denjeni-
gen Diensten Vorrang einzuräumen, die für eine gemeinsame 
Erbringung geeignet sind, unter Anwendung der Kriterien 

_____________ 

88 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
89 Siehe A/55/856. 
90 A/55/856/Add.1. 
91 Der Verwaltungsausschuss für Koordinierung wurde gemäß Be-
schluss 2001/321 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 24. Oktober 
2001 in "Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen" umbenannt. 
92 A/56/417/Rev.1. 
93 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 7 (A/56/7), Kap. I, Abschnitt E.14, Ziffer 124 und 
Kap. II, Abschnitt A, Ziffern I.68 and VIII.97-VIII.103. 

der Effizienz, der Produktivität und der Kostenwirksamkeit, 
und dabei den Empfehlungen in dem Bericht der Gruppe89 
so weit wie möglich Rechnung zu tragen sowie die jeweils 
unterschiedlichen Mandate, Rollen, Aufgaben und Vor-
schriften der beteiligten Organisationen zu berücksichtigen; 

 4. begrüßt die in den einschlägigen Ziffern des er-
sten Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen93 enthaltenen Bemerkungen und Auf-
fassungen, insbesondere in Bezug auf Telekommunikations- 
und Informationstechnologiedienste, Konferenzdienste, 
Druckerei- und Publikationsdienste sowie die allgemeine 
Verwaltung; 

 5. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die die 
in Genf ansässigen Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen bislang unternommen haben, um die ge-
meinsamen Dienste zu verbessern, und ermutigt sie, mittels 
eines strukturierteren Ansatzes im Rahmen des Interinstitu-
tionellen Managementausschusses und der Sonderarbeits-
gruppe für gemeinsame Dienste und ihrer Arbeitsgruppen 
die bestehenden gemeinsamen Dienste zu verbessern und 
neue gemeinsame Konzepte auszuarbeiten; 

 6. ersucht den Generalsekretär, dem Interinstitutio-
nellen Managementausschuss nahe zu legen, bei der Fest-
legung des Umfangs und des Zeitplans der Durchführung 
der Vereinbarungen betreffend die gemeinsamen Dienste in 
Genf vereinfachte Konsultationsverfahren zu beschließen, 
die eine rasche Einigung auf die gemeinsam zu erbringenden 
Dienste fördern, damit der Aktionsplan für die gemeinsamen 
Dienste in Genf möglichst noch vor dem Zieljahr 2010 zur 
vollen Anwendung gebracht werden kann; 

 7. bittet die Gruppe, den Stand der Ausarbeitung 
und Konsolidierung der gemeinsamen Dienste in Genf und 
an anderen Dienstorten, wo die Büros und Organisationen 
des Systems der Vereinten Nationen ansässig sind, weiter zu 
verfolgen und der Generalversammlung auf ihrer achtund-
fünfzigsten Tagung im Rahmen ihres Jahresberichts darüber 
Bericht zu erstatten; 

 8. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 56/280 

Verabschiedet auf der 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/734/Add.1)94. 

_____________ 

94 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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56/280. Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstel-
lung und die grundlegenden Rechte und 
Pflichten der Amtsträger, die nicht Sekretari-
atsbedienstete sind, und der Sachverständigen 
im Auftrag der Vereinten Nationen sowie Re-
geln betreffend die Rechtsstellung und die 
grundlegenden Rechte und Pflichten des Gene-
ralsekretärs 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 52/252 vom 
8. September 1998 und 55/221 vom 23. Dezember 2000, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über den Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung 
und die grundlegenden Rechte und Pflichten der Amtsträger, 
die nicht Sekretariatsbedienstete sind, und der Sachverstän-
digen im Auftrag der Vereinten Nationen sowie über die Re-
geln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden 
Rechte und Pflichten des Generalsekretärs95, 

 verabschiedet den Entwurf der Regeln betreffend die 
Rechtsstellung und die grundlegenden Rechte und Pflichten 
der Amtsträger, die nicht Sekretariatsbedienstete sind, und 
der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen 
und den zur Erläuterung dienenden Kommentar, die im An-
hang des Berichts des Generalsekretärs96 enthalten sind, 
vorbehaltlich der folgenden Änderungen: 

 a) Artikel 1 Buchstabe a: 

i) In Ziffer 3 des Kommentars wird nach dem Wort 
"Generalversammlung" die Formulierung "oder 
den anderen zuständigen Hauptorganen der Ver-
einten Nationen" eingefügt; 

 ii) Ziffer 4 des Kommentars wird gestrichen und 
Ziffer 5 in Ziffer 4 umnummeriert; 

 b) Artikel 1 Buchstabe b: 

 Am Ende des Kommentars wird der folgende Satz hin-
zugefügt:  

"In Anbetracht der systemweiten Funktionen der Kom-
mission für den internationalen öffentlichen Dienst und 
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe werden in der 
schriftlichen Erklärung des Vorsitzenden und des Stell-
vertretenden Vorsitzenden der Kommission für den 
internationalen öffentlichen Dienst beziehungsweise 
der Inspektoren der Gemeinsamen Inspektionsgruppe 
der Ausdruck 'Vereinten Nationen' durch die Formu-
lierung 'Vereinten Nationen und anderen teilnehmenden 
Organisationen' und das Wort 'Organisation' durch das 
Wort 'Organisationen' ersetzt."; 

_____________ 

95 A/55/928 und A/56/437. 
96 A/56/437. 

 c) Am Ende des Artikels 1 Buchstabe e wird der 
folgende Satz hinzugefügt: 

"Der Generalsekretär soll die beschlussfassenden Or-
gane, die die Amtsträger oder die Sachverständigen im 
Auftrag der Vereinten Nationen ernannten, unterrichten 
und kann ihre Auffassungen berücksichtigen."; 

 d) Es wird ein neuer Artikel 1 Buchstabe f mit fol-
gendem Wortlaut eingefügt: 

"Diese Regeln finden Anwendung auf den Vorsit-
zenden und den Stellvertretenden Vorsitzenden der 
Kommission für den internationalen öffentlichen 
Dienst sowie auf die Inspektoren der Gemeinsamen In-
spektionsgruppe, unbeschadet der Satzungen der Kom-
mission für den internationalen öffentlichen Dienst und 
der Gemeinsamen Inspektionsgruppe und im Einklang 
mit diesen Satzungen, in denen festgelegt ist, dass die-
se Amtsträger ihre Aufgaben bezüglich der Vereinten 
Nationen und der anderen Organisationen wahrneh-
men, die ihre Satzungen akzeptieren."; 

 e) Am Ende des Artikels 2 Buchstabe i wird der fol-
gende Satz hinzugefügt: 

"Im Falle von Amtsträgern, die nicht vom Generalse-
kretär ernannt wurden, ist es Sache des Generalsekre-
tärs, nach gebührender Konsultation mit dem ernennen-
den Organ zu entscheiden, ob eine bestimmte Tatsache 
zu einem Interessenkonflikt geführt hat." 

RESOLUTION 56/284 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/653/Add.2)97. 

56/284. Zusammenhang zwischen der Behandlung von 
Dauertätigkeiten im Programmhaushaltsplan 
und der Inanspruchnahme des außerordentli-
chen Reservefonds 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über den Zusammenhang zwischen der Behandlung von 
Dauertätigkeiten im Programmhaushaltsplan und der Inan-
spruchnahme des außerordentlichen Reservefonds98 sowie 
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen99, 

 nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
über den Zusammenhang zwischen der Behandlung von 

_____________ 

97 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
98 A/C.5/52/42. 
99 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Dreiundfünf-
zigste Tagung, Beilage 7 (A/53/7 und Add.1-15), Dokument 
A/53/7/Add.9. 
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Dauertätigkeiten im Programmhaushaltsplan und der Inan-
spruchnahme des außerordentlichen Reservefonds sowie 
dem entsprechenden Bericht des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen. 

RESOLUTION 56/285 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.2)100. 

56/285. Beschäftigungsbedingungen und Bezüge von 
Amtsträgern, die nicht Sekretariatsbedienstete 
sind: Mitglieder des Internationalen Gerichts-
hofs, Richter des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien, 
Richter des Internationalen Strafgerichtshofs 
für Ruanda und Ad-litem-Richter des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige 
Jugoslawien 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Abschnitt VIII ihrer Resolution 
53/214 vom 18. Dezember 1998 über die Beschäftigungsbe-
dingungen und Bezüge von Amtsträgern, die nicht Sekreta-
riatsbedienstete sind: Mitglieder des Internationalen Ge-
richtshofs, Richter des Internationalen Strafgerichtshofs zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Ho-
heitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schwe-
ren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und Richter 
des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der 
Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruan-
das zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 
1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöri-
ger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet 
von Nachbarstaaten begangenen Völkermord und andere 
derartige Verstöße verantwortlich sind, sowie auf ihre Reso-
lution 55/249 vom 12. April 2001 über die Beschäftigungs-
bedingungen und Bezüge der Ad-litem-Richter des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien, 

 unter erneutem Hinweis auf Abschnitt III Ziffer 6 ihrer 
Resolution 56/242 vom 24. Dezember 2001, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs101 
und des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen102, 

 in Bekräftigung des allgemeinen Grundsatzes, dass das 
Dienstverhältnis der Richter des Internationalen Strafge-
richtshofs für Ruanda dem der Richter des Internationalen 
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien entspricht, 

_____________ 

100 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
101 A/C.5/56/14. 
102 A/56/7/Add.2. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A. 

 1. billigt die Bemerkungen und Empfehlungen im 
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen102 betreffend die Amtsbezüge, die Sonder-
zulage für den Präsidenten beziehungsweise den Vizepräsi-
denten, wenn er als Präsident fungiert, die Erziehungs-
beihilfe, die Ruhegehälter und die sonstigen Beschäftigungs-
bedingungen der Mitglieder des Internationalen Gerichts-
hofs, der Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für 
das ehemalige Jugoslawien, der Richter des Internationalen 
Strafgerichtshofs für Ruanda und der Ad-litem-Richter des 
Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugosla-
wien, unbeschadet der bestehenden Regeln für die Beschäf-
tigungsbedingungen der Richter der Gerichtshöfe; 

 2. beschließt, die Beschäftigungsbedingungen und 
die Amtsbezüge der Mitglieder des Internationalen Ge-
richtshofs, der Richter des Internationalen Strafgerichtshofs 
für das ehemalige Jugoslawien, der Richter des Internationa-
len Strafgerichtshofs für Ruanda und der Ad-litem-Richter 
des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Ju-
goslawien auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung erneut zu 
überprüfen. 

RESOLUTION 56/286 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.2)103. 

56/286. Erhöhung der Sicherheit der Räumlichkeiten 
der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/253 vom 24. De-
zember 2001, 

 in Bekräftigung ihrer Resolution 55/232 vom 23. De-
zember 2000, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Erhöhung der Sicherheit der Räumlichkeiten der 
Vereinten Nationen104, 

 sowie nach Behandlung des entsprechenden Berichts 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen105, 

 1. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen 
dieser Resolution den im Bericht des Beratenden Ausschus-
ses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen105 enthaltenen 
Empfehlungen an; 

 2. bekräftigt die zwischen den Vereinten Nationen 
und den Gastländern geschlossenen Abkommen betreffend 
den Amtssitz und andere Büros der Vereinten Nationen; 

_____________ 

103 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
104 A/56/848. 
105 A/56/7/Add.9. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A. 
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 3. beschließt, den Betrag von 57.785.300 US-Dollar 
(nach Abzug der Personalabgaben) für die Durchführung der 
im Bericht des Generalsekretärs genannten Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit der Räumlichkeiten der Vereinten 
Nationen unter den folgenden Kapiteln des Programmhaus-
haltsplans für den Zweijahreszeitraum 2002-2003 zu veran-
schlagen106: 85.600 Dollar unter Kapitel 16 (Wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung in Afrika), 591.700 Dollar unter 
Kapitel 17 (Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
Asien und im Pazifik), 232.000 Dollar unter Kapitel 19 
(Wirtschaftliche und soziale Entwicklung in Lateinamerika 
und der Karibik), 1.045.000 Dollar unter Kapitel 20 (Wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung in Westasien), 
458.600 Dollar unter Kapitel 27C (Bereich Personalmana-
gement), 9.144.200 Dollar unter Kapitel 27D (Bereich Zen-
trale Unterstützungsdienste), 2.052.500 Dollar unter Kapitel 
27E (Verwaltung, Genf), 370.600 Dollar unter Kapitel 27F 
(Verwaltung, Wien), 327.200 Dollar unter Kapitel 27G (Ver-
waltung, Nairobi), 1.647.000 Dollar unter Kapitel 30 (Son-
derausgaben), 41.830.900 Dollar unter Kapitel 31 (Bau-, 
Umbau- und Verbesserungsarbeiten sowie größere Instand-
haltungsarbeiten) und 1.574.900 Dollar unter Kapitel 32 
(Personalabgabe), wobei der letztgenannte Betrag gegen ei-
nen Betrag gleicher Höhe unter Einnahmenkapitel 1 (Ein-
nahmen aus der Personalabgabe) aufzurechnen ist; 

 4. stellt fest, dass die bewilligten Mittel den ein-
maligen Mittelbedarf für die Modernisierung der materiellen 
und der Sicherheitsinfrastruktur umfassen; 

 5. nimmt Kenntnis von den Bedenken, die in Bezug 
auf die Formulierung bestimmter Teile des Berichts104 über 
die Sicherheitslage in manchen Ländern geäußert wurden, 
und ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass Be-
richte über heikle Themen mit angemessener sprachlicher 
Sorgfalt und Achtsamkeit abgefasst werden; 

 6. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung über den Stand der Durchführung dieser Maß-
nahmen Bericht zu erstatten; 

 7. ersucht den Generalsekretär außerdem, alles 
daranzusetzen, um sicherzustellen, dass die Arbeiten an allen 
mit dieser Resolution gebilligten Projekten am Amtssitz so 
weit wie möglich in den Sanierungsgesamtplan integriert 
werden, sobald die Generalversammlung die weiteren 
Beschlüsse zu diesem Plan gefasst hat. 

RESOLUTION 56/287 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.2)107. 

_____________ 

106 A/56/6 und Corr.1 und Add.1 (Einleitung, Kapitel 1-33 und Einnah-
menkapitel 1-3); siehe auch Offizielles Protokoll der Generalver-
sammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 6 (A/56/6/Add.2). 
107 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

56/287. Durchführung der Resolution 56/242 der Ge-
neralversammlung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
vom 16. April 2002108, 

 1. bekräftigt die Resolution 56/242 der Generalver-
sammlung vom 24. Dezember 2001, in der sie den Kon-
ferenz- und Sitzungskalender der Vereinten Nationen für 
2002-2003 billigte, sowie ihre Resolution 56/254 D vom 
27. März 2002; 

 2. nimmt mit Besorgnis davon Kenntnis, dass sich 
die Durchführung der in der Verbalnote des Generalsekretärs 
vom 28. Februar 2002 enthaltenen Maßnahmen in mancher-
lei Hinsicht nachteilig auf das reibungslose Funktionieren 
der Vereinten Nationen ausgewirkt hat; 

 3. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang 
mit der Resolution 56/242 der Generalversammlung ange-
messene konferenztechnische Dienste für die Sitzungen von 
Regionalgruppen bereitzustellen; 

 4. ersucht den Generalsekretär, für die vollinhaltli-
che Durchführung der Resolution 56/242 der Generalver-
sammlung zu sorgen und dabei die folgenden Optionen zu 
nutzen: 

 a) Bewältigung des zusätzlichen Arbeitsanfalls im 
Rahmen der Kapazitäten der Hauptabteilung Angelegenhei-
ten der Generalversammlung und Konferenzdienste und der 
Hauptabteilung Management; 

 b) Nutzung der Ersparnisse aus der Einhaltung des 
mit der Resolution 56/242 der Generalversammlung gebil-
ligten Konferenz- und Sitzungskalenders; 

 c) spätere Durchführung bestimmter Tätigkeiten, die 
keine Sachtätigkeiten sind, innerhalb der Hauptabteilung 
Angelegenheiten der Generalversammlung und Konferenz-
dienste und der Hauptabteilung Management; 

 d) Einreichung von Vorschlägen zur Neuprogram-
mierung der mit den Konferenz- und Unterstützungsdiensten 
zusammenhängenden Tätigkeiten der Hauptabteilung Ange-
legenheiten der Generalversammlung und Konferenzdienste 
und der Hauptabteilung Management, zur Behandlung und 
Billigung durch die Generalversammlung. 

RESOLUTION 56/288 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/736/Add.2)109. 

_____________ 

108 A/56/919. 
109 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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56/288. Konferenz- und Unterstützungsdienste für den 
Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus 
bei der Durchführung der Resolution 1373 
(2001) des Sicherheitsrats  

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1373 (2001) des Si-
cherheitsrats vom 28. September 2001, 

 in Bekräftigung ihrer Resolutionen 41/213 vom 19. De-
zember 1986 und 42/211 vom 21. Dezember 1987, 

 sowie in Bekräftigung ihrer Resolutionen 55/232 vom 
23. Dezember 2000 sowie 56/242 und 56/253 vom 24. De-
zember 2001, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Konferenz- und Unterstützungsdienste für den Aus-
schuss zur Bekämpfung des Terrorismus bei der Durchfüh-
rung der Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats110 und 
des entsprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen111, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen111; 

 2. ersucht den Generalsekretär, die Bereitstellung 
von Konferenz- und Unterstützungsdiensten für den Aus-
schuss zur Bekämpfung des Terrorismus zu gewährleisten, 
ohne dabei andere Konferenzdienste zu beeinträchtigen; 

 3. bittet den Sicherheitsrat, sicherzustellen, dass bei 
den Beratungen im Ausschuss zur Bekämpfung des Terro-
rismus und in anderen Nebenorganen des Rates, die Kon-
ferenzdienste erfordern, gebührend auf eine möglichst effi-
ziente Nutzung der Konferenzbetreuungsressourcen zu ach-
ten ist; 

 4. bittet den Sicherheitsrat außerdem, die Erstellung 
geeigneter Leitlinien unter anderem für die formale Ge-
staltung und, soweit möglich und akzeptabel, den Umfang 
der Mitteilungen zu erwägen, die von allen Staaten zur Prü-
fung durch den Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus 
vorzulegen sind; 

 5. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung während des Hauptteils ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung über die Ausgaben und die Auswirkungen auf 
die Programme Bericht zu erstatten, die durch die Unterstüt-
zung des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus in-
folge dieser Resolution entstehen; 

 6. beschließt, den Bedarf an weiteren Mitteln für die 
Bereitstellung von Konferenz- und Unterstützungsdiensten 

_____________ 

110 A/C.5/56/42. 
111 A/56/7/Add.11. Der endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles 
Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Bei-
lage 7A. 

für den Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus im Rah-
men des ersten Haushaltsvollzugsberichts auf ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung zu prüfen. 

RESOLUTION 56/289 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/989)112. 

56/289. Finanzierung der Versorgungsbasis der Ver-
einten Nationen in Brindisi (Italien) 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf Abschnitt XIV ihrer Resolution 
49/233 A vom 23. Dezember 1994, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/500 vom 
17. September 1996 über die Finanzierung der Versorgungs-
basis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien) sowie ihre 
diesbezüglichen späteren Resolutionen, zuletzt Resolution 
55/272 vom 14. Juni 2001, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten 
Nationen113 und der entsprechenden Berichte des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen114, 

 erneut erklärend, wie wichtig die Aufstellung eines ge-
nauen Inventars des vorhandenen Geräts ist, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von den Einrichtungen, 
die die Regierung Italiens der Versorgungsbasis der Verein-
ten Nationen in Brindisi (Italien) bereitgestellt hat; 

 2. nimmt Kenntnis von den Berichten des General-
sekretärs über die Finanzierung der Versorgungsbasis der 
Vereinten Nationen113; 

 3. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlun-
gen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen115 an; 

 4. ersucht den Generalsekretär, so weit wie möglich 
den Einsatz nationaler Bediensteter des Höheren Dienstes zu 
erwägen und im Rahmen seines nächsten Haushaltsvoll-
zugsberichts über entsprechende Bemühungen Bericht zu 
erstatten; 

 5. erklärt erneut, dass vorrangig ein wirksames In-
ventarführungssystem angewandt werden muss, insbesonde-
re bei Friedenssicherungseinsätzen mit hohem Inventarwert; 

_____________ 

112 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
113 A/56/760 und A/56/871. 
114 A/56/887 und Add.10. 
115 A/56/887/Add.10. 
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Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 6. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Versorgungsbasis der 
Vereinten Nationen für den Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001116; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 7. billigt die Kostenvoranschläge für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen in Höhe von 
14.293.200 US-Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003; 

Finanzierung der Kostenvoranschläge 

 8. beschließt, die nicht ausgeschöpften Haushalts-
mittel in Höhe von 1.562.400 Dollar und die weiteren Ein-
nahmen in Höhe von 643.000 Dollar für die am 30. Juni 
2001 abgelaufene Finanzperiode mit dem Mittelbedarf für 
den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 zu ver-
rechnen; 

 9. beschließt außerdem, die Mindereinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 148.100 Dollar auf die in 
Ziffer 8 genannten nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel für 
die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode anzurech-
nen; 

 10. beschließt ferner, den Restbetrag von 
12.087.800 Dollar zur Deckung des Finanzierungsbedarfs 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 anteilmäßig auf die 
Haushalte der einzelnen aktiven Friedenssicherungseinsätze 
aufzuteilen; 

 11. beschließt, die geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 1.077.000 Dollar für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 auf den in Ziffer 10 
genannten Restbetrag anzurechnen und anteilmäßig auf die 
Haushalte der einzelnen aktiven Friedenssicherungseinsätze 
aufzuteilen; 

 12. beschließt außerdem, die Frage der Finanzierung 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen auf ihrer sie-
benundfünfzigsten Tagung zu behandeln. 

RESOLUTION 56/290 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/989)117. 

_____________ 

116 A/56/760. 
117 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

56/290. Fortschritte beim Einsatz des Systems zur 
Steuerung und Überwachung des eingesetzten 
Geräts: Ein Modul des Logistiksystems für 
Feldeinsätze 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
"Fortschritte beim Einsatz des Systems zur Steuerung und 
Überwachung des eingesetzten Geräts: Ein Modul des Logi-
stiksystems für Feldeinsätze"118 und der entsprechenden Zif-
fern in den Berichten des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen119, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs118 und schließt sich den Bemerkungen in den Berich-
ten des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen119 an; 

 2. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aktuali-
sierte Informationen über den Einsatz des Systems zur 
Steuerung und Überwachung des eingesetzten Geräts vorzu-
legen. 

RESOLUTION 56/291 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/989)120. 

56/291. Fälle, in denen die Vereinten Nationen auf 
Grund der Nichteinhaltung von Abkommen 
über die Rechtsstellung der Truppen oder an-
deren Abkommen Rückerstattungsansprüche 
haben 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über Fälle, in denen die Vereinten Nationen als Folge der 
Nichteinhaltung von Abkommen über die Rechtsstellung der 
Truppen oder anderen Abkommen Rückerstattungsansprü-
che haben121, sowie der entsprechenden Ziffern in dem Be-
richt des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen122, 

 1. nimmt Kenntnis von den im Bericht des General-
sekretärs121 enthaltenen Informationen; 

 2. erinnert an ihre Resolution 55/12 vom 1. Novem-
ber 2000; 

 3. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung über die in seinem Bericht aufgeworfenen Fragen 
_____________ 

118 A/55/845. 
119 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 7 (A/56/7), Kap. I, Ziffern 95-102 und A/56/887, 
Ziffer 63. 
120 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
121 A/56/789. 
122 A/56/887, Ziffern 30 und 31. 



IV.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses 
 

69 

betreffend die Bundesrepublik Jugoslawien weiter Bericht zu 
erstatten. 

RESOLUTION 56/292 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne 
Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/989)123 

56/292. Das Konzept einer strategischen Materialre-
serve und seine Umsetzung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über das Konzept einer strategischen Materialreserve und 
seine Umsetzung124 und des entsprechenden Berichts des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen125, 

 1. ersucht den Generalsekretär, bei der Durchfüh-
rung dieser Resolution die Bestimmungen ihrer Resolution 
55/247 vom 12. April 2001 über die Reform des Beschaf-
fungswesens voll zu berücksichtigen; 

 2.  ersucht den Generalsekretär außerdem, der Ge-
neralversammlung jährlich über die Vergabe von Beschaf-
fungsaufträgen für die strategische Materialreserve an alle 
Mitgliedstaaten, insbesondere an die Entwicklungsländer, 
die am wenigsten entwickelten Länder und die afrikanischen 
Länder sowie an die Übergangsländer, Bericht zu erstatten; 

 3. macht sich das Konzept einer strategischen Mate-
rialreserve und seine Umsetzung bei der Dislozierung einer 
komplexen Mission zu eigen;  

 4. macht sich außerdem die Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses 
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen125 zu eigen und er-
sucht den Generalsekretär, ihre vollständige Umsetzung 
sicherzustellen; 

 5. genehmigt den Betrag von 141.546.000 US-Dol-
lar für die strategische Materialreserve, unter Berücksich-
tigung der am Stichtag 30. April 2002 in der Versorgungs-
basis der Vereinten Nationen in Brindisi (Italien) vorhande-
nen Reservebestände, die den Erfordernissen der strategi-
schen Materialreserve entsprechen; 

 6. beschließt, vorbehaltlich der Bestimmungen in 
Ziffer 7, den Mitgliedstaaten ihren jeweiligen Anteil an den 
nicht verbrauchten Barmitteln in Höhe von 95.978.945 Dol-
lar bei der Schutztruppe der Vereinten Nationen, der Opera-
tion der Vereinten Nationen zur Wiederherstellung des Ver-
trauens in Kroatien, der Präventiveinsatztruppe der Vereinten 
Nationen und dem Hauptquartier der Friedenstruppen der 
Vereinten Nationen sowie in Höhe von 45.567.055 Dollar 

_____________ 

123 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
124 A/56/870. 
125 A/56/902. 

bei der Mission der Vereinten Nationen in Haiti für die 
Finanzierung der strategischen Materialreserve anzurechnen; 

 7. beschließt außerdem, als Ad-hoc-Ausnahmerege-
lung und unbeschadet des Artikels 17 der Charta der Ver-
einten Nationen, sofern ein Mitgliedstaat binnen 45 Tagen, 
nachdem ihn der Generalsekretär über die Aufteilung der 
jeweiligen Anteile an den nicht verbrauchten Barmitteln in 
den in Ziffer 6 genannten Konten unterrichtet hat, nichts 
anderes notifiziert, die in Ziffer 6 genannten Barmittel zum 
Zweck der Finanzierung der strategischen Materialreserve 
auf das Konto der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen 
zu übertragen; 

 8. beschließt ferner, als Ad-hoc-Ausnahmeregelung 
und unbeschadet des Artikels 17 der Charta, dass ein Mit-
gliedstaat, der die in Ziffer 7 genannte Option nicht wahr-
nimmt, hinsichtlich seines Anteils an dem Betrag von 
141.546.000 Dollar einmalig veranlagt wird, entsprechend 
den am 1. Juli 2002 geltenden Kategorien, die in der Reso-
lution 55/235 der Generalversammlung vom 23. Dezember 
2000 festgelegt und von der Versammlung in ihrer Reso-
lution 55/236 gleichen Datums geändert wurden, unter Be-
rücksichtigung des in ihrer Resolution 55/5 B, ebenfalls 
gleichen Datums, festgelegten Beitragsschlüssels für das 
Jahr 2002, wobei jeder Mitgliedstaat die Zahlungswei- 
se seines veranlagten Anteils an dem Betrag von 
141.546.000 Dollar selbst wählen kann, unter anderem durch 
jede mögliche Kombination der genannten Barmittel 
und/oder neuer Mittel; 

 9. beschließt, als Ausnahmeregelung, dass der je-
weilige Anteil an den Guthaben aus liquidierten Missionen, 
wenn keine direkte Übertragung zu Gunsten der strategi-
schen Materialreserve erfolgt, den betreffenden Mitglied-
staaten gutgeschrieben wird, sobald ihr veranlagter Beitrag 
eingegangen ist; 

 10. beschließt außerdem, dass die Bestimmungen der 
Ziffer 8 auch auf Mitgliedstaaten angewandt werden, die 
keinen Anteil an den in Ziffer 6 genannten nicht verbrauch-
ten Mitteln haben; 

11. ermächtigt den Generalsekretär, als Ad-hoc-Aus-
nahmeregelung, nach der Übertragung der Barmittelgutha-
ben der Mitgliedstaaten im Einklang mit den Ziffern 7 und 8 
einen Teil der Zinseinnahmen aus dem Reservefonds für 
Friedenssicherungsmaßnahmen zu übertragen, unter Berück-
sichtigung der Bestimmungen der Resolution 51/218 E der 
Generalversammlung vom 17. Juni 1997, damit dem Konto 
der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi ein 
Betrag von insgesamt 141.546.000 Dollar, einschließlich der 
Beiträge der Mitgliedstaaten, zur Verfügung gestellt wird, zu 
dem Zweck, das Programm einer strategischen Materialre-
serve umzusetzen; 

 12. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über die 
bei der Einrichtung der strategischen Materialreserve ent-
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standenen Kosten Bericht zu erstatten und beschließt, die 
Finanzierungsregelungen nach Behandlung des Berichts des 
Generalsekretärs zu überprüfen; 

 13. macht sich die Empfehlung in Ziffer 23 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen125 betreffend den Rahmen der Anlaufphase 
der Friedenssicherungseinsätze, die die Einrichtung der stra-
tegischen Materialreserve umfasst, zu eigen;  

 14. macht sich außerdem die in den Ziffern 24 bis 27 
des Berichts des Generalsekretärs124 ausgeführten Leitlinien 
für die Auffüllung der Reserve zu eigen; 

 15. macht sich ferner die in den Ziffern 22 bis 25 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses125 enthaltene Ausle-
gung der Resolution 49/233 A der Generalversammlung 
vom 23. Dezember 1994 zu eigen; 

 16. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung über alle bei der Aktivierung der strategischen 
Materialreserve entstandenen Kosten Bericht zu erstatten 
und ihr eine Vorgehensweise bei der Finanzierung der Frie-
denssicherungsausgaben vorzuschlagen, für den Fall, dass 
der Sicherheitsrat das Mandat zur Schaffung eines Friedens-
sicherungseinsatzes, der im Rahmen der Verpflichtungser-
mächtigung eingeleitet worden war, nicht genehmigt; 

 17.  bedauert die Verzögerung bei der Liquidation ab-
geschlossener Friedenssicherungsmissionen und bei der 
Rückerstattung der jeweiligen Guthaben an die Mitglied-
staaten; 

 18. ersucht den Generalsekretär, die zügige Liquida-
tion abgeschlossener Friedenssicherungsmissionen und die 
Rückerstattung der Guthaben der Mitgliedstaaten nach der 
Liquidation solcher Missionen sicherzustellen und der Gene-
ralversammlung auf ihrer wiederaufgenommenen siebenund-
fünfzigsten Tagung einen Bericht darüber vorzulegen; 

 19. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Gene-
ralversammlung jährlich im Rahmen seines Berichts über die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen über die Einrich-
tung der strategischen Materialreserve Bericht zu erstatten.  

RESOLUTION 56/293 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/989)126. 

56/293. Friedenssicherungs-Sonderhaushalt 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/258 vom 
3. Mai 1991, 47/218 A vom 23. Dezember 1992, 48/226 A 
vom 23. Dezember 1993 und 56/241 vom 24. Dezember 
2001, ihre Beschlüsse 48/489 vom 8. Juli 1994, 49/469 vom 
23. Dezember 1994 und 50/473 vom 23. Dezember 1995 

_____________ 

126 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

sowie die anderen einschlägigen Resolutionen der General-
versammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über den Haushaltsvollzug des Friedenssicherungs-Sonder-
haushalts während des Zeitraums vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001127 und über den Haushaltsplan für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003128 sowie des entsprechenden Berichts 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen129, 

 in Anbetracht dessen, wie wichtig es ist, dass die Ver-
einten Nationen nach Genehmigung eines Mandats durch 
den Sicherheitsrat reagieren und einen Friedenssicherungs-
einsatz rasch dislozieren können, 

 sowie in Anbetracht dessen, dass es notwendig ist, 
Friedenssicherungseinsätzen in allen Phasen, einschließlich 
der Phase ihrer Liquidation und Beendigung, angemessene 
Unterstützung zu gewähren, 

 1. nimmt Kenntnis von den Berichten des Gene-
ralsekretärs130, nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der 
erstmaligen Anwendung des ergebnisorientierten Haushalts-
verfahrens auf den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und 
ersucht darum, dass seine formale Gestaltung unter Berück-
sichtigung der Empfehlungen in den Ziffern 8 bis 15 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen129 weiter verbessert wird;  

 2. erklärt erneut, dass die Verwaltung und das Fi-
nanzmanagement von Friedenssicherungseinsätzen wirksam 
und effizient sein müssen, und fordert den Generalsekretär 
nachdrücklich auf, auch weiterhin Maßnahmen zur Stei-
gerung der Produktivität und Effizienz des Sonderhaushalts 
aufzuzeigen; 

 3. bekräftigt, dass die zentrale Unterstützung der 
Friedenssicherungseinsätze ausreichende Finanzmittel erfor-
dert und dass dieser Mittelbedarf im Rahmen der Haus-
haltsanträge für den Sonderhaushalt begründet werden muss; 

 4. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen 
dieser Resolution den Schlussfolgerungen und Empfehlun-
gen im Bericht des Beratenden Ausschusses an; 

 5. ersucht den Generalsekretär, eine kohärente Poli-
tik zur Integration der Gleichstellungsperspektive in alle 
friedenssichernden Tätigkeiten der Vereinten Nationen aus-
zuarbeiten, nötigenfalls die zur Anwendung dieser Politik 
erforderlichen Mittel zu beantragen und der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung darüber 
Bericht zu erstatten; 

_____________ 

127 A/56/882. 
128 A/56/885. 
129 A/56/941. 
130 A/56/882 und A/56/885. 
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 6. beschließt, den in Ziffer 34 des Berichts des Ge-
neralsekretärs128 unterbreiteten Vorschlag zur Schaffung ei-
nes Dienstpostens der Besoldungsgruppe D-1 für den Leiter 
des Kommunikations- und Informationstechnologiedienstes 
auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung zu prüfen; 

 7. genehmigt die in Ziffer 71 des Berichts des Gene-
ralsekretärs128 beantragte Schaffung von zwei Dienstposten 
der Besoldungsgruppe P-4 in der Hauptabteilung Presse und 
Information;  

 8. ersucht den Generalsekretär, die mit der Resolu-
tion 55/273 der Generalversammlung vom 14. Juni 2001 
gebilligte Formel im Hinblick auf die Dienstposten für ört-
liche Rechnungsprüfer in vollem Umfang anzuwenden und 
die Informationen über die Beschäftigung solcher örtlichen 
Rechnungsprüfer in seinen künftigen Berichten über den 
Sonderhaushalt in konsolidierter Form vorzulegen; 

 9. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem hohen 
Mittelbedarf für Berater und Dienstreisen, der im Bericht des 
Generalsekretärs128 angesetzt ist, insbesondere in Anbetracht 
der hohen Zahl neuer Dienstposten, die er vorschlägt, und 
ersucht den Generalsekretär, die volle und effiziente Nut-
zung des organisationsinternen Sachverstands der Vereinten 
Nationen zu gewährleisten, bevor er im Rahmen des Haus-
haltsantrags für den Sonderhaushalt den voraussichtlichen 
Mittelbedarf für Berater ansetzt; 

 10. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung einen Be-
richt darüber vorzulegen, inwieweit die Konten der verschie-
denen Friedenssicherungseinsätze unter Einhaltung des der-
zeit im Einklang mit der Finanzordnung und den Finanz-
vorschriften der Vereinten Nationen für Friedenssicherungs-
einsätze angewandten Berichterstattungs-, Haushalts- und 
Finanzierungsverfahrens konsolidiert werden könnten; 

 11. beschließt, auf ihrer wiederaufgenommenen acht-
undfünfzigsten Tagung die in ihren Resolutionen 55/238 
vom 23. Dezember 2000 und 56/241 sowie in dieser Reso-
lution gebilligten vorhandenen Dienstposten zu überprüfen, 
um festzustellen, ob sie gerechtfertigt sind, unter Berück-
sichtigung der derzeit von dem Sekretariats-Amt für interne 
Aufsichtsdienste durchgeführten Evaluierung der Auswir-
kungen der jüngsten Umstrukturierung der Sekretariats-
Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze auf ihre Leistun-
gen bei der zentralen Unterstützung der Friedenssicherungs-
einsätze; 

 12. beschließt außerdem, für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 den in dem laufenden Zeit-
raum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 verwendeten, in 
Ziffer 3 ihrer Resolution 50/221 B vom 7. Juni 1996 bewil-
ligten Finanzierungsmechanismus für den Sonderhaushalt 
beizubehalten; 

 13. erklärt erneut, dass der Generalsekretär sicher-
stellen muss, dass die Delegation von Befugnissen an die 
Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze und die Feldmis-

sionen in strikter Befolgung der einschlägigen Resolutionen 
und Beschlüsse sowie der einschlägigen Regeln und Verfah-
ren der Generalversammlung zu dieser Angelegenheit er-
folgt; 

 14. nimmt Kenntnis von dem Stand der Rekrutie-
rungen für die mit ihrer Resolution 56/241 gebilligten 91 
zusätzlichen Dienstposten für die Hauptabteilung Friedens-
sicherungseinsätze und ersucht um die Vorlage aktualisierter 
Informationen auf ihrer siebenundfünfzigsten Tagung; 

 15. bekundet erneut ihre Besorgnis über das Un-
gleichgewicht bei der geografischen Vertretung der Mit-
gliedstaaten in der Hauptabteilung Friedenssicherungsein-
sätze und fordert den Generalsekretär nachdrücklich auf, un-
verzüglich Maßnahmen zu ergreifen, um die Vertretung der 
unterrepräsentierten und nicht repräsentierten Mitgliedstaa-
ten bei künftigen Rekrutierungen zu verbessern; 

 16. ersucht den Generalsekretär, in den künftigen Be-
richten der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze die 
Formulierung "die Empfehlungen des Beratenden Ausschus-
ses, die von der Generalversammlung angenommen wurden" 
anstelle der derzeit gebräuchlichen Formulierung zu verwen-
den; 

 17. ersucht den Generalsekretär außerdem, in die 
künftigen Berichte über die Finanzierung des Sonderhaus-
halts einen Anhang mit Informationen über den Stand der 
Umsetzung der einschlägigen verabschiedeten Empfehlun-
gen des Beratenden Ausschusses und anderer Aufsichtsor-
gane aufzunehmen; 

 18. erklärt erneut, dass eine Methode und ein Über-
wachungssystem zur Evaluierung der Ergebnisse der Aus-
bildung auf dem Gebiet der Friedenssicherung und damit 
zusammenhängenden Gebieten ausgearbeitet werden müs-
sen, wie in Ziffer 30 des Berichts des Beratenden Ausschus-
ses129 empfohlen, und dass der Generalversammlung auf 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung über den Sonderaus-
schuss für Friedenssicherungseinsätze darüber Bericht zu 
erstatten ist; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 19. billigt den zusätzlichen Mittelbedarf in Höhe von 
2.136.200 US-Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001; 

 20. beschließt, diesen Betrag gegen die weiteren 
Einnahmen in Höhe von 2.264.000 Dollar für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 aufzurechnen, von denen 
1.699.000 Dollar aus Zinseinnahmen, 24.000 Dollar aus 
sonstigen Einnahmen und 541.000 Dollar aus Einsparungen 
bei Verbindlichkeiten aus früheren Zeiträumen oder deren 
Streichung stammen; 

 21. billigt Mehreinnahmen aus der Personalabgabe in 
Höhe von 741.000 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2000 
bis 30. Juni 2001; 
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Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 22. billigt den Mittelbedarf für den Sonderhaushalt in 
Höhe von 100.896.200 Dollar brutto für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003, namentlich 687 weiter 
bestehende und 15 neue befristete Dienstposten und den 
damit verbundenen dienstpostenbezogenen und nicht dienst-
postenbezogenen Mittelbedarf; 

 23. billigt außerdem geschätzte Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 13.739.300 Dollar für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003; 

Finanzierung des Mittelbedarfs für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt 

 24. beschließt, dass der Mittelbedarf für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 wie folgt zu finanzieren ist: 

 a) Der Betrag von 127.800 Dollar, der nach Auf-
rechnung der weiteren Einnahmen für den Zeitraum vom 
1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 gegen den zusätzlichen Mittel-
bedarf für denselben Zeitraum übrig bleibt, wird auf den 
Betrag von 100.896.200 Dollar angerechnet; 

 b) der Restbetrag von 100.768.400 Dollar wird an-
teilmäßig auf die Haushalte der aktiven Friedenssicherungs-
einsätze für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 
aufgeteilt; 

 25. beschließt außerdem, dass im Einklang mit der 
Resolution 973 (X) der Generalversammlung vom 15. De-
zember 1955 ein anteilmäßig aufgeteilter Betrag von ins-
gesamt 14.480.300 Dollar, der sich aus den geschätzten 
Einnahmen aus der Personalabgabe für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 und den Mehreinnahmen aus 
der Personalabgabe für den Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 errechnet, auf den oben vorgesehenen 
anteilmäßig aufgeteilten Mittelbedarf angerechnet wird. 

RESOLUTION 56/294 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/973)131. 

56/294. Finanzierung der Beobachtertruppe der Ver-
einten Nationen für die Truppenentflechtung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Beobachtertruppe der Vereinten 
Nationen für die Truppenentflechtung132 und der entspre-

_____________ 

131 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
132 A/56/813 sowie A/56/832 und Add.1. 

chenden Berichte des Beratenden Ausschusses für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen133, 

 unter Hinweis auf die Resolution 350 (1974) des Si-
cherheitsrats vom 31. Mai 1974 betreffend die Einrichtung 
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Trup-
penentflechtung sowie auf die späteren Resolutionen, mit 
denen der Rat das Mandat der Truppe verlängerte, zuletzt 
Resolution 1425 (2002) vom 30. Mai 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 3211 B 
(XXIX) vom 29. November 1974 über die Finanzierung der 
Noteinsatztruppe der Vereinten Nationen und der Beobach-
tertruppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflech-
tung sowie auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen, 
zuletzt Resolution 55/264 vom 14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Truppe entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 besorgt darüber, dass die Ausgabereste auf dem Son-
derkonto für die Beobachtertruppe der Vereinten Nationen 
für die Truppenentflechtung zur Deckung der Ausgaben der 
Truppe herangezogen wurden, um den Einnahmenausfall in-
folge der Nichtzahlung oder verspäteten Zahlung von Bei-
trägen durch die Mitgliedstaaten auszugleichen, 

 1. ersucht den Generalsekretär, den produktiven und 
fruchtbaren Dialog mit den Ortskräften fortzusetzen und 
über diesen Dialog Bericht zu erstatten; 

 2. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die Trup-
penentflechtung per 30. April 2002, namentlich von den 
noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 15,7 Millio-
nen US-Dollar, was etwa 1,4 Prozent der gesamten veranlag-
ten Beiträge entspricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 51 
Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe ent-
richtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, ins-
besondere diejenigen mit Beitragsrückständen, nachdrück-
lich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlag-
ten Beiträge sicherzustellen; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

_____________ 

133 A/56/887 und Add.8. 
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 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, al-
les zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge 
für die Truppe vollständig und pünktlich entrichtet werden; 

 6. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen134 sowie den Schluss-
folgerungen in dem Bericht des Generalsekretärs135 an und 
ersucht den Generalsekretär, ihre vollständige Umsetzung si-
cherzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Truppe; 

_____________ 

134 A/56/887/Add.8. 
135 A/56/832/Add.1, Ziffern 11 und 12. 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Truppe für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001136; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 14. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Beobachter-
truppe der Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung 
den Betrag von 40.760.200 Dollar zu veranschlagen, worin 
der Betrag von 38.991.800 Dollar für die Aufrechterhaltung 
der Truppe, der Betrag von 1.579.200 Dollar für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
189.200 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 15. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe zu ver-
längern, den Betrag von 40.760.200 Dollar entsprechend den 
in Resolution 55/235 festgelegten und von der Generalver-
sammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 
2000 geänderten Kategorien und unter Berücksichtigung des 
mit ihrer Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten 
Beitragsschlüssels für die Jahre 2002 und 2003 zu einem 
monatlichen Satz von 3.396.683 Dollar unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen; 

 16. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 1.151.800 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
95.983 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzurech-
nen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
919.800 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Truppe gebilligt wurden, dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 215.100 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 16.900 Dollar, die für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den 
Mindereinnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe 
im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

_____________ 

136 A/56/813. 
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 17. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln in Höhe von 575.100 Dollar und ihr jeweiliger 
Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 2.264.000 Dollar 
für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode entspre-
chend den in Resolution 55/235 festgelegten und von der 
Generalversammlung in ihrer Resolution 55/236 geänderten 
Kategorien auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzurechnen 
ist, wobei der in ihrer Resolution 55/5 B festgelegte Bei-
tragsschlüssel für das Jahr 2001 zu berücksichtigen ist; 

 18. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 575.100 Dollar und 
an weiteren Einnahmen in Höhe von 2.264.000 Dollar für 
die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem 
in Ziffer 15 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 19. beschließt ferner, dass die Mehreinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 80.200 Dollar auf die Gut-
haben an den in den Ziffern 17 und 18 genannten nicht aus-
geschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 abge-
laufene Finanzperiode anzurechnen sind; 

 20. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 21. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 22. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 23. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Finanzie-
rung der Friedenssicherungstruppen der Vereinten Nationen 
im Nahen Osten" den Unterpunkt "Beobachtertruppe der Ve-
reinten Nationen für die Truppenentflechtung" aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/295 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/977)137. 

_____________ 

137 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 

56/295. Finanzierung der Übergangsverwaltungsmis-
sion der Vereinten Nationen im Kosovo 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission der 
Vereinten Nationen im Kosovo138 und der entsprechenden 
Berichte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen139, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1244 (1999) des 
Sicherheitsrats vom 10. Juni 1999 über die Einrichtung der 
Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im 
Kosovo, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 53/241 vom 
28. Juli 1999 über die Finanzierung der Mission und auf ihre 
späteren diesbezüglichen Resolutionen, zuletzt Resolution 
55/227 B vom 14. Juni 2001, 

 sich des komplexen Charakters der Mission bewusst, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Mission entrichtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach der entsprechenden Resolution des Si-
cherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen 
im Kosovo per 30. April 2002, namentlich von den noch 
ausstehenden Beiträgen in Höhe von 97,3 Millionen US-
Dollar, was etwa 8 Prozent der gesamten veranlagten Bei-
träge entspricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 72 Mit-
gliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe ent-
richtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, ins-
besondere diejenigen mit Beitragsrückständen, nachdrück-
lich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlag-
ten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig und pünktlich entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet 
werden; 

_____________ 

138 A/56/763 und A/56/802. 
139 A/56/887 und Add.6. 
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 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen140 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 9. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 10. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 11. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Mission für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001141; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 12. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Übergangsver-
waltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo den Be-
_____________ 

140 A/56/887/Add.6. 
141 A/56/763. 

trag von 344.966.100 Dollar zu veranschlagen, worin der 
Betrag von 330 Millionen Dollar für die Aufrechterhaltung 
der Mission, der Betrag von 13.364.900 Dollar für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
1.601.200 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 13. beschließt außerdem, den Betrag von 
344.966.100 Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 
festgelegten und von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Katego-
rien und unter Berücksichtigung des in ihrer Resolution 
55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitragsschlüssels für 
die Jahre 2002 und 2003 zu einem monatlichen Satz von 
28.747.175 Dollar unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 14. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 24.931.500 Dollar, das für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Mission gebilligt 
wurde, zu einem monatlichen Satz von 2.077.625 Dollar auf 
ihre Veranlagung nach Ziffer 13 anzurechnen ist; die Höhe 
des Guthabens errechnet sich aus den geschätzten Einnah-
men aus der Personalabgabe in Höhe von 22.968.900 Dollar 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003, dem je-
weiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 1.819.900 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den 
Mehreinnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem 
jeweiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 142.700 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Ver-
sorgungsbasis der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und 
den Mindereinnahmen dieses Haushalts aus der Personalab-
gabe im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 15. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt 
haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 66.538.000 Dollar und ihr 
jeweiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
29.041.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 
55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 13 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu 
berücksichtigen ist;  

 16. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 66.538.000 Dollar 
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und an weiteren Einnahmen in Höhe von 29.041.000 Dollar 
für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach 
dem in Ziffer 15 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden 
Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 17. beschließt ferner, dass die Mindereinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 5.171.500 Dollar auf die 
Guthaben an den in den Ziffern 15 und 16 genannten nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode anzurechnen sind; 

 18. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 19. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 20. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 21. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Über-
gangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im Koso-
vo" in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/296 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/715/Add.1)142. 

56/296. Finanzierung der Übergangsverwaltung der 
Vereinten Nationen in Osttimor und der 
Unterstützungsmission der Vereinten Nationen 
in Osttimor 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Übergangsverwaltung der Verein-
ten Nationen in Osttimor und der Unterstützungsmission der 
Vereinten Nationen in Osttimor143, der entsprechenden Mit-
teilung des Generalsekretärs144 und der entsprechenden Be-
richte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen145, 

_____________ 

142 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
143 A/56/890, A/56/922 und A/56/932 und Corr.1. 
144 A/56/947. 
145 A/56/887 und A/56/945. Siehe auch Official Records of the General 
Assembly, Fifty-sixth Session, Fifth Committee, 58. Sitzung 
(A/C.5/56/SR.58), und Korrigendum. 

 unter Hinweis auf die Resolution 1272 (1999) des Si-
cherheitsrats vom 25. Oktober 1999 betreffend die Ein-
richtung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in 
Osttimor und auf die späteren Resolutionen, mit denen der 
Rat das Mandat der Übergangsverwaltung verlängerte, zu-
letzt Resolution 1392 (2002) vom 31. Januar 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 54/246 A vom 
23. Dezember 1999 über die Finanzierung der Übergangs-
verwaltung und auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutio-
nen, zuletzt Resolution 56/249 vom 24. Dezember 2001, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 1410 (2002) 
des Sicherheitsrats vom 17. Mai 2002, mit der der Rat die 
Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor 
für einen Anfangszeitraum von zwölf Monaten mit Wirkung 
vom 20. Mai 2002 einrichtete, 

 in Anbetracht dessen, dass es sich bei den Kosten der 
Mission um Ausgaben der Organisation handelt, die gemäß 
Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von 
den Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 sowie in Anbetracht dessen, dass zur Deckung der 
Ausgaben der Mission ein anderes Verfahren anzuwenden ist 
als zur Deckung der Ausgaben des ordentlichen Haushalts 
der Vereinten Nationen, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
an den Treuhandfonds für die multinationale Truppe entrich-
tet worden sind, 

 sowie mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige 
Beiträge an den Treuhandfonds für die Übergangsverwal-
tung der Vereinten Nationen in Osttimor entrichtet worden 
sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Ostti-
mor per 30. April 2002, namentlich von den noch aus-
stehenden Beiträgen in Höhe von 101 Millionen US-Dollar, 
was etwa 8 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge ent-
spricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 25 Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere dieje-
nigen mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die En-
trichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge si-
cherzustellen; 
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 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre Bei-
träge vollständig entrichtet haben, und fordert alle anderen 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles zu tun, um sicher-
zustellen, dass ihre veranlagten Beiträge für die Übergang-
sverwaltung vollständig und pünktlich entrichtet werden; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in 
Osttimor auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 8. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen in den Berichten des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen146 an und ersucht den Ge-
neralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

Haushaltsvollzugsbericht für die Übergangsverwaltung 
der Vereinten Nationen in Osttimor für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 

 9. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs über den Haushaltsvollzug der Übergangsverwal-
tung der Vereinten Nationen für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001147; 

_____________ 

146 A/56/945. Siehe auch Official Records of the General Assembly, 
Fifty-sixth Session, Fifth Committee, 58. Sitzung (A/C.5/56/SR.58), 
und Korrigendum. 
147 A/56/922. 

Endgültige Verwendung des Materials der Übergangs-
verwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor 

 10. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des 
Generalsekretärs über die endgültige Verwendung des Mate-
rials der Übergangsverwaltung148; 

 11. billigt die Spende von Material an die Regierung 
Osttimors; 

Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten 
Nationen in Osttimor für den Zeitraum vom 1. Juli 2001 
bis 30. Juni 2002 

 12. beschließt, dass die Ausgaben der Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor für den 
Übergangszeitraum vom 21. Mai bis 30. Juni 2002 aus den 
in ihrer Resolution 56/249 für die Übergangsverwaltung für 
den Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 bewilligten 
Haushaltsmitteln in Höhe von 455 Millionen Dollar gedeckt 
werden; 

 13. beschließt außerdem, für den Zeitraum vom 
1. Januar bis 30. Juni 2002 den Betrag von 80.096.775 Dol-
lar, der sich aus dem nicht veranlagten Saldo der für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2001 bis 30. Juni 2002 bewilligten 
Mittel (53 Millionen Dollar) und dem Saldo des zuvor ge-
mäß Resolution 56/249 unter dem Vorbehalt einer Verlänge-
rung des Mandats der Übergangsverwaltung veranlagten Be-
trags (27.096.775 Dollar) errechnet, entsprechend den in Re-
solution 55/235 festgelegten und von der Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 2000 ge-
änderten Kategorien und unter Berücksichtigung des in ihrer 
Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitrags-
schlüssels für das Jahr 2002 unter den Mitgliedstaaten zu  
veranlagen; 

 14. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gut-
haben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
1.037.502 Dollar für die Übergangsverwaltung für den Zeit-
raum vom 1. Januar bis 30. Juni 2002 auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 13 anzurechnen ist, wobei dieser Betrag den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe entspricht, die 
noch nicht auf den zuvor veranlagten Betrag angerechnet 
wurden; 

Haushaltsvoranschläge für die Unterstützungungsmis-
sion der Vereinten Nationen in Osttimor für den Zeit-
raum vom 1 Juli 2002 bis 30. Juni 2003 

 15. beschließt, das gemäß Resolution 54/246 A für 
die Übergangsverwaltung eingerichtete Sonderkonto ab 
1. Juli 2002 für die Unterstützungsmission der Vereinten Na-
tionen in Osttimor weiter zu verwenden; 

 16. beschließt außerdem, für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die 
_____________ 

148 A/56/890. 
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Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor 
den Betrag von 305.242.700 Dollar zu veranschlagen, worin 
der Betrag von 292 Millionen Dollar für die Einrichtung 
und Aufrechterhaltung der Mission, der Betrag von 
11.825.900 Dollar für den Friedenssicherungs-Sonderhaus-
halt und der Betrag von 1.416.800 Dollar für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 17. beschließt ferner, vorbehaltlich eines Beschlusses 
des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu verlängern, 
den Betrag von 305.242.700 Dollar entsprechend den in Re-
solution 55/235 festgelegten und von der Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 55/236 geänderten Kategorien und 
unter Berücksichtigung des mit ihrer Resolution 55/5 B fest-
gelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2002 und 2003 zu 
einem monatlichen Satz von 25.436.891 Dollar unter den 
Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 18. beschließt, dass im Einklang mit ihrer Resolution 
973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten im 
Steuerausgleichfonds in Höhe von 10.150.700 Dollar für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 zu einem 
monatlichen Satz von 845.891 Dollar auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 17 anzurechnen ist; die Höhe des Guthabens 
errechnet sich aus den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 8.414.200 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Mission 
gebilligt wurden, dem jeweiligen Anteil an den geschätzten 
Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
1.610.300 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt 
gebilligt wurden, und den Mehreinnahmen dieses Haushalts 
aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 sowie dem jeweiligen Anteil an den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
126.200 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis der Vereinten Natio-
nen gebilligt wurden, und den Mindereinnahmen dieses 
Haushalts aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001; 

 19. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Übergangs-
verwaltung erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den 
nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 
35.412.100 Dollar und ihr jeweiliger Anteil an weiteren 
Einnahmen in Höhe von 29.140.000 Dollar für die am 
30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode entsprechend den 
in Resolution 55/235 festgelegten und von der Generalver-
sammlung in ihrer Resolution 55/236 geänderten Kategorien 
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 17 anzurechnen ist, wobei 
der in ihrer Resolution 55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel 
für das Jahr 2001 zu berücksichtigen ist; 

 20. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Übergangs-
verwaltung nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den 

nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 
35.412.100 Dollar und an weiteren Einnahmen in Höhe von 
29.140.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode nach dem in Ziffer 19 festgelegten Schema auf 
ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 21. beschließt, dass die Mindereinnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 2.504.400 Dollar für die am 
30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode auf die Guthaben 
an den in den Ziffern 19 und 20 genannten nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln anzurechnen sind; 

 22. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 23. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 24. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den Ge-
neralsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die 
je nach Bedarf entsprechend den von der Generalversamm-
lung festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwal-
ten sind; 

 25. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Über-
gangsverwaltung der Vereinten Nationen in Osttimor und der 
Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Osttimor" 
in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/297 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/980)149. 

56/297. Finanzierung der Beobachtermission der Ver-
einten Nationen für Irak und Kuwait 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten 
Nationen für Irak und Kuwait150 und der entsprechenden Be-
richte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen151, 

 unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 
687 (1991) vom 3. April 1991 und 689 (1991) vom 9. April 
1991, mit denen der Rat beschloss, die Beobachtermission 
der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait einzurichten und 
die Frage ihrer Beendigung oder Fortführung alle sechs Mo-
nate zu prüfen, 

_____________ 

149 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
150 A/56/794 und Corr.1 und A/56/820. 
151 A/56/887 und Add.5. 
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 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 45/260 vom 
3. Mai 1991 über die Finanzierung der Beobachtermission 
und auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und Be-
schlüsse, zuletzt Resolution 55/261 vom 14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit dem Ausdruck ihres Dankes für die erheblichen 
freiwilligen Beiträge, welche die Regierung Kuwaits für die 
Beobachtermission geleistet hat, sowie für die Beiträge an-
derer Regierungen, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobach-
termission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustat-
ten, damit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Re-
solutionen des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Beobachtermission der Vereinten Nationen für Irak und 
Kuwait per 30. April 2002, namentlich von den noch ausste-
henden Beiträgen in Höhe von 13 Millionen US-Dollar, was 
etwa 4 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge ent-
spricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 54 Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere dieje-
nigen mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Ent-
richtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge si-
cherzustellen; 

 2. dankt der Regierung Kuwaits erneut für ihren 
Beschluss, ab 1. November 1993 zwei Drittel der Kosten der 
Beobachtermission zu bestreiten; 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 4. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 5. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrück-
lich auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlag-
ten Beiträge für die Beobachtermission vollständig und 
pünktlich entrichtet werden; 

 6. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 7. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 8. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 9. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Beobachtermission auf ein Mindestmaß zu be-
schränken; 

 10. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen152 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 11. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Beobachtermis-
sion so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 12. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur 
Senkung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des 
Allgemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin 
zu bemühen, in der Beobachtermission Ortskräfte auf  
Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, ent-
sprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 13. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs über den Haushaltsvollzug der Beobachtermission 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001153; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 14. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Beobachter-
mission der Vereinten Nationen für Irak und Kuwait den Be-
trag von 52.866.800 Dollar zu veranschlagen, worin der Be-
trag von 50.573.200 Dollar für die Aufrechterhaltung der 
Beobachtermission, der Betrag von 2.048.200 Dollar für den 
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
245.400 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel154 

 15. nimmt mit Dank davon Kenntnis, dass zwei Drit-
tel der bewilligten Mittel, also ein Anteil in Höhe von 

_____________ 

152 A/56/887/Add.5. 
153 A/56/794 und Corr.1. 
154 Bezüglich der Ziffern 15 bis 21 siehe die unter der Dokumen-
tennummer A/C.5/56/47 herausgegebene Mitteilung des General-
sekretärs. 
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35.244.600 Dollar, durch freiwillige Beiträge seitens der Re-
gierung Kuwaits finanziert wird, wobei dieser Betrag teil-
weise auf ihren Anteil an den geschätzten Einnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 1.685.900 Dollar anzu-
rechnen ist; 

 16. beschließt, vorbehaltlich einer Überprüfung der 
Frage der Beendigung oder Fortführung der Beobachter-
mission durch den Sicherheitsrat den Betrag von 
17.622.200 Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 
festgelegten und von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Katego-
rien und unter Berücksichtigung des mit ihrer Resolution 
55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitragsschlüssels für 
die Jahre 2002 und 2003 zu einem monatlichen Satz von 
1.468.516 Dollar unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

 17. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 842.800 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 
bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
70.233 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 16 anzurech-
nen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
742.600 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Beobachtermission gebilligt wurden, 
dem jeweiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 92.900 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den 
Mehreinnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem je-
weiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 7.300 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis 
der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minder-
einnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 18. beschließt ferner, dass unter Berücksichtigung der 
nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel in Höhe von 
2.636.200 Dollar und weiterer Einnahmen in Höhe von 
3.949.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziellen Ver-
pflichtungen gegenüber der Beobachtermission erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften Haus-
haltsmitteln in Höhe von 878.730 Dollar und ihr jeweiliger 
Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 1.316.330 Dollar 
entsprechend den in Resolution 55/235 festgelegten und von 
der Generalversammlung in ihrer Resolution 55/236 geän-
derten Kategorien auf ihre Veranlagung nach Ziffer 16 anzu-
rechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 55/5 B festgelegte 
Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu berücksichtigen ist; 

 19. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermis-
sion nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht 

ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 878.730 Dol-
lar und an weiteren Einnahmen in Höhe von 1.316.330 Dol-
lar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach 
dem in Ziffer 18 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden 
Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 20. beschließt außerdem, dass unter Berücksichtigung 
der Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
218.900 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanz-
periode der Betrag von 72.960 Dollar den Mitgliedstaaten 
auf die Guthaben an den in den Ziffern 18 und 19 genannten 
nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln anzurechnen ist; 

 21. beschließt ferner, dass unter Berücksichtigung 
des freiwilligen Beitrags der Regierung Kuwaits für die am 
30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode zwei Drittel der 
nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel in Höhe von 
1.757.470 Dollar und der weiteren Einnahmen in Höhe von 
2.632.670 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode an die Regierung Kuwaits zurückgezahlt wer-
den, wobei diese Beträge teilweise gegen ihren Anteil an den 
Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
145.940 Dollar im Steuerausgleichsfonds aufzurechnen sind; 

 22. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungs-
missionen finanziert werden darf; 

 23. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Beobachtermission 
beteiligt ist; 

 24. bittet um freiwillige Beiträge für die Beobach-
termission in Form von Barzahlungen sowie in Form von für 
den Generalsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistun-
gen, die je nach Bedarf entsprechend den von der General-
versammlung festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten 
zu verwalten sind; 

 25. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
siebenundfünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Finanzie-
rung der Aktivitäten auf Grund der Resolution 687 (1991) 
des Sicherheitsrats" den Unterpunkt "Finanzierung der Be-
obachtermission der Vereinten Nationen für Irak und Ku-
wait" aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/298

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/990)155. 

_____________ 

155 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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56/298. Finanzierung der Mission der Vereinten Natio-
nen für das Referendum in Westsahara 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen 
für das Referendum in Westsahara156 und der entsprechenden 
Berichte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen157, 

 unter Hinweis auf die Resolution 690 (1991) des Si-
cherheitsrats vom 29. April 1991, mit der der Rat die Mis-
sion der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsa-
hara einrichtete, sowie die späteren Resolutionen, mit denen 
der Rat das Mandat der Mission verlängerte, zuletzt Resolu-
tion 1406 (2002) vom 30. April 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 45/266 vom 
17. Mai 1991 über die Finanzierung der Mission und ihre 
späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, zu-
letzt Resolution 55/262 vom 14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Gene-
ralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Vereinten Nationen für das Referendum in 
Westsahara per 30. April 2002, namentlich von den noch 
ausstehenden Beiträgen in Höhe von 50 Millionen US-Dol-
lar, was etwa 11 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge 
entspricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 19 Mitglied-
staaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet 
haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbeson-
dere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nach-
drücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 
_____________ 

156 A/56/818 und A/56/826. 
157 A/56/887 und A/56/946. 

 4. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, al-
les zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Beiträge 
für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet werden; 

 5. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. macht sich die Schlussfolgerungen und Empfeh-
lungen in dem Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen158 zu eigen und ersucht den 
Generalsekretär, ihre vollinhaltliche Umsetzung sicherzustel-
len; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des General-
sekretärs über den Haushaltsvollzug der  Mission im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001159; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 13. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Mission der Ver-
einten Nationen für das Referendum in Westsahara den Be-

_____________ 

158 A/56/946. 
159 A/56/818. 
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trag von 43.412.900 Dollar zu veranschlagen, worin der Be-
trag von 41.529.500 Dollar für die Aufrechterhaltung der 
Mission, der Betrag von 1.681.900 Dollar für den Friedens-
sicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 201.500 Dol-
lar für die Versorgungsbasis der Vereinten Nationen einge-
schlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 14. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu 
verlängern, den Betrag von 43.412.900 Dollar entsprechend 
den in Resolution 55/235 festgelegten und von der General-
versammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 
2000 geänderten Kategorien zu einem monatlichen Satz von 
3.617.742 Dollar und unter Berücksichtigung des mit ihrer 
Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitrags-
schlüssels für die Jahre 2002 und 2003 unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen; 

15. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 3.288.000 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
274.000 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 14 anzu-
rechnen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
3.041.000 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Mission gebilligt wurden, dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 229.000 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 18.000 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis 
der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minder-
einnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 16. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt 
haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 3.327.737 Dollar und ihr je-
weiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
2.482.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 
55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 14 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu be-
rücksichtigen ist; 

 17. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-

schöpften Haushaltsmitteln von 3.327.737 Dollar und weite-
ren Einnahmen in Höhe von 2.482.000 Dollar für die am 
30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem in Zif-
fer 16 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Verpflich-
tungen anzurechnen ist; 

 18. beschließt ferner, dass die Mindereinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 465.500 Dollar auf die 
Guthaben an den in den Ziffern 16 und 17 genannten nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode anzurechnen sind; 

 19. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 20. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig 
zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 21. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den Ge-
neralsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die 
je nach Bedarf entsprechend den von der Generalversamm-
lung festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwal-
ten sind; 

 22. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Vereinten Nationen für das Referendum in Westsahara" 
in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/299 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/981)160. 

56/299. Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der 
Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der Verein-
ten Nationen161 und des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen162, 

 unter Hinweis auf die Resolution 983 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 31. März 1995, mit der der Rat beschloss, 
dass die Schutztruppe der Vereinten Nationen innerhalb der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien die Be-

_____________ 

160 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
161 A/56/842. 
162 A/56/887. 
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zeichnung "Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen" 
tragen werde, und die Ratsresolution 1186 (1998) vom 
21. Juli 1998, mit der der Rat das Mandat der Truppe bis 
zum 28. Februar 1999 verlängerte, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/481 vom 
11. April 1996 über die Finanzierung der Truppe sowie auf 
ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, 
zuletzt Resolution 54/275 vom 15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Trup-
pe um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Arti-
kel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben für die Truppe ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung des or-
dentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-
ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Truppe entrichtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen per 
30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 9,2 Millionen US-Dollar, was etwa 
6 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 132 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-

rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in Ziffer 82 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen162 an; 

 8. beschließt, die in ihrer Resolution 53/20 B vom 
8. Juni 1999 vorgesehene Mittelbewilligung in Höhe von 
183.730 Dollar für die Liquidation der Truppe im Zeitraum 
vom 1. Juli bis 15. Oktober 1999 auf einen Betrag von 
172.000 Dollar zu verringern; 

 9. beschließt außerdem, als Ad-hoc-Regelung, den 
Betrag von 172.000 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli bis 
15. Oktober 1999 unter den Mitgliedstaaten entsprechend 
der Zusammensetzung der Gruppen zu veranlagen, die in 
den Ziffern 3 und 4 der Resolution 43/232 der Generalver-
sammlung vom 1. März 1989 festgelegt und von der Ver-
sammlung in späteren Resolutionen und Beschlüssen für die 
Ad-hoc-Veranlagung der Mittelbewilligungen für Friedens-
sicherungseinsätze geändert worden ist, zuletzt für den Zeit-
raum 1998-2000 in ihrer Resolution 52/230 vom 31. März 
1998 und ihren Beschlüssen 54/456 bis 54/458 vom 23. De-
zember 1999, und dabei den in ihrer Resolution 52/215 A 
vom 22. Dezember 1997 festgelegten Beitragsschlüssel für 
das Jahr 1999 zu berücksichtigen; 

 10. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gut-
haben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds aus den 
geschätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
96.000 Dollar, die für die Liquidation der Truppe im Zeit-
raum vom 1. Juli bis 15. Oktober 1999 gebilligt worden sind, 
auf ihre Veranlagung nach Ziffer 9 anzurechnen ist; 

 11. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt ha-
ben, ihr jeweiliger Anteil von 172.000 Dollar an den nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln von 7.059.600 Dollar auf 
ihre Veranlagung nach Ziffer 9 anzurechnen ist; 

 12. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil von 172.000 Dollar 
an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln von 
7.059.600 Dollar auf ihre ausstehenden Verpflichtungen an-
zurechnen ist; 
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 13. beschließt ferner, dass die Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 96.000 Dollar von den Gesamt-
einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
174.100 Dollar gegen die Guthaben an den in den Ziffern 11 
und 12 genannten nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln 
aufgerechnet werden; 

 14. beschließt, dass den Mitgliedstaaten 
18.237.935 Dollar gutgeschrieben werden; 

 15. ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr einen 
aktualisierten Bericht über die Finanzlage der Truppe vorzu-
legen; 

 16. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 17. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Präven-
tiveinsatztruppe der Vereinten Nationen" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen.  

RESOLUTION 56/500 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/978)163. 

56/500. Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten 
Nationen, der Operation der Vereinten Nationen 
zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroati-
en, der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Na-
tionen und des Hauptquartiers der Friedens-
truppen der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten Natio-
nen, der Operation der Vereinten Nationen zur Wiederher-
stellung des Vertrauens in Kroatien, der Präventiveinsatz-
truppe der Vereinten Nationen und des Hauptquartiers der 
Friedenstruppen der Vereinten Nationen164 sowie des ent-
sprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen165, 

 unter Hinweis auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 
727 (1992) vom 8. Januar 1992 und 740 (1992) vom 
7. Februar 1992, in denen der Rat die Entsendung einer 
Gruppe von Verbindungsoffizieren nach Jugoslawien zur 
Förderung der Aufrechterhaltung der Waffenruhe billigte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 743 (1992) des 
Sicherheitsrats vom 21. Februar 1992, mit der der Rat die 
Schutztruppe der Vereinten Nationen aufstellte, und die spä-

_____________ 

163 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
164 A/56/852. 
165 A/56/887. 

teren Resolutionen, mit denen der Rat ihr Mandat verlänger-
te und ausweitete, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 981 (1995) des 
Sicherheitsrats vom 31. März 1995, mit der der Rat die als 
"UNCRO" bezeichnete Operation der Vereinten Nationen 
zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien einrichtete, 

 unter Hinweis auf die Resolution 983 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 31. März 1995, mit der der Rat beschloss, 
dass die Schutztruppe der Vereinten Nationen innerhalb der 
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien künftig 
die Bezeichnung "Präventiveinsatztruppe der Vereinten Na-
tionen" tragen werde, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1025 (1995) 
des Sicherheitsrats vom 30. November 1995, in der der Rat 
beschloss, das Mandat der Operation der Vereinten Nationen 
zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien am 
15. Januar 1996 zu beenden, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 1031 (1995) 
des Sicherheitsrats vom 15. Dezember 1995, in der der Rat 
beschloss, das Mandat der Schutztruppe der Vereinten Na-
tionen an dem Tag zu beenden, an dem ihm der Generalse-
kretär berichtet, dass die Übertragung der Autorität von der 
Schutztruppe der Vereinten Nationen auf die Friedensumset-
zungstruppe stattgefunden hat, 

 unter Hinweis auf das vom 1. Februar 1996 datierte 
Schreiben der Präsidentin des Sicherheitsrats an den Gene-
ralsekretär166, worin diesem mitgeteilt wird, dass der Rat 
grundsätzlich damit einverstanden sei, dass die Präventiv-
einsatztruppe der Vereinten Nationen zu einer unabhängigen 
Mission werde, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 46/233 der Ge-
neralversammlung vom 19. März 1992 über die Finanzie-
rung der Schutztruppe der Vereinten Nationen und auf ihre 
späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, zu-
letzt Resolution 55/265 vom 14. Juni 2001, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der ein-
gesetzten Kräfte um Ausgaben der Organisation handelt, die 
nach Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen 
von den Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben der eingesetzten Kräf-
te ein anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der 
Ausgaben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Natio-
nen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu solchen Einsätzen beizutragen, 

_____________ 

166 S/1996/76. 
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 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-
ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die eingesetzten Kräfte entrichtet 
haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die einge-
setzten Kräfte mit den erforderlichen Finanzmitteln auszu-
statten, damit sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nach-
kommen können, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
den eingesetzten Kräften per 30. April 2002, namentlich von 
den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 204 Millio-
nen US-Dollar, was etwa 4 Prozent der gesamten veranlag-
ten Beiträge entspricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 
104 Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe 
entrichtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten,  
insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, 
nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in Ziffer 82 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen165 an; 

 8. beschließt, vorbehaltlich der Ziffer 6 der Resolu-
tion 56/292 der Generalversammlung vom 27. Juni 2002 
über die strategische Materialreserve, den Mitgliedstaaten 
den Betrag von 95.978.945 Dollar gutzuschreiben;   

 9. beschließt außerdem, dass den Mitgliedstaaten 
auch der Restbetrag an Barmitteln in Höhe von 
39.286.278 Dollar gutgeschrieben wird; 

 10. beschließt ferner, in Anbetracht der Barmittel-
knappheit bei den eingesetzten Kräften für die nächste Zu-
kunft die Artikel 4.3, 4.4 und 5.2 Buchstabe d der Finanz-
ordnung der Vereinten Nationen im Hinblick auf den ver-
bleibenden Überschuss von 61.215.804 Dollar auszusetzen, 
um Kostenerstattungen an truppenstellende Länder zu er-
möglichen, und ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr 
einen aktualisierten Bericht vorzulegen; 

 11. beschließt, die Prüfung der Frage, wie die Mehr-
einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
776.343 Dollar in Bezug auf den in Ziffer 10 genannten  
Überschuss zu behandeln sind, zurückzustellen; 

 12. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 13. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Schutz-
truppe der Vereinten Nationen, der Operation der Vereinten 
Nationen zur Wiederherstellung des Vertrauens in Kroatien, 
der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen und des 
Hauptquartiers der Friedenstruppen der Vereinten Nationen" 
in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/501 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/974)167. 

56/501. Finanzierung der Operation der Vereinten Na-
tionen in Somalia II 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen 
in Somalia II168 und des entsprechenden Berichts des Bera-
tenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen169, 

 unter Hinweis auf die Resolution 751 (1992) des Si-
cherheitsrats vom 24. April 1992, mit der der Rat die Opera-
tion der Vereinten Nationen in Somalia einrichtete, die Reso-
lution 814 (1993) vom 26. März 1993, mit der der Rat die 
Truppenstärke der Operation erhöhte und das Mandat der 
erweiterten Operation (Operation der Vereinten Nationen in 
Somalia II) genehmigte, sowie die späteren Ratsresolutio-
nen, mit denen das Mandat der Operation verlängert wurde, 
zuletzt Resolution 954 (1994) vom 4. November 1994, mit 
der der Rat das Mandat der Operation ein letztes Mal bis 
zum 31. März 1995 verlängerte, 

_____________ 

167 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
168 A/56/915. 
169 A/56/949. 
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 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/41 A vom 
1. Dezember 1992 über die Finanzierung der Operation und 
ihre späteren Resolutionen und Beschlüsse zu dieser Frage, 
zuletzt Beschluss 53/477 vom 8. Juni 1999, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Ope-
ration um Ausgaben der Organisation handelt, die gemäß 
Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von 
den Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben der Operation ein an-
deres Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausga-
ben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-
ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Opera-
tion mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit 
sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Operation der Vereinten Nationen in Somalia II per 
30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 60,8 Millionen US-Dollar, was etwa 
3 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 148 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in dem Bericht 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen169 an; 

 8. ermächtigt den Generalsekretär, von dem Saldo 
der Mittelbewilligungen von 40.940.700 Dollar einen Betrag 
von 19.616.000 Dollar einzubehalten, um die Kosten noch 
ausstehender Forderungen von Regierungen zu decken; 

 9. beschließt, in Anbetracht der Barmittelknappheit 
bei der Operation für die nächste Zukunft die Artikel 4.3, 4.4 
und 5.2 Buchstabe d der Finanzordnung der Vereinten Na-
tionen im Hinblick auf den verbleibenden Überschuss von 
21.324.700 Dollar auszusetzen, um Kostenerstattungen an 
truppenstellende Länder zu ermöglichen, und ersucht den 
Generalsekretär, in einem Jahr einen aktualisierten Bericht 
vorzulegen; 

 10. beschließt außerdem, die Prüfung der Frage, wie 
die Mehreinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
950.300 Dollar in Bezug auf den in Ziffer 9 genannten Über-
schuss zu behandeln sind, zurückzustellen; 

 11. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 12. ersucht den Generalsekretär, die noch ausstehen-
den Forderungen der truppenstellenden Länder zügig abzu-
wickeln, insbesondere Forderungen, die sich auf Abschrei-
bungen beziehen;  

 13. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Opera-
tion der Vereinten Nationen in Somalia II" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 56/502 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/982)170. 

56/502. Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen in Zypern 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Na-
tionen in Zypern171 und der entsprechenden Berichte des Be-

_____________ 

170 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
171 A/56/782 und A/56/838. 
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ratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen172, 

 unter Hinweis auf die Resolution 186 (1964) des Si-
cherheitsrats vom 4. März 1964 betreffend die Einrichtung 
der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern sowie 
die späteren Resolutionen, mit denen der Rat das Mandat der 
Truppe verlängerte, zuletzt Resolution 1416 (2002) vom 
13. Juni 2002, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/236 vom 
14. September 1993 über die Finanzierung der Truppe für 
den am 16. Juni 1993 beginnenden Zeitraum und auf ihre 
späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, zu-
letzt Resolution 55/266 vom 14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der Gene-
ralversammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Truppe entrichtet haben, 

 feststellend, dass die freiwilligen Beiträge nicht ausge-
reicht haben, um alle Kosten der Truppe zu decken, ein-
schließlich der Kosten, die den truppenstellenden Staaten 
vor dem 16. Juni 1993 entstanden sind, und mit Bedauern 
darüber, dass Aufrufe zur Entrichtung freiwilliger Beiträge, 
so auch der Aufruf in dem Schreiben des Generalsekretärs 
vom 17. Mai 1994 an alle Mitgliedstaaten173, kein angemes-
senes Echo gefunden haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Truppe 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern per 
30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 15 Millionen US-Dollar, was etwa 
8 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 38 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mit-
gliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die 
Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 
 2. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

_____________ 

172 A/56/887 und Add.4. 
173 S/1994/647. 

 3. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 4. fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrück-
lich auf, alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlag-
ten Beiträge für die Truppe vollständig und pünktlich ent-
richtet werden; 

 5. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 6. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 7. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 8. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Truppe auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 9. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen174 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 10. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Truppe so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Truppe Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Truppe; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 12. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs über den Haushaltsvollzug der Truppe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001175; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 13. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für das Sonderkonto für die Friedenstruppe der 
Vereinten Nationen in Zypern den Betrag von 
_____________ 

174 A/56/887/Add.4. 
175 A/56/782. 
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45.632.400 Dollar zu veranschlagen, worin der Betrag von 
43.652.700 Dollar für die Aufrechterhaltung der Truppe, der 
Betrag von 1.767.900 Dollar für den Friedenssicherungs-
Sonderhaushalt und der Betrag von 211.800 Dollar für die 
Versorgungsbasis der Vereinten Nationen eingeschlossen 
sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel176 

 14. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass ein 
Drittel dieses Betrags, nämlich 15.210.800 Dollar, durch 
freiwillige Beiträge der Regierung Zyperns sowie ein Betrag 
von 6,5 Millionen Dollar durch die Regierung Griechenlands 
finanziert wird, wobei diese Beträge teilweise durch ihre je-
weiligen Anteile an den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 631.900 Dollar für die Regierung 
Zyperns und 270.100 Dollar für die Regierung Griechen-
lands ausgeglichen werden; 

 15. beschließt, vorbehaltlich eines Beschlusses des 
Sicherheitsrats, das Mandat der Truppe zu verlängern, den 
Betrag von 23.921.600 Dollar entsprechend den in Resolu-
tion 55/235 festgelegten und von der Generalversammlung 
in ihrer Resolution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänder-
ten Kategorien zu einem monatlichen Satz von 
1.993.466 Dollar und unter Berücksichtigung des mit ihrer 
Resolution 55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitrags-
schlüssels für die Jahre 2002 und 2003 unter den Mitglied-
staaten zu veranlagen; 

16. beschließt außerdem, dass im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 993.800 Dollar für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 
bis 30. Juni 2003 zu einem monatlichen Satz von 
82.816 Dollar auf ihre Veranlagung nach Ziffer 15 anzurech-
nen ist; die Höhe des Guthabens errechnet sich aus den ge-
schätzten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
857.700 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Truppe gebilligt wurden, dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 126.200 Dollar, die für den Zeitraum 
vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Friedenssiche-
rungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den Mehrein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem jeweili-
gen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Personal-
abgabe in Höhe von 9.900 Dollar, die für den Zeitraum vom 
1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis der 
Vereinten Nationen gebilligt wurden, und den Minderein-
nahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im Zeit-
raum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 17. beschließt ferner, dass bei Mitgliedstaaten, die ih-
re finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe erfüllt 

_____________ 

176 Siehe die unter der Dokumentennummer A/C.5/56/48 herausgege-
bene Mitteilung des Generalsekretärs betreffend die Ziffern 14 bis 21.  

haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 548.870 Dollar und ihr jewei-
liger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
868.510 Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 fest-
gelegten und von der Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 15 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 sowie 
die nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel in Höhe von 
1.061.700 Dollar und weitere Einnahmen in Höhe von 
1.680.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode zu berücksichtigen sind; 

 18. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Truppe nicht er-
füllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln von 548.870 Dollar und weiteren Einnah-
men in Höhe von 868.510 Dollar für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode nach dem in Ziffer 17 festgeleg-
ten Schema auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzu-
rechnen ist; 

 19. beschließt außerdem, dass unter Berücksichtigung 
der Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
103.300 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode der Betrag von 53.410 Dollar anteilmäßig auf 
die Guthaben der Mitgliedstaaten an den in den Ziffern 17 
und 18 genannten nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln an-
zurechnen ist; 

 20. beschließt ferner, dass der Regierung Zyperns ein 
Drittel der nicht ausgeschöpften Haushaltsmittel in Höhe 
von 353.900 Dollar sowie weitere Einnahmen in Höhe von 
560.000 Dollar in Bezug auf die am 30. Juni 2001 abgelau-
fene Finanzperiode unter Berücksichtigung ihrer freiwilligen 
Beiträge für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode 
erstattet werden, wobei diese Beträge gegen ihren Anteil an 
den Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
34.430 Dollar im Steuerausgleichfonds aufgerechnet wer-
den; 

 21. beschließt, dass der Regierung Griechenlands der 
jeweilige Anteil an den nicht ausgeschöpften Haushaltsmit-
teln in Höhe von 158.930 Dollar und weitere Einnahmen in 
Höhe von 251.490 Dollar in Bezug auf die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode unter Berücksichtigung ihrer 
freiwilligen Beiträge für die am 30. Juni 2001 abgelaufene 
Finanzperiode erstattet werden, wobei diese Beträge gegen 
ihren Anteil an den Mindereinnahmen aus der Personalabga-
be in Höhe von 15.460 Dollar im Steuerausgleichfonds auf-
gerechnet werden; 

 22. beschließt außerdem, das für den Zeitraum vor 
dem 16. Juni 1993 für die Truppe eingerichtete Konto auch 
künftig gesondert zu führen, bittet die Mitgliedstaaten, frei-
willige Beiträge auf dieses Konto zu entrichten, und ersucht 
den Generalsekretär, weiter zu freiwilligen Beiträgen für 
dieses Konto aufzurufen; 
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 23. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 24. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Truppe beteiligt ist; 

 25. bittet um freiwillige Beiträge für die Truppe in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 26. stellt anerkennend fest, dass der Generalsekretär 
in seinem Bericht177 die Ziele einfach und bündig beschrie-
ben hat und dass die erreichten Leistungen zu den erwarteten 
Ergebnissen und den Zielerreichungsindikatoren ins Verhält-
nis gesetzt wurden; 

 27. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Friedens-
truppe der Vereinten Nationen in Zypern" in die vorläufige 
Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

RESOLUTION 56/503 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/976)178. 

56/503. Finanzierung der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Georgien 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten 
Nationen in Georgien179 und der entsprechenden Berichte 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen180, 

 unter Hinweis auf die Resolution 854 (1993) des Si-
cherheitsrats vom 6. August 1993, mit der der Rat die Ent-
sendung eines Vorauskommandos von bis zu zehn Militär-
beobachtern der Vereinten Nationen für einen Zeitraum von 
drei Monaten und die Eingliederung des Vorauskommandos 
in eine Beobachtermission der Vereinten Nationen billigte, 
für den Fall, dass der Rat eine solche Mission offiziell auf-
stellen sollte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 858 (1993) des 
Sicherheitsrats vom 24. August 1993, mit der der Rat die 
Einrichtung der Beobachtermission der Vereinten Nationen 
in Georgien beschloss, sowie auf die späteren Resolutionen, 

_____________ 

177 A/56/838. 
178 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
179 A/56/721 und Corr.1 und A/56/815. 
180 A/56/887 und Add.1. 

mit denen der Rat das Mandat der Beobachtermission ver-
längerte, zuletzt Resolution 1393 (2002) vom 31. Januar 
2002, 

 ferner unter Hinweis auf ihren Beschluss 48/475 A 
vom 23. Dezember 1993 über die Finanzierung der Beob-
achtermission sowie auf ihre späteren diesbezüglichen Reso-
lutionen und Beschlüsse, zuletzt Resolution 55/267 vom 
14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101  
(XXVIII) vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. De-
zember 2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die 
Finanzierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten 
Nationen, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Beobach-
termission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustat-
ten, damit sie ihren Aufgaben nach den entsprechenden Re-
solutionen des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Georgien 
per 30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 11,3 Millionen US-Dollar, was etwa 
7 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, ver-
merkt mit Besorgnis, dass nur 23 Mitgliedstaaten ihre ver-
anlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und for-
dert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die Mitglied-
staaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Ent-
richtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträge 
sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig und pünktlich entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Beobachtermission vollständig und pünktlich 
entrichtet werden; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 4. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 5. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 6. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
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sten für die Beobachtermission auf ein Mindestmaß zu be-
schränken; 

 7. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen181 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Beobachtermis-
sion so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird, 
insbesondere in Bezug auf den Lufttransport; 

 9. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich zur 
Senkung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des 
Allgemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin 
zu bemühen, in der Beobachtermission Ortskräfte auf 
Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, ent-
sprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 10. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Beobachtermission im 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001182; 

Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 11. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Beobachtermis-
sion der Vereinten Nationen in Georgien den Betrag von 
33.143.700 Dollar zu veranschlagen, worin der Betrag von 
31.705.800 Dollar für die Aufrechterhaltung der Beobach-
termission, der Betrag von 1.284.100 Dollar für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
153.800 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 12. beschließt außerdem, den Betrag von 
33.143.700 Dollar entsprechend den in Resolution 55/235 
festgelegten und von der Generalversammlung in ihrer Reso-
lution 55/236 vom 23. Dezember 2000 geänderten Kategori-
en und unter Berücksichtigung des mit ihrer Resolution 
55/5 B gleichen Datums festgelegten Beitragsschlüssels für 
die Jahre 2002 und 2003 zu einem monatlichen Satz von 
2.761.975 Dollar unter den Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

13. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige 
Guthaben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in 
Höhe von 1.966.700 Dollar, das für die Beobachtermission 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 gebilligt 

_____________ 

181 A/56/887/Add.1. 
182 A/56/721 und Corr.1. 

wurde, zu einem monatlichen Satz von 163.891 Dollar auf 
ihre Veranlagung nach Ziffer 12 anzurechnen ist; die Höhe 
des Guthabens errechnet sich aus den geschätzten Einnah-
men aus der Personalabgabe in Höhe von 1.778.100 Dollar 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003, dem 
jeweiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 174.900 Dollar, die für den 
Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für den Frie-
denssicherungs-Sonderhaushalt gebilligt wurden, und den 
Mehreinnahmen dieses Haushalts aus der Personalabgabe im 
Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001 sowie dem je-
weiligen Anteil an den geschätzten Einnahmen aus der Per-
sonalabgabe in Höhe von 13.700 Dollar, die für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Versor-
gungsbasis der Vereinten Nationen gebilligt wurden, und 
den Mindereinnahmen dieses Haushalts aus der Personalab-
gabe im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001; 

 14. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobachtermis-
sion erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 4.047.197 Dollar 
und ihr jeweiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe 
von 1.719.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene 
Finanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 fest-
gelegten und von der Generalversammlung in ihrer Resolu-
tion 55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 12 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu be-
rücksichtigen ist; 

 15. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Beobach-
termission nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den 
nicht ausgeschöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 
4.047.197 Dollar und weiteren Einnahmen in Höhe von 
1.719.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode nach dem in Ziffer 14 festgelegten Schema auf 
ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

 16. beschließt außerdem, dass die Mindereinnahmen 
aus der Personalabgabe in Höhe von 498 Dollar auf die Gut-
haben an den in den Ziffern 14 und 15 genannten nicht aus-
geschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 abge-
laufene Finanzperiode anzurechnen sind; 

 17. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 18. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Beobachtermission 
beteiligt ist; 

 19. bittet um freiwillige Beiträge für die Beobachter-
mission in Form von Barzahlungen sowie in Form von für 
den Generalsekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistun-
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gen, die je nach Bedarf entsprechend den von der General-
versammlung festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten 
zu verwalten sind; 

 20. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Beobach-
termission der Vereinten Nationen in Georgien" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/504

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/987)183. 

56/504. Finanzierung der Mission der Vereinten Natio-
nen in Haiti 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in 
Haiti184 und des entsprechenden Berichts des Beratenden 
Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen185, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1048 (1996) des Si-
cherheitsrats vom 29. Februar 1996, in der der Rat das Man-
dat der Mission letztmalig um einen Zeitraum von vier Mo-
naten bis zum 30. Juni 1996 verlängerte, sowie auf alle frü-
heren Resolutionen des Rates über die Mission, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 48/477 vom 
23. Dezember 1993 über die Finanzierung der Mission sowie 
auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und Be-
schlüsse, zuletzt Beschluss 53/477 vom 8. Juni 1999, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Mis-
sion um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Arti-
kel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben für die Mission ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Aus-
gaben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-
ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

_____________ 

183 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
184 A/56/851. 
185 A/56/887. 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Mission entrichtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Vereinten Nationen in Haiti per 30. April 
2002, namentlich von den noch ausstehenden Beiträgen in 
Höhe von 1,9 Millionen US-Dollar, was etwa 1 Prozent der 
gesamten veranlagten Beiträge entspricht, vermerkt mit Be-
sorgnis, dass nur 141 Mitgliedstaaten ihre veranlagten Bei-
träge in voller Höhe entrichtet haben, und fordert alle ande-
ren Mitgliedstaaten, insbesondere die Mitgliedstaaten mit 
Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ih-
rer noch ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in Ziffer 82 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen185 an; 

 8. beschließt, den Mitgliedstaaten vorbehaltlich Zif-
fer 6 der Resolution 56/292 der Generalversammlung vom 
27. Juni 2002 über die strategische Materialreserve den Be-
trag von 45.567.055 Dollar gutzuschreiben;  

 9. ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr einen 
aktualisierten Bericht vorzulegen; 

 10. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 11. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Vereinten Nationen in Haiti" in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 
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RESOLUTION 56/505 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/979)186. 

56/505. Finanzierung der Mission der Vereinten Natio-
nen in Bosnien und Herzegowina 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in 
Bosnien und Herzegowina187 und der entsprechenden Be-
richte des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen188, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1035 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 21. Dezember 1995 betreffend die Ein-
richtung der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und 
Herzegowina sowie die späteren Resolutionen, mit denen 
der Rat das Mandat der Mission verlängerte, zuletzt Resolu-
tion 1357 (2001) vom 21. Juni 2001, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1387 (2002) 
des Sicherheitsrats vom 15. Januar 2002, mit der der Rat die 
Militärbeobachter der Vereinten Nationen ermächtigte, die 
Entmilitarisierung der Halbinsel Prevlaka bis zum 15. Juli 
2002 weiter zu überwachen, 

 ferner unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/481 vom 
11. April 1996 über die Finanzierung der Mission sowie auf 
ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und Beschlüsse, 
zuletzt Resolution 55/268 vom 14. Juni 2001, 

 in Bekräftigung der in den Resolutionen der General-
versammlung 1874 (S-IV) vom 27. Juni 1963, 3101 (XXVIII) 
vom 11. Dezember 1973 und 55/235 vom 23. Dezember 
2000 festgelegten allgemeinen Grundsätze für die Finanzie-
rung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass freiwillige Beiträge 
für die Mission entrichtet worden sind, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Mission 
mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie 
ihren Aufgaben nach den entsprechenden Resolutionen des 
Sicherheitsrats nachkommen kann, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und Herze-
gowina per 30. April 2002, namentlich von den noch ausste-
henden Beiträgen in Höhe von 61 Millionen US-Dollar, was 
etwa 6 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge ent-
spricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 72 Mitgliedstaaten 
ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die 

_____________ 

186 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
187 A/56/698 und A/56/773. 
188 A/56/887 und Add.2. 

Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, 
die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten Beiträ-
ge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig und pünktlich entrichtet haben, 
und fordert alle anderen Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
alles zu tun, um sicherzustellen, dass ihre veranlagten Bei-
träge für die Mission vollständig und pünktlich entrichtet 
werden; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Verzögerungen, 
mit denen der Generalsekretär bei der Dislozierung einiger 
Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, insbesondere 
derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung mit ausrei-
chenden Ressourcen konfrontiert war; 

 4. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 5. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 6. ersucht den Generalsekretär erneut, so weit wie 
möglich von den Einrichtungen und Ausrüstungsgegenstän-
den in der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brin-
disi (Italien) Gebrauch zu machen, um die Beschaffungsko-
sten für die Mission auf ein Mindestmaß zu beschränken; 

 7. schließt sich den Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen189 an und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihre vollständige Umsetzung sicherzustellen; 

 8. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche 
zu veranlassen, um sicherzustellen, dass die Mission so effi-
zient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

 9. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Sen-
kung der mit der Beschäftigung von Bediensteten des All-
gemeinen Dienstes verbundenen Kosten auch weiterhin An-
strengungen zu unternehmen, um in der Mission Ortskräfte 
auf Dienstposten des Allgemeinen Dienstes zu beschäftigen, 
entsprechend den Erfordernissen der Mission; 

Haushaltsvollzugsbericht für den Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001 

 10. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über den Haushaltsvollzug der Mission im Zeitraum 
vom 1. Juli 2000 bis 30. Juni 2001190; 

_____________ 

189 A/56/887/Add.2. 
190 A/56/698. 
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Haushaltsvoranschläge für den Zeitraum vom 1. Juli 
2002 bis 30. Juni 2003 

 11. beschließt, für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 auf dem Sonderkonto für die Mission der Ver-
einten Nationen in Bosnien und Herzegowina den Betrag 
von 82.106.000 Dollar zu veranschlagen, worin der Betrag 
von 78.543.900 Dollar für die Aufrechterhaltung und Liqui-
dation der Mission, der Betrag von 3.181.000 Dollar für den 
Friedenssicherungs-Sonderhaushalt und der Betrag von 
381.100 Dollar für die Versorgungsbasis der Vereinten Na-
tionen eingeschlossen sind; 

Finanzierung der bewilligten Mittel 

 12. beschließt außerdem, vorbehaltlich eines Be-
schlusses des Sicherheitsrats, das Mandat der Mission zu 
verlängern, den Betrag von 82.106.000 Dollar entsprechend 
den in Resolution 55/235 festgelegten und von der Ge-
neralversammlung in ihrer Resolution 55/236 vom 23. De-
zember 2000 geänderten Kategorien und unter Berücksichti-
gung des mit ihrer Resolution 55/5 B gleichen Datums fest-
gelegten Beitragsschlüssels für die Jahre 2002 und 2003 zu 
einem monatlichen Satz von 6.842.167 Dollar unter den 
Mitgliedstaaten zu veranlagen; 

13. beschließt ferner, dass im Einklang mit ihrer Re-
solution 973 (X) vom 15. Dezember 1955 das jeweilige Gut-
haben der Mitgliedstaaten im Steuerausgleichsfonds in Höhe 
von 6.321.900 Dollar, das für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 
bis 30. Juni 2003 für die Mission gebilligt wurde, zu einem 
monatlichen Satz von 526.825 Dollar auf ihre Veranlagung 
nach Ziffer 12 anzurechnen ist; die Höhe des Guthabens er-
rechnet sich aus den geschätzten Einnahmen aus der Perso-
nalabgabe in Höhe von 5.854.700 Dollar, die für den Zeit-
raum vom 1. Juli 2002 bis 30. Juni 2003 für die Truppe ge-
billigt wurden, dem jeweiligen Anteil an den geschätzten 
Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
433.200 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für den Friedenssicherungs-Sonderhaushalt 
gebilligt wurden, und den Mehreinnahmen dieses Haushalts 
aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 2000 bis 
30. Juni 2001 sowie dem jeweiligen Anteil an den geschätz-
ten Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
34.000 Dollar, die für den Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis 
30. Juni 2003 für die Versorgungsbasis der Vereinten Natio-
nen gebilligt wurden, und den Mindereinnahmen dieses 
Haushalts aus der Personalabgabe im Zeitraum vom 1. Juli 
2000 bis 30. Juni 2001; 

 14. beschließt, dass bei Mitgliedstaaten, die ihre fi-
nanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt 
haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausgeschöpften 
Haushaltsmitteln in Höhe von 12.488.667 Dollar und ihr je-
weiliger Anteil an weiteren Einnahmen in Höhe von 
5.580.000 Dollar für die am 30. Juni 2001 abgelaufene Fi-
nanzperiode entsprechend den in Resolution 55/235 festge-
legten und von der Generalversammlung in ihrer Resolution 

55/236 geänderten Kategorien auf ihre Veranlagung nach 
Ziffer 12 anzurechnen ist, wobei der in ihrer Resolution 
55/5 B festgelegte Beitragsschlüssel für das Jahr 2001 zu be-
rücksichtigen ist; 

 15. beschließt außerdem, dass bei Mitgliedstaaten, die 
ihre finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Mission 
nicht erfüllt haben, ihr jeweiliger Anteil an den nicht ausge-
schöpften Haushaltsmitteln in Höhe von 12.488.667 Dollar 
und weiteren Einnahmen in Höhe von 5.580.000 Dollar für 
die am 30. Juni 2001 abgelaufene Finanzperiode nach dem 
in Ziffer 14 festgelegten Schema auf ihre ausstehenden Ver-
pflichtungen anzurechnen ist; 

 16. beschließt ferner, dass die Mehreinnahmen aus 
der Personalabgabe in Höhe von 888.834 Dollar auf die 
Guthaben an den in den Ziffern 14 und 15 genannten nicht 
ausgeschöpften Haushaltsmitteln für die am 30. Juni 2001 
abgelaufene Finanzperiode anzurechnen sind; 

 17. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 18. ermutigt den Generalsekretär, auch künftig zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des 
gesamten Personals zu gewährleisten, das unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen an der Mission beteiligt 
ist; 

 19. bittet um freiwillige Beiträge für die Mission in 
Form von Barzahlungen sowie in Form von für den General-
sekretär annehmbaren Dienst- und Sachleistungen, die je 
nach Bedarf entsprechend den von der Generalversammlung 
festgelegten Verfahren und Gepflogenheiten zu verwalten 
sind; 

 20. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Mission 
der Vereinten Nationen in Bosnien und Herzegowina" in die 
vorläufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/506 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/991)191. 

56/506. Finanzierung der Übergangsverwaltung der Ver-
einten Nationen für Ostslawonien, die Baranja 
und Westsirmien sowie der Zivilpolizeiunter-
stützungsgruppe  

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Übergangsverwaltung der Verein-
ten Nationen für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien 

_____________ 

191 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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sowie der Zivilpolizeiunterstützungsgruppe192 und des ent-
sprechenden Berichts des Beratenden Ausschusses für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen193, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1037 (1996) des Si-
cherheitsrats vom 15. Januar 1996, mit der der Rat die Über-
gangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, 
die Baranja und Westsirmien für einen Anfangszeitraum von 
zwölf Monaten einrichtete, und die Resolution 1145 (1997) 
vom 19. Dezember 1997, in der der Rat feststellte, dass das 
Mandat der Übergangsverwaltung am 15. Januar 1998 enden 
wird, und mit der er die Zivilpolizeiunterstützungsgruppe 
mit Wirkung vom 16. Januar 1998 für einen einmaligen Zeit-
raum von bis zu neun Monaten einrichtete, 

 sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 50/481 vom 
11. April 1996 über die Finanzierung der Übergangsverwal-
tung und auf ihre späteren diesbezüglichen Resolutionen und 
Beschlüsse, zuletzt Resolution 54/274 vom 15. Juni 2000, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Über-
gangsverwaltung und der Unterstützungsgruppe um Ausga-
ben der Organisation handelt, die nach Artikel 17 Absatz 2 
der Charta der Vereinten Nationen von den Mitgliedstaaten 
zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben für die Übergangs-
verwaltung und die Unterstützungsgruppe ein anderes Ver-
fahren anzuwenden ist als zur Deckung der Ausgaben des 
ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-
ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Übergangsverwaltung ent-
richtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Über-
gangsverwaltung und die Unterstützungsgruppe mit den er-
forderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit sie ihren aus-
stehenden Verbindlichkeiten nachkommen können, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ost-
slawonien, die Baranja und Westsirmien und der Zivilpoli-
zeiunterstützungsgruppe per 30. April 2002, namentlich von 
den noch ausstehenden Beiträgen in Höhe von 25,4 Mil-
lionen US-Dollar, was etwa 6 Prozent der gesamten veran-
_____________ 

192 A/56/844. 
193 A/56/887. 

lagten Beiträge entspricht, vermerkt mit Besorgnis, dass nur 
141 Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe 
entrichtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, 
insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, 
nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch ausstehenden 
veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in Ziffer 82 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen193 an; 

 8. beschließt, dass den Mitgliedstaaten 
35.805.865 Dollar gutgeschrieben werden; 

 9. ersucht den Generalsekretär, in einem Jahr einen 
aktualisierten Bericht über die Finanzlage der Übergangsver-
waltung und der Unterstützungsgruppe vorzulegen; 

 10. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 11. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Über-
gangsverwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, 
die Baranja und Westsirmien sowie der Zivilpolizeiunter-
stützungsgruppe" in die vorläufige Tagesordnung ihrer sie-
benundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 56/507 

Verabschiedet auf der 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, ohne Ab-
stimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/56/986)194. 

_____________ 

194 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
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56/507. Finanzierung der Unterstützungsmission der 
Vereinten Nationen in Haiti, der Übergangsmis-
sion der Vereinten Nationen in Haiti und der Zi-
vilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs 
über die Finanzierung der Unterstützungsmission der Verein-
ten Nationen in Haiti, der Übergangsmission der Vereinten 
Nationen in Haiti und der Zivilpolizeimission der Vereinten 
Nationen in Haiti195 und des entsprechenden Berichts des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfra-
gen196, 

 unter Hinweis auf die Resolution 1063 (1996) des Si-
cherheitsrats vom 28. Juni 1996, mit der der Rat die Unter-
stützungsmission der Vereinten Nationen in Haiti einrichtete, 
und die Resolution 1086 (1996) vom 5. Dezember 1996, mit 
der der Rat das Mandat der Mission bis zum 31. Juli 1997 
verlängerte, 

 sowie unter Hinweis auf die Resolution 1123 (1997) 
des Sicherheitsrats vom 30. Juli 1997, mit der der Rat die 
Übergangsmission der Vereinten Nationen in Haiti für einen 
einmaligen Zeitraum von vier Monaten einrichtete, 

 ferner unter Hinweis auf die Resolution 1141 (1997) 
des Sicherheitsrats vom 28. November 1997, mit der der Rat 
die Zivilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti ein-
richtete, und die Resolution 1277 (1999) vom 30. November 
1999, mit der der Rat das Mandat der Mission bis zum 
15. März 2000 verlängerte, 

 unter Hinweis auf die Resolution 51/15 A der General-
versammlung vom 4. November 1996 über die Finanzierung 
der Unterstützungsmission und ihre späteren diesbezügli-
chen Resolutionen und Beschlüsse, zuletzt Resolution 
55/269 vom 14. Juni 2001, 

 erneut erklärend, dass es sich bei den Kosten der Mis-
sionen um Ausgaben der Organisation handelt, die nach Ar-
tikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen von den 
Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin ge-
hend, dass zur Deckung der Ausgaben für die Missionen ein 
anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Deckung der Aus-
gaben des ordentlichen Haushalts der Vereinten Nationen, 

 unter Berücksichtigung dessen, dass die wirtschaftlich 
weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnismäßig 
größerer Beiträge in der Lage sind und dass die wirtschaft-
lich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem Ma-
ße imstande sind, zu solchen Einsätzen beizutragen, 

 eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der Ge-
neralversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden besonde-

_____________ 

195 A/56/841. 
196 A/56/887. 

ren Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

 mit Genugtuung feststellend, dass bestimmte Regierun-
gen freiwillige Beiträge für die Missionen entrichtet haben, 

 eingedenk dessen, dass es unerlässlich ist, die Missio-
nen mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, damit 
sie ihren ausstehenden Verbindlichkeiten nachkommen kön-
nen, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Stand der Beiträge zu 
der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Haiti, 
der Übergangsmission der Vereinten Nationen in Haiti und 
der Zivilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti per 
30. April 2002, namentlich von den noch ausstehenden Bei-
trägen in Höhe von 19,8 Millionen US-Dollar, was etwa 
17 Prozent der gesamten veranlagten Beiträge entspricht, 
vermerkt mit Besorgnis, dass nur 132 Mitgliedstaaten ihre 
veranlagten Beiträge in voller Höhe entrichtet haben, und 
fordert alle anderen Mitgliedstaaten, insbesondere die 
Mitgliedstaaten mit Beitragsrückständen, nachdrücklich auf, 
die Entrichtung ihrer noch ausstehenden veranlagten 
Beiträge sicherzustellen; 

 2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die ihre veran-
lagten Beiträge vollständig entrichtet haben; 

 3. bekundet ihre Besorgnis über die Finanzlage bei 
den friedenssichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Länder betrifft, 
denen durch die Beitragsrückstände bestimmter Mitglied-
staaten zusätzliche Belastungen erwachsen; 

 4. bekundet außerdem ihre Besorgnis über die Ver-
zögerungen, mit denen der Generalsekretär bei der Dislozie-
rung einiger Friedenssicherungsmissionen der letzten Zeit, 
insbesondere derjenigen in Afrika, und bei ihrer Ausstattung 
mit ausreichenden Ressourcen konfrontiert war; 

 5. betont, dass alle künftigen und bestehenden Frie-
denssicherungsmissionen im Hinblick auf finanzielle und 
administrative Regelungen gleich und nichtdiskriminierend 
zu behandeln sind; 

 6. betont außerdem, dass alle Friedenssicherungs-
missionen mit ausreichenden Ressourcen auszustatten sind, 
damit sie ihr jeweiliges Mandat wirksam und effizient wahr-
nehmen können; 

 7. schließt sich den Empfehlungen in Ziffer 82 des 
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen196 an; 

 8. beschließt, in Anbetracht der Barmittelknappheit 
bei den Missionen für die nächste Zukunft die Artikel 4.3, 
4.4 und 5.2 Buchstabe d der Finanzordnung der Vereinten 
Nationen im Hinblick auf den Überschuss von 
4.000.200 Dollar auszusetzen, und ersucht den Generalse-
kretär, in einem Jahr einen aktualisierten Bericht vorzulegen; 
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 9. beschließt außerdem, die Prüfung der Frage, wie 
die Mindereinnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 
21.300 Dollar in Bezug auf den in Ziffer 8 genannten Über-
schuss zu behandeln sind, zurückzustellen; 

 10. betont, dass keine Friedenssicherungsmission 
durch Anleihen bei anderen aktiven Friedenssicherungsmis-
sionen finanziert werden darf; 

 11. beschließt, den Punkt "Finanzierung der Unter-
stützungsmission der Vereinten Nationen in Haiti, der Über-
gangsmission der Vereinten Nationen in Haiti und der Zivil-
polizeimission der Vereinten Nationen in Haiti" in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 
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A.  WAHLEN UND ERNENNUNGEN 

56/314. Ernennung von Mitgliedern des Beitragsausschusses 

B1 

 Auf ihrer 99. Plenarsitzung am 22. Mai 2002 ernannte die Generalversammlung auf 
Empfehlung des Fünften Ausschusses2  Kenshiro Akimoto wegen des Rücktritts von Ka-
zuo Watanabe für eine am 22. Mai 2002 beginnende und am 31. Dezember 2003 endende 
Amtszeit zum Mitglied des Beitragsausschusses. 

C 

 Auf ihrer 100. Plenarsitzung am 6. Juni 2002 ernannte die Generalversammlung Mi-
chel Tilemans wegen des Todes von Angel Marrón für den am 6. Juni 2002 beginnenden 
und am 31. Dezember 2002 endenden noch nicht abgelaufenen Teil einer Amtszeit zum 
Mitglied des Beitragsausschusses3. 

 Damit gehören dem Beitragsausschuss folgende Mitglieder an: Kenshiro AKIMOTO 
(Japan)**, Petru DUMITRIU (Rumänien)**, Henry S. FOX, (Australien)***, Chinmaya 
GHAREKHAN (Indien)**, Bernardo GREIVER (Uruguay)***, Alvaro GURGEL de ALENCAR 

NETTO (Brasilien)*, Hassan Mohammed HASSAN (Nigeria)***, Ihor V. HUMENNY (Ukrai-
ne)**, Eduardo IGLESIAS (Argentinien)***, Omar KADIRI (Marokko)***, Gebhard Benja-
min KANDANGA (Namibia)**, David A. LEIS (Vereinigte Staaten von Amerika)**, Sergei I. 
MAREYEV (Russische Föderation)*, Hae-yun PARK (Republik Korea)*, Eduardo Manuel 
da Fonseca Fernandes RAMOS (Portugal)***, Ugo SESSI (Italien)*, Michel TILEMANS 

(Belgien)* und WU Gang (China)*. 

_________________ 

 * Amtszeit bis zum 31. Dezember 2002. 
 ** Amtszeit bis zum 31. Dezember 2003. 
 *** Amtszeit bis zum 31. Dezember 2004. 

56/319. Ernennung von Mitgliedern der Gemeinsamen Inspektionsgruppe 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 1. Mai 2002 ernannte die Generalversammlung gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 der in der Anlage zur Versammlungsresolution 31/192 vom 22. De-
zember 1976 enthaltenen Satzung der Gemeinsamen Inspektionsgruppe und auf Empfeh-
lung des Präsidenten4 Even Francisco Fontaine Ortiz (Kuba), Tang Guangting (China), 
Victor Vislykh (Russische Föderation), Deborah Wynes (Vereinigte Staaten von Amerika) 
und Muhammad Yussuf (Vereinigte Republik Tansania) für eine am 1. Januar 2003 begin-
nende und am 31. Dezember 2007 endende fünfjährige Amtszeit zu Mitgliedern der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe. 

 Damit gehören der Gemeinsamen Inspektionsgruppe folgende Mitglieder an: Doris 
BERTRAND-MUCK (Österreich)***, Armando DUQUE GONZÁLEZ (Kolumbien)*, Even 
Francisco FONTAINE ORTIZ (Kuba)****, Ion GORITA (Rumänien)***, Sumihiro KUYAMA 
(Japan)**, Wolfgang MÜNCH (Deutschland)***, Louis-Dominique OUEDRAOGO (Burkina 
Faso)***, TANG Guangting (China)****, Victor VISLYKH (Russische Föderation)****,  

_______________ 

1 Damit wird der Beschluss 56/314 in Abschnitt A des Offiziellen Protokolls der Generalversammlung, 
Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 49 (A/56/49), Bd. II, zu Beschluss 56/314 A. 
2 A/56/626/Add.1. 
3 Siehe A/56/102/Add.3. 
4 A/56/110. 
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Deborah WYNES (Vereinigte Staaten von Amerika)**** und Muhammad YUSSUF 
(Vereinigte Republik Tansania)****. 
_________________ 

 * Amtszeit bis zum 31. Dezember 2003. 
 ** Amtszeit bis zum 31. Dezember 2004. 
 *** Amtszeit bis zum 31. Dezember 2005. 
**** Amtszeit bis zum 31. Dezember 2007. 

56/320. Wahl des Präsidenten der siebenundfünfzigsten Tagung der Generalver-
sammlung5 

 Auf ihrer 106. Plenarsitzung am 8. Juli 2002 wählte die Generalversammlung gemäß 
Artikel 21 der Charta der Vereinten Nationen und Regel 30 der Geschäftsordnung der Ver-
sammlung6 Jan KAVAN (Tschechische Republik) zum Präsidenten der siebenundfünfzigsten 
Tagung der Generalversammlung. 

56/321. Wahl der Vorsitzenden der Hauptausschüsse der siebenundfünfzigsten Ta-
gung der Generalversammlung5 

 Am 17. Juli 2002 hielten die sechs Hauptausschüsse der Generalversammlung gemäß 
Regel 99 Buchstabe a7 und Regel 103 der Geschäftsordnung der Versammlung Sitzungen 
ab, um ihre Vorsitzenden zu wählen. 

 Auf der 108. Plenarsitzung am 17. Juli 2002 gab der Amtierende Präsident der Gene-
ralversammlung die Wahl der folgenden Personen zu Vorsitzenden der Hauptausschüsse 
der siebenundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung bekannt: 

 Erster Ausschuss: Matia Mulumba SEMAKULA KIWANUKA (Uganda) 

 Ausschuss für besondere  
 politische Fragen  
 und Entkolonialisierung  
 (Vierter Ausschuss):   Graham MAITLAND  (Südafrika) 

 Zweiter Ausschuss: Marco Antonio SUAZO FERNANDEZ (Honduras) 

 Dritter Ausschuss: Christian WENAWESER (Liechtenstein) 

 Fünfter Ausschuss: Murari Raj SHARMA (Nepal) 

 Sechster Ausschuss: Arpad PRANDLER (Ungarn) 

56/322. Wahl der Vizepräsidenten der siebenundfünfzigsten Tagung der General-
versammlung5 

 Auf ihrer 108. Plenarsitzung am 17. Juli 2002 wählte die Generalversammlung ge-
mäß Regel 30 der Geschäftsordnung der Versammlung6 und den Ziffern 2 und 3 der Anla-
ge zu ihrer Resolution 33/138 vom 19. Dezember 1978 die Vertreter der folgenden 21 Mit-
gliedstaaten zu Vizepräsidenten der siebenundfünfzigsten Tagung der Generalversamm-
lung: ÄGYPTEN, ÄTHIOPIEN, BAHRAIN, BARBADOS, CHINA, ECUADOR, FRANKREICH, 
GAMBIA, INDONESIEN, KASACHSTAN, KATAR, MEXIKO, ÖSTERREICH, PORTUGAL, RUSSI-

SCHE FÖDERATION, SWASILAND, TOGO, TSCHAD, VEREINIGTES KÖNIGREICH GROSSBRI-

TANNIEN UND NORDIRLAND, VEREINIGTE STAATEN VON AMERIKA und VIETNAM. 

_______________ 

5 Gemäß Regel 38 der Geschäftsordnung der Generalversammlung setzt sich der Präsidialausschuss aus 
dem Präsidenten der Versammlung, den einundzwanzig Vizepräsidenten und den Vorsitzenden der sechs 
Hauptausschüsse zusammen. 
6 Regel 30 wurde mit Resolution 56/509 vom 8. Juli 2002 geändert. 
7 Regel 99 Buchstabe a wurde mit Resolution 56/509 vom 8. Juli 2002 geändert. 
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56/323. Billigung der Ernennung des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 23. Juli 2002 billigte die Generalversammlung die 
Ernennung von Sergio VIEIRA DE MELLO (Brasilien) zum Hohen Kommissar der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte durch den Generalsekretär8 für eine am 12. September 2002 
beginnende und am 11. September 2006 endende vierjährige Amtszeit. 

56/324. Wahl der Exekutivdirektorin des Programms der Vereinten Nationen für 
menschliche Siedlungen 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 23. Juli 2002 wählte die Generalversammlung auf 
Vorschlag des Generalsekretärs9 Anna Kajumulo TIBAIJUKA (Vereinigte Republik Tansa-
nia) für eine am 1. September 2002 beginnende und am 31. August 2006 endende vierjäh-
rige Amtszeit zur Exekutivdirektorin des Programms der Vereinten Nationen für menschli-
che Siedlungen. 

 

_______________ 

8 A/56/109. 
9 A/56/111. 
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B.  SONSTIGE BESCHLÜSSE 

1.  Beschlüsse ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

56/400. Organisation der sechsundfünfzigsten Tagung 

B10 

 Auf ihrer 101. Plenarsitzung am 17. Juni 2002 be-
schloss die Generalversammlung auf Vorschlag des Präsi-
denten, am Dienstag, dem 18. Juni 2002 vormittags eine 
weitere Plenarsitzung abzuhalten, zusätzlich zu den von der 
Versammlung in ihrer Resolution 56/258 vom 31. Januar 
2002 für die Tagung der Generalversammlung über Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien im Dienste der 
Entwicklung beschlossenen drei Plenarsitzungen. 

 Auf ihrer 106. Plenarsitzung am 8. Juli 2002 be-
schloss die Generalversammlung auf Vorschlag des Präsi-
denten, die Hauptausschüsse während der sechsundfünfzig-
sten Tagung erneut einzuberufen, um die Amtsträger der 
Hauptausschüsse für die siebenundfünfzigste Tagung zu 
wählen, gemäß Regel 99 Buchstabe a der Geschäftsord-
nung der Versammlung7. 

56/402. Annahme der Tagesordnung und Zuweisung 
der Tagesordnungspunkte 

B11 

 Auf ihrer 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Tagesordnungs-
punkt 110 "Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege" 
unmittelbar im Plenum zu behandeln, um zwei vom Wirt-
schafts- und Sozialrat empfohlene Resolutionsentwürfe12 
rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 95. Plenarsitzung am 11. März 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Tagesordnungspunkt 
107 "Internationale zwischenstaatliche Prüfung auf hoher 
Ebene der Frage der Entwicklungsfinanzierung" unmittel-
bar im Plenum zu behandeln, um einen Beschlussentwurf13 
rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 97. Plenarsitzung am 27. März 2002 be-
schloss die Generalversammlung, die Behandlung des Ta-
gesordnungspunkts 35 "Unterstützung der Bemühungen 
der Regierungen um die Förderung und Konsolidierung 
neuer oder wiederhergestellter Demokratien durch das Sy-

_______________ 

10 Damit wird der Beschluss 56/400 in Abschnitt B des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, 
Beilage 49 (A/56/49), Bd. II, zu Beschluss 56/400 A. 
11 Damit wird der Beschluss 56/402 in Abschnitt B des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, 
Beilage 49 (A/56/49), Bd. II, zu Beschluss 56/402 A. 
12 A/56/L.69 und A/56/L.70. 
13 A/56/L.74. Der Einbringer zog den Beschlussentwurf später auf 
derselben Sitzung zurück. 

stem der Vereinten Nationen" wieder aufzunehmen, um ei-
nen Resolutionsentwurf14 rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 99. Plenarsitzung am 22. Mai 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Tagesordnungspunkt 
98 a) "Umsetzung der Agenda 21 und Programm für die 
weitere Umsetzung der Agenda 21" unmittelbar im Plenum 
zu behandeln, um einen Resolutionsentwurf15 rasch zu prü-
fen. 

 Auf ihrer 100. Plenarsitzung am 6. Juni 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Tagesordnungs-
punkt 17 b) "Ernennung von Mitgliedern des Beitragsaus-
schusses" unmittelbar im Plenum zu behandeln, um eine 
Mitteilung des Generalsekretärs3 rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002 be-
schloss die Generalversammlung, die Behandlung des Ta-
gesordnungspunkts 108 "Soziale Entwicklung, einschließ-
lich Fragen im Zusammenhang mit der Weltsoziallage so-
wie der Jugend, dem Altern, den Behinderten und der Fa-
milie" wieder aufzunehmen, um einen Antrag des Ständi-
gen Vertreters Japans bei den Vereinten Nationen16 rasch zu 
prüfen. 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 23. Juli 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Tagesordnungspunkt 
102 "Umsetzung der Habitat-Agenda und Ergebnisse der 
Sondertagung der Generalversammlung zu diesem Thema" 
unmittelbar im Plenum zu behandeln, um die Exekutivdi-
rektorin des Programms der Vereinten Nationen für 
menschliche Siedlungen9 zu wählen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalver-
sammlung, den Tagesordnungspunkt 119 b) "Menschen-
rechtsfragen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren 
Gewährleistung der effektiven Ausübung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten" unmittelbar im Plenum zu 
behandeln, um einen Resolutions- und einen Beschlussent-
wurf17 rasch zu prüfen. 

 Auf ihrer 110. Plenarsitzung am 15. August 2002 be-
schloss die Generalversammlung, die Behandlung des Ta-
gesordnungspunkts 21 j) "Zusammenarbeit zwischen den 
Vereinten Nationen und der Organisation der afrikanischen 
Einheit" wieder aufzunehmen, um eine Mitteilung des Ge-
neralsekretärs18 rasch zu prüfen. 

_______________ 

14 A/56/L.75 und Add.1. 
15 A/56/L.78. 
16 Siehe A/56/985. 
17 A/56/L.82 und Add.1 und A/56/L.83 und Add.1. 
18 A/56/1024. 
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 Auf derselben Sitzung beschloss die Generalver-
sammlung die Umbenennung des Unterpunkts19 "Zusam-
menarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Orga-
nisation der afrikanischen Einheit" in "Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen und der Afrikanischen 
Union"20. 

56/465. Schaffung einer friedlichen und besseren 
Welt mit Hilfe des Sports und des olympi-
schen Ideals 

 Auf ihrer 93. Plenarsitzung am 31. Januar 2002 nahm 
die Generalversammlung Kenntnis von dem feierlichen 
Appell des Präsidenten der Versammlung vom 25. Januar 
2002 im Zusammenhang mit der Einhaltung der olympi-
schen Waffenruhe21. 

56/467. Sondertagung der Generalversammlung über 
Kinder: Ersetzung eines der beiden Kovorsit-
zenden des Runden Tisches 3  

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 1. Mai 2002 beschloss 
die Generalversammlung, dass der Premierminister des 
Königreichs Nepal den Präsidenten der Republik Korea als 
sechsten Kovorsitzenden der Sondertagung der Generalver-
sammlung über Kinder und als einen der beiden Kovor-
sitzenden des Runden Tisches 3 ersetzt. 

56/468. Generaldebatte auf der siebenundfünfzigsten 
ordentlichen Tagung der Generalversamm-
lung 

 Auf ihrer 98. Plenarsitzung am 1. Mai 2002 beschloss 
die Generalversammlung, auf ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung von Donnerstag, dem 12. September bis Sonntag, 
dem 15. September und von Dienstag, dem 17. September 
bis Freitag, dem 20. September 2002 eine achttägige Gene-
raldebatte abzuhalten, wobei die Plenarsitzungen während 
der Generaldebatte jeweils von 10 bis 13 Uhr und von 15 
bis 18 Uhr stattfinden und für jede Erklärung eine frei-
willige Redezeitbeschränkung auf höchstens 15 Minuten 
gilt, mit der Maßgabe, dass diese Regelungen keinen Prä-
zedenzfall für die Generaldebatte auf der achtundfünfzig-
sten oder weiteren künftigen Tagungen schaffen22. 

56/469. Tagung der Generalversammlung über In-
formations- und Kommunikationstechnologi-
en im Dienste der Entwicklung: Zusammen-
fassung der informellen Podiumsdiskussionen 

 Auf ihrer 101. Plenarsitzung am 17. Juni 2002 
beschloss die Generalversammlung auf Vorschlag des 

_______________ 

19 Die Umbenennung des Unterpunkts wird ab der siebenundfünf-
zigsten Tagung wirksam. 
20 Siehe auch Beschluss 56/475. 
21 A/56/795. 
22 A/56/L.77. 

Präsidenten, dass auf der am Dienstag, dem 18. Juni 2002 
nachmittags anberaumten abschließenden Plenarsitzung der 
Tagung der Generalversammlung über Informations- und 
Kommunikationstechnologien im Dienste der Entwicklung 
die beiden informellen Podiumsdiskussionen von ihren 
jeweiligen Vorsitzenden zusammengefasst werden. 

56/473. Plenarsitzungen, die den Ergebnissen des In-
ternationalen Jahres der Freiwilligen und ih-
rer Weiterverfolgung gewidmet sind 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002 be-
schloss die Generalversammlung, den Ergebnissen des In-
ternationalen Jahres der Freiwilligen und ihrer Weiter-
verfolgung zwei Plenarsitzungen zu widmen, und zwar am 
Dienstag, dem 26. November 2002 und nicht am 5. De-
zember 2002, wie sie ursprünglich in ihrer Resolution 
56/38 vom 5. Dezember 2001 beschlossen hatte16. 

56/474. Teilnahme von Menschen mit Behinderungen 
an dem Ad-hoc-Ausschuss über ein umfas-
sendes und integratives Internationales Über-
einkommen über den Schutz und die Förde-
rung der Rechte und der Würde von Men-
schen mit Behinderungen 

 Auf ihrer 109. Plenarsitzung am 23. Juli 2002 er-
suchte die Generalversammlung den Generalsekretär, nach 
Bedarf und im Rahmen der vorhandenen Mittel angemes-
sene Anstrengungen zu unternehmen, um die Teilnahme 
von Menschen mit Behinderungen an den Tagungen und 
Beratungen des Ad-hoc-Ausschusses über ein umfassendes 
und integratives Internationales Übereinkommen über den 
Schutz und die Förderung der Rechte und der Würde von 
Menschen mit Behinderungen zu erleichtern. Solche An-
strengungen könnten unter anderem Folgendes umfassen: 

 a) die Erleichterung des Betretens der Gebäude der 
Vereinten Nationen für die Begleiter, persönlichen Betreuer 
oder Dolmetscher von Menschen mit Behinderungen; 

 b) die Abhaltung von Sitzungen in denjenigen 
Konferenzsälen der Vereinten Nationen, deren Ausstattung 
die Teilnahme von Menschen mit eingeschränkter Mobili-
tät und anderen körperlichen Behinderungen erleichtert;  

 c) die Einführung der Praxis, dass Dokumente, die 
im Verlauf einer Sitzung oder kurz vorher verteilt werden, 
nicht vor der nächsten geplanten Sitzung erörtert werden, 
so dass Menschen mit Sehbehinderungen ausreichend Zeit 
erhalten, diese Dokumente in ein für sie lesbares Format 
umzuwandeln; 

 d) die Einführung von Maßnahmen, soweit erfor-
derlich und möglich, die Menschen mit Hörbehinderungen 
die Teilnahme an den Beratungen des Ad-hoc-Ausschusses 
ermöglichen23. 

_______________ 

23 A/56/L.83. 
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56/475. Übernahme des Beobachterstatus in der Ge-
neralversammlung durch die Afrikanische 
Union als Nachfolgeorganisation 

 Auf ihrer 110. Plenarsitzung am 15. August 2002 be-
schloss die Generalversammlung nach Behandlung der 
Mitteilung des Generalsekretärs18, dass die Afrikanische 
Union die Rechte und Verantwortlichkeiten der Organisa-
tion der afrikanischen Einheit übernehmen wird, die im 
Einklang mit Resolution 2011 (XX) der Generalversamm-
lung und dem Abkommen über die Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und der Organisation der  
afrikanischen Einheit als Beobachter eingeladen worden 
war24. 

56/476. Bewaffnete Aggression gegen die Demokrati-
sche Republik Kongo 

 Auf ihrer 110. Plenarsitzung am 15. August 2002 be-
schloss die Generalversammlung auf Antrag der Demokra-
tischen Republik Kongo25, die Behandlung des Punktes 
"Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische Repu-
blik Kongo" zurückzustellen und ihn in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzuneh-
men. 

56/477. Frage der ausgewogenen Vertretung und der 
Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Si-
cherheitsrat und damit zusammenhängende 
Fragen 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002, 
unter Hinweis auf ihre früheren einschlägigen Resolutionen 
und Beschlüsse und nach Behandlung des Berichts der ge-
mäß ihrer Resolution 48/26 vom 3. Dezember 1993 ge-
schaffenen Allen Mitgliedstaaten offen stehenden Arbeits-
gruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung und der 
Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu 
anderen mit dem Sicherheitsrat zusammenhängenden Fra-
gen26 sowie eingedenk der am 8. September 2000 von den 
Staats- und Regierungschefs verabschiedeten Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen27, in der sie unter ande-
rem beschlossen, sich verstärkt darum zu bemühen, eine 
umfassende Reform des Sicherheitsrats in allen Aspekten 
herbeizuführen, 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von 
dem Bericht der Arbeitsgruppe über ihre Tätigkeit während 
der sechsundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung; 

 b) begrüßte die Generalversammlung die bislang 
erzielten Fortschritte bei der Behandlung der Fragen im 

_______________ 

24 Siehe auch Beschluss 56/402. 
25 A/56/1020. 
26 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 47 (A/56/47). 
27 Siehe Resolution 55/2. 

Zusammenhang mit den Arbeitsmethoden des Sicherheits-
rats, da hinsichtlich einer großen Anzahl von Fragen eine 
vorläufige Übereinstimmung verzeichnet werden konnte, 
forderte die Arbeitsgruppe jedoch angesichts der weiter be-
stehenden erheblichen Meinungsverschiedenheiten bezüg-
lich anderer Fragen nachdrücklich auf, sich während der 
siebenundfünfzigsten Tagung weiter darum zu bemühen, 
Fortschritte bei der Behandlung aller Aspekte der Frage der 
ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der 
Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Si-
cherheitsrat zusammenhängenden Fragen zu erzielen; 

 c) beschloss die Generalversammlung, die Frage 
der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl 
der Mitglieder im Sicherheitsrat und andere mit dem Si-
cherheitsrat zusammenhängende Fragen während ihrer sie-
benundfünfzigsten Tagung zu behandeln, und beschloss 
ferner, dass die Arbeitsgruppe ihre Tätigkeit unter Berück-
sichtigung der von der achtundvierzigsten bis sechsund-
fünfzigsten Tagung erzielten Fortschritte sowie der auf der 
siebenundfünfzigsten Tagung der Versammlung geäußerten 
Auffassungen fortsetzen und der Versammlung vor Ende 
der siebenundfünfzigsten Tagung einen Bericht samt et-
waigen einvernehmlichen Empfehlungen vorlegen soll. 

56/478. Frieden, Sicherheit und Wiedervereinigung 
auf der koreanischen Halbinsel 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Frieden, 
Sicherheit und Wiedervereinigung auf der koreanischen 
Halbinsel" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen28. 

56/479. Stärkung des Systems der Vereinten Nationen 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Stärkung 
des Systems der Vereinten Nationen" in den Entwurf der 
Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzu-
nehmen. 

56/480. Neubelebung der Tätigkeit der Generalver-
sammlung 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Neubele-
bung der Tätigkeit der Generalversammlung" in den Ent-
wurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

56/481. Zypernfrage 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Zypernfra-
ge" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung aufzunehmen. 

_______________ 

28 A/56/1029. 



V.  Beschlüsse 
 

 
105 

56/482. Verbesserung der Finanzlage der Vereinten 
Nationen 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Verbesse-
rung der Finanzlage der Vereinten Nationen" in den Ent-
wurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
aufzunehmen. 

56/483. Finanzierung der Mission der Vereinten Na-
tionen in Osttimor 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Mission der Vereinten Nationen in Osttimor" in 
den Entwurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünfzigsten 
Tagung aufzunehmen. 

56/484. Finanzierung der Beobachtermission der 
Vereinten Nationen in Tadschikistan 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Tad-
schikistan" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer sieben-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

56/485. Finanzierung und Liquidation der Über-
gangsbehörde der Vereinten Nationen in 
Kambodscha 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung und Liquidation der Übergangsbehörde der Vereinten 
Nationen in Kambodscha" in den Entwurf der Tagesord-
nung ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

56/486. Finanzierung der Operation der Vereinten 
Nationen in Mosambik 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Operation der Vereinten Nationen in Mosambik" 
in den Entwurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen. 

56/487. Finanzierung der Beobachtermission der Ver-
einten Nationen in Liberia 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Li-
beria" in den Entwurf der Tagesordnung ihrer siebenund-
fünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

56/488. Finanzierung der Hilfsmission der Vereinten 
Nationen für Ruanda 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda" 
in den Entwurf der Tagesordnung ihrer siebenundfünfzig-
sten Tagung aufzunehmen. 

56/489. Finanzierung der Mission der Vereinten Na-
tionen in der Zentralafrikanischen Republik 

 Auf ihrer 111. Plenarsitzung am 6. September 2002 
beschloss die Generalversammlung, den Punkt "Finanzie-
rung der Mission der Vereinten Nationen in der Zentral-
afrikanischen Republik" in den Entwurf der Tagesordnung 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 
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2.  Beschlüsse auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses 

56/466. Bericht des Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskriminierung 

 Auf ihrer 97. Plenarsitzung am 27. März 2002 nahm die Generalversammlung auf 
Empfehlung des Dritten Ausschusses29 Kenntnis von dem Bericht des Ausschusses für die 
Beseitigung der Rassendiskriminierung über seine achtundfünfzigste und neunundfünfzig-
ste Tagung30. 

_______________ 

29 A/56/581, Ziffer 29. 
30 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 18 und Korrigendum 
(A/56/18 und Corr.1). 
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3.  Beschlüsse auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses 

 
56/458. Zu bestimmten Punkten ergriffene Maßnah-

men 

B31 

 Auf ihrer 97. Plenarsitzung am 27. März 2002, auf 
Empfehlung des Fünften Ausschusses32, 

 a) beschloss die Generalversammlung, die Behand-
lung der folgenden Tagesordnungspunkte und der damit 
zusammenhängenden Fragen bis zum zweiten Teil ihrer 
wiederaufgenommenen sechsundfünfzigsten Tagung zu-
rückzustellen: 

Punkte 121 und 126 
Überprüfung der administrativen und finanziellen Effizienz 
der Vereinten Nationen; 
Personalmanagement: 

 Von Regierungen und anderen Stellen zur Verfügung 
gestelltes Gratispersonal33; 

Punkt 122 
Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2000-
2001: 

 Behandlung von Dauertätigkeiten34; 

Punkt 123 
Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2002-
2003: 

 Beschäftigungsbedingungen für die Richter des Inter-
nationalen Gerichtshofs, des Internationalen Strafge-
richthofs für Ruanda und des Internationalen Strafge-
richtshofs für das ehemalige Jugoslawien35; 

Punkt 126 
Personalmanagement; 

Punkt 130 
Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes 
für interne Aufsichtsdienste36; 

_______________ 

31 Damit wird der Beschluss 56/458 in Abschnitt B.6 des Offiziellen 
Protokolls der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste Tagung, 
Beilage 49 (A/56/49), Bd. II, zu Beschluss 56/458 A. 
32 A/56/734/Add.1, Ziffer 11. 
33 A/56/839. 
34 A/C.5/52/42; und Offizielles Protokoll der Generalversammlung, 
Dreiundfünfzigste Tagung, Beilage 7 (A/53/7 und Add.1-15), Doku-
ment A/53/7/Add.9. 
35 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechsundfünfzigste 
Tagung, Beilage 7A (A/56/7/Add.1-11), Dokument A/56/7/Add.2 und 
A/C.5/56/14. 
36 A/55/826 und Corr.1; Offizielles Protokoll der Generalversamm-
lung, Sechsundfünfzigste Tagung, Beilage 7 (A/56/7), Ziffer 126; 
A/56/83, A/56/620, A/56/689, A/56/733, A/56/759 und A/56/823.  

Punkt 169 
Rechtspflege bei den Vereinten Nationen37; 

 b) beschloss die Generalversammlung, die Behand-
lung der zu dem Tagesordnungspunkt 126 "Personalmana-
gement" vorgelegten Berichte38 bis zum zweiten Teil ihrer 
wiederaufgenommenen sechsundfünfzigsten Tagung zu-
rückzustellen, so auch die Behandlung des in Abschnitt VII 
Ziffer 10 ihrer Resolution 55/258 erbetenen Berichts des 
Generalsekretärs über eine Überwachungskapazität im Be-
reich Personalmanagement zur Überwachung aller ein-
schlägigen Tätigkeiten des Sekretariats ungeachtet der je-
weiligen Finanzierungsquelle; 

 c) beschloss die Generalversammlung, die Behand-
lung der folgenden zu dem Punkt "Personalmanagement" 
vorgelegten Berichte bis zu ihrer siebenundfünfzigsten Ta-
gung zurückzustellen: 

 Bericht des Generalsekretärs über die Personalstruk-
tur des Sekretariats39; 

 Bericht des Generalsekretärs über die obligatorische 
Ruhestands-Altersgrenze und der entsprechende Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen40; 

 Bericht des Generalsekretärs über die Versetzung von 
Bediensteten des Exekutivbüros des Generalsekre-
tärs41; 

C 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, auf 
Empfehlung des Fünften Ausschusses42,  

 a) beschloss die Generalversammlung, die Behand-
lung der folgenden Tagesordnungspunkte und der damit 
zusammenhängenden Fragen bis zu ihrer siebenundfünf-
zigsten Tagung zurückzustellen: 

Punkte 121 und 126 
Überprüfung der administrativen und finanziellen Effizienz 
der Vereinten Nationen; 
Personalmanagement: 

 Von Regierungen und anderen Stellen zur Verfügung 
gestelltes Gratispersonal33; 

_______________ 

37 A/56/800. 
38 A/55/451; Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechs-
undfünfzigste Tagung, Beilage 7 (A/56/7), Ziffern 130–135; 
A/56/227, A/56/834 und A/C.5/56/3 und A/C.5/56/L.7. 
39 A/56/512 und Corr.1. 
40 A/56/701, A/56/846 und A/C.5/56/CRP.1 und Add.1. 
41 A/56/816. 
42 A/56/734/Add.2, Ziffer 5. 
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 b) beschloss die Generalversammlung, die Behand-
lung der zu den folgenden Tagesordnungspunkten vorge-
legten Berichte bis zu ihrer siebenundfünfzigsten Tagung 
zurückzustellen: 

Punkt 123 
Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2002-
2003: 

 Bericht des Generalsekretärs über konkrete Vorschlä-
ge zur Stärkung der Hauptabteilung Presse und In-
formation, damit sie die Internetseite der Vereinten 
Nationen in allen Amtssprachen unterstützen und 
verbessern kann (Kapitel 26 des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2002-2003); 

 Bericht des Generalsekretärs über Ausgaben, Beihil-
fen und Beiträge (Kapitel 23 des Programmhaushalts-
plans für den Zweijahreszeitraum 2002-2003); 

Punkt 124 
Konferenzplanung: 

 Bericht des Generalsekretärs über die Verbesserung 
und Modernisierung der Konferenzeinrichtungen im 
Büro der Vereinten Nationen in Nairobi; 

 Bericht des Generalsekretärs über den Stand der Re-
krutierung für die Dolmetsch-Sektion im Büro der 
Vereinten Nationen in Nairobi43; 

 Bericht des Generalsekretärs über die gleichzeitige 
Verfügbarkeit der Sitzungsdokumente in den sechs 
Amtssprachen auf der Internetseite der Vereinten Na-
tionen44; 

Punkt 126 
Personalmanagement: 

 Bericht des Generalsekretärs über das Personalver-
zeichnis des Sekretariats der Vereinten Nationen45; 

 Bericht des Generalsekretärs über Änderungen der 
Personalordnung46; 

 Mitteilung des Sekretariats über die Straffung der 
Vorschriften47; 

 Bericht des Generalsekretärs über die Beschäftigung 
von Ruhestandsbediensteten48; 

 Bericht des Generalsekretärs über Berater und 
Einzelauftragnehmer49; 

_______________ 

43 A/56/901. 
44 A/C.5/56/37. 
45 A/C.5/56/L.7. 
46 A/56/227. 
47 A/C.5/56/3. 
48 A/55/451. 
49 A/56/834. 

 Bericht des Generalsekretärs über eine Überwa-
chungskapazität im Bereich Personalmanagement zur 
Überwachung aller einschlägigen Tätigkeiten des Se-
kretariats ungeachtet der jeweiligen Finanzierungs-
quelle; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste zur 
Frage einer möglichen Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit, der Rasse, des Geschlechts, der 
Religion und der Sprache bei der Rekrutierung, Be-
förderung und Stellenbesetzung50; 

Punkt 130 
Bericht des Generalsekretärs über die Tätigkeit des Amtes 
für interne Aufsichtsdienste: 

 Bericht des Generalsekretärs über die Verstärkung der 
internen Aufsichtsmechanismen in den operativen 
Fonds und Programmen (aktualisierte Fassung)51; 

 Bericht des Generalsekretärs über die Verstärkung der 
internen Aufsichtsmechanismen in den operativen 
Fonds und Programmen (aktualisierte Auffassun-
gen)52; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Inspektion der Programmleitung und der Verwal-
tungspraktiken im Büro der Vereinten Nationen für 
Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung53; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Disziplinaruntersuchung betreffend Behauptungen 
über Dienstvergehen und Missmanagement beim 
"Bootprojekt" des Büros der Vereinten Nationen für 
Drogenkontrolle und Verbrechensverhütung54; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Inspektion der Verwaltungs- und Management-
praktiken im Büro der Vereinten Nationen in Nairo-
bi55; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Disziplinaruntersuchung betreffend die behauptete 
Schleusung von Flüchtlingen bei dem Zweigbüro des 
Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars der Verein-
ten Nationen in Nairobi56; 

_______________ 

50 A/56/956. 
51 A/55/826 und Corr.1. 
52 A/56/823. 
53 A/56/83. 
54 A/56/689. 
55 A/56/620. 
56 A/56/733. 
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  Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der vom Amt des Hohen Flüchtlings-
kommissars der Vereinten Nationen unternommenen 
Tätigkeiten zur Einwerbung von Mitteln im Privat-
sektor57; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
aktualisierte Informationen über die Aufsichtstätig-
keiten betreffend das Programm "Öl für Lebensmit-
tel" und die Entschädigungskommission der Verein-
ten Nationen58; 

Punkt 133 
Verwaltungs- und haushaltstechnische Aspekte der Finan-
zierung der Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Na-
tionen: 

 Bericht des Generalsekretärs über die Umsetzung der 
Empfehlungen des Sonderausschusses für Friedens-
sicherungseinsätze und der Sachverständigengruppe 
für die Friedensmissionen der Vereinten Nationen59; 

 Bericht des Sonderausschusses für Friedenssiche-
rungseinsätze60; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Politik und Verfahren für die Rekru-
tierung internationaler Zivilbediensteter für Feldmis-
sionen61; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Festsetzung und Verwaltung von Un-
terhaltszulagesätzen für Feldmissionen62; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
aktualisierte Informationen über den Stand der Emp-
fehlungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste be-
treffend die von den Vereinten Nationen durchgeführ-
ten Tätigkeiten zur Liquidation von Missionen63; 

 Mitteilung des Generalsekretärs zur Übermittlung des 
Berichts des Amtes für interne Aufsichtsdienste über 
die Prüfung der Politik und Verfahren für die Rekru-
tierung von Bediensteten für die Hauptabteilung Frie-
denssicherungseinsätze; 

_______________ 

57 A/56/759. 
58 A/56/903. 
59 A/56/732. 
60 A/56/863. 
61 A/56/202. 
62 A/56/648. 
63 A/56/896. 

 Bericht des Generalsekretärs über die Beteiligung von 
Freiwilligen der Vereinten Nationen an Friedenssiche-
rungseinsätzen64; 

 Mitteilung des Generalsekretärs über den Sachstands-
bericht über die Bearbeitung von Ansprüchen aus be-
reitgestellter Ausrüstung und logistischer Selbstver-
sorgung in Friedenssicherungsmissionen65; 

 Bericht des Generalsekretärs über die Reform der 
Verfahren zur Festsetzung der Kostenerstattung für 
kontingenteigene Ausrüstung an die Mitgliedstaa-
ten66; 

 Bericht des Generalsekretärs über die praktischen As-
pekte der Leasingvereinbarungen mit und ohne In-
standhaltungsleistungen sowie der Regelungen für lo-
gistische Selbstversorgung; 

 Bericht des Generalsekretärs über eine Methodik für 
die Erstattung der Kosten von Truppen und über die 
Einhaltung der in dem Handbuch für kontingenteige-
ne Ausrüstung festgelegten Normen; 

 Jährlicher Bericht des Generalsekretärs über den 
Stand aller Ansprüche auf Leistungen bei Tod oder 
Invalidität67. 

Punkt 169 
Rechtspflege bei den Vereinten Nationen: 

 Bericht des Generalsekretärs über die Rechtspflege 
bei den Vereinten Nationen37.  

56/470. Abschreibung kontingenteigener Ausrüstung 
bei liquidierten Missionen 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002 ersuch-
te die Generalversammlung auf Empfehlung des Fünften 
Ausschusses68 den Generalsekretär, sich noch stärker dafür 
einzusetzen, dass die Abschreibungen bei liquidierten Mis-
sionen bis Dezember 2002 endgültig abgewickelt werden, 
und der Versammlung auf ihrer wiederaufgenommenen 
siebenundfünfzigsten Tagung einen abschließenden Bericht 
vorzulegen. 

56/471. Verwaltungs- und haushaltstechnische As-
pekte der Finanzierung der Friedenssiche-
rungseinsätze der Vereinten Nationen 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002 be-
schloss die Generalversammlung auf Empfehlung des 
Fünften Ausschusses68, den Generalsekretär um Vorschläge 

_______________ 

64 A/55/697. 
65 A/C.5/56/44. 
66 A/56/939. 
67 A/C.5/56/41. 
68 A/56/989, Ziffer 19. 
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für Maßnahmen zur stärkeren Straffung der Leitlinien für 
die befristete Abordnung von Bediensteten bei Friedensi-
cherungsmissionen zu ersuchen, und der Versammlung auf 
ihrer siebenundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu er-
statten. 

56/472. Finanzierung der Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola und der Be-
obachtermission der Vereinten Nationen in 
Angola 

 Auf ihrer 105. Plenarsitzung am 27. Juni 2002, auf 
Empfehlung des Fünften Ausschusses69, 

_______________ 

69 A/56/988, Ziffer 6. 

 a) nahm die Generalversammlung Kenntnis von 
dem Bericht des Generalsekretärs über die endgültige Ver-
wendung des Materials der Beobachtermission der Verein-
ten Nationen in Angola70 und dem entsprechenden Bericht 
des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen71; 

 b) billigte die Generalversammlung die Spende von 
Material mit einem Inventarwert von insgesamt 
235.800 US-Dollar und einem Buchwert von 81.700 Dollar 
an verschiedene Organisationen der Vereinten Nationen 
und nichtstaatliche Organisationen, wie in Anhang IV des 
Berichts des Generalsekretärs70 im Einzelnen aufgeführt. 

_______________ 

70 A/56/900. 
71 A/56/948. 
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Anhang I 

Zuweisung der Tagesordnungspunkte 

 Die folgenden Punkte, die dem Zweiten, Dritten und Fünften Ausschuss zugewiesen 
worden waren, wurden während der sechsundfünfzigsten Tagung auch unmittelbar im Ple-
num behandelt1: 

– Ernennungen zur Besetzung freiwerdender Sitze in Nebenorganen und sonstige Er-
nennungen (Punkt 17): 

  b) Ernennung von Mitgliedern des Beitragsausschusses2 

 – Umwelt und nachhaltige Entwicklung (Punkt 98): 

 a) Umsetzung der Agenda 21 und des Programms für die weitere Umsetzung der 
Agenda 213 

– Umsetzung der Habitat-Agenda und Ergebnisse der Sondertagung der Generalver-
sammlung zu diesem Thema (Punkt 102)3 

– Internationale zwischenstaatliche Prüfung auf hoher Ebene der Frage der Entwick-
lungsfinanzierung (Punkt 107)3 

– Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege (Punkt 110)4 

– Menschenrechtsfragen (Punkt 119): 

 b) Menschenrechtsfragen, einschließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährlei-
stung der effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreiheiten4. 

 

_______________ 

1
 Siehe A/56/252/Add.4/Rev.1; siehe auch Beschluss 56/402 B in Abschnitt V.B dieses Bandes. 

2 Auch dem Fünften Ausschuss zugewiesen. 
3 Auch dem Zweiten Ausschuss zugewiesen. 
4 Auch dem Dritten Ausschuss zugewiesen. 
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RESOLUTIONEN 
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54/210 Internationale Konferenz über Entwicklungsfinanzierung      

 Resolution B ...................................................................................... 107 107. 9. Juli 2002 2 

56/214 Finanzierung der Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon  

Resolution B ...................................................................................... 134 b) 105. 27. Juni 2002 41 

56/225 Umfassende Überprüfung aller Teilaspekte des Fragenkomplexes der 
Friedenssicherungseinsätze 

Resolution B ...................................................................................... 89 99. 22. Mai 2002 28 

56/233 Finanzberichte und geprüfte Rechnungsabschlüsse sowie Berichte des 
Rates der Rechnungsprüfer  

Resolution B ...................................................................................... 120 105. 27. Juni 2002 43 

56/240 Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2000-2001 

C. Endgültige Mittelbewilligungen für den Zweijahreshaushalt 

 2000-2001 .....................................................................................

D. Endgültige Einnahmenansätze für den Zweijahreshaushalt 

 2000-2001 .....................................................................................

E. Finanzierung der endgültigen Mittelbewilligungen für den 

 Zweijahreshaushalt 2000-2001 .....................................................

122 

 

122 

 

122 

97. 

 

97. 

 

97. 

27. März 2002 

 

27. März 2002 

 

27. März 2002 

44 

 

47 

 

47 

56/243 Beitragsschlüssel für die Aufteilung der Ausgabenlast der Vereinten 
Nationen  

 Resolution B ..................................................................................... 125 97. 27. März 2002 48 

56/247 Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der 
Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen 
Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht  

 Resolution B ..................................................................................... 131 97. 27. März 2002 48 

56/248 Finanzierung des Internationalen Strafgerichtshofs zur Verfolgung der 
Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße im Ho-
heitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 31. De-
zember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, 
die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbar-
staaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind  

 Resolution B ..................................................................................... 132 97. 27. März 2002 49 

56/250 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Äthiopien und 
Eritrea  

 Resolution B ..................................................................................... 137 105. 27. Juni 2002 50 

56/251 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Sierra Leone 

 Resolution B ..................................................................................... 141 105. 27. Juni 2002 52 

56/252 Finanzierung der Mission der Organisation der Vereinten Nationen in 
der Demokratischen Republik Kongo  

 Resolution B .....................................................................................

 Resolution C .....................................................................................

158 

158 

97. 

105. 

27. März 2002 

27. Juni 2002 

54 

56 
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56/254 Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum 2002-2003  

 Resolution D ..................................................................................... 123 97. 27. März 2002 58 

56/258 Tagung der Generalversammlung über Informations- und Kommuni-
katonstechnologien im Dienste der Entwicklung .................................... 12 93. 31. Januar 2002 2 

56/259 Zeitplan für die Plenarsitzungen und die Runden Tische der Sonder-
tagung der Generalversammlung über Kinder ......................................... 26 93. 31. Januar 2002 3 

56/260 Mandat für die Aushandlung eines internationalen Rechtsinstruments 
gegen die Korruption ............................................................................... 110 93. 31. Januar 2002 4 

56/261 Aktionspläne zur Umsetzung der Wiener Erklärung über Verbrechen 
und Gerechtigkeit: Bewältigung der Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts ................................................................................................... 110 93. 31. Januar 2002 5 

56/262 Mehrsprachigkeit .................................................................................... 32 94. 15. Februar 2002 18 

56/263 Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten: Zerschlagung der Verbin-
dung zwischen dem illegalen Handel mit Rohdiamanten und bewaffne-
ten Konflikten als Beitrag zur Konfliktverhütung und -regelung ............ 37 96. 13. März 2002 19 

56/264 Überprüfung des HIV/Aids-Problems unter allen Aspekten ................... 24 96. 13. März 2002 21 

56/265 Dritte Dekade zur Bekämpfung von Rassismus und Rassendiskrimi-
nierung .................................................................................................... 117 97. 27. März 2002 29 

56/266 Umfassende Durchführung und Weiterverfolgung der Ergebnisse der 
Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz .......................... 117 97. 27. März 2002 30 

56/267 Maßnahmen zur Bekämpfung zeitgenössischer Formen des Rassismus 
und der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz .............................................................. 117 97. 27. März 2002 32 

56/268 Maßnahmen gegen politische Programme und Aktivitäten, die sich auf 
Lehren der Überlegenheit und gewalttätige nationalistische Ideologien 
gründen, denen Rassendiskriminierung oder ethnische Exklusivität so-
wie Fremdenfeindlichkeit, einschließlich Neonazismus, zugrunde liegt . 117 97. 27. März 2002 37 

56/269 Abhaltung der fünften Internationalen Konferenz der neuen oder wie-
derhergestellten Demokratien 2003 in Ulaanbaatar ................................. 35 97. 27. März 2002 21 

56/270 Bau zusätzlicher Bürogebäude bei der Wirtschaftskommission für 
Afrika ...................................................................................................... 122 97. 27. März 2002 59 

56/271 Integriertes Management-Informationssystem ........................................ 122 97. 27. März 2002 59 

56/272 Umfassende Untersuchung zur Frage der an Mitglieder der Organe und 
Nebenorgane der Vereinten Nationen zahlbaren Honorare ...................... 122 97. 27. März 2002 60 

56/273 Anspruchsberechtigung bei Flugreisen ................................................... 122 97. 27. März 2002 60 

56/274 Haushaltsvoranschläge für Angelegenheiten, mit denen der Sicher-
heitsrat befasst ist  

 Resolution A .....................................................................................

 Resolution B .....................................................................................

123 

123 

97. 

105. 

27. März 2002 

27. Juni 2002 

60 

61 

56/275 Verfügbarkeit von Dokumenten in sechs Sprachen auf der Internetseite 
der Vereinten Nationen ............................................................................ 123 97. 27. März 2002 61 

56/276 Überprüfung der Öffentlichkeitsarbeit bei den Vereinten Nationen ........ 123 97. 27. März 2002 62 

56/277 Dokumente und Veröffentlichungen der Wirtschafts- und Sozialkom-
mission für Westasien .............................................................................. 123 97. 27. März 2002 62 

56/278 Anschlussuntersuchung über mögliche Honorarteilungsvereinbarungen 
zwischen Verteidigern und mittellosen Inhaftierten beim Internatio-
nalen Strafgerichtshof für Ruanda und beim Internationalen Strafge-
richtshof für das ehemalige Jugoslawien .................................................130,131 und 132 97. 27. März 2002 62 

56/279 Bericht der Gemeinsamen Inspektionsgruppe über die gemeinsamen 
Dienste des Systems der Vereinten Nationen in Genf ............................. 121 97. 27. März 2002 63 
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56/280 Entwurf der Regeln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegen-
den Rechte und Pflichten der Amtsträger, die nicht Sekretariatsbedien-
stete sind, und der Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Natio-
nen sowie Regeln betreffend die Rechtsstellung und die grundlegenden 
Rechte und Pflichten des Generalsekretärs ............................................. 121 97. 27. März 2002 63 

56/281 Teilnahme an den Plenarsitzungen der Tagung der Generalversamm-
lung über Informations- und Kommunikationstechnologien im Dienste 
der Entwicklung ...................................................................................... 12 98. 1. Mai 2002 22 

56/282 Osttimor-Frage ........................................................................................ 18 98. 1. Mai 2002 22 

56/283 Teilnahme Osttimors am Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung und 
seinem Vorbereitungsprozess .................................................................. 46 und 98 a) 99. 22. Mai 2002 23 

56/284 Zusammenhang zwischen der Behandlung von Dauertätigkeiten im 
Programmhaushaltsplan und der Inanspruchnahme des außerordentli-
chen Reservefonds .................................................................................. 122 105. 27. Juni 2002 64 

56/285 Beschäftigungsbedingungen und Bezüge von Amtsträgern, die nicht 
Sekretariatsbedienstete sind: Mitglieder des Internationalen Gerichts-
hofs, Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für das ehemalige 
Jugoslawien, Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für Ruanda 
und Ad-litem-Richter des Internationalen Strafgerichtshofs für das 
ehemalige Jugoslawien ............................................................................ 123 105. 27. Juni 2002 65 

56/286 Erhöhung der Sicherheit der Räumlichkeiten der Vereinten Nationen .... 123 105. 27. Juni 2002 65 

56/287 Durchführung der Resolution 56/242 der Generalversammlung ............. 123 105. 27. Juni 2002 66 

56/288 Konferenz- und Unterstützungsdienste für den Ausschuss zur Bekämp-
fung des Terrorismus bei der Durchführung der Resolution 1373 
(2001) des Sicherheitsrats ....................................................................... 123 105. 27. Juni 2002 66 

56/289 Finanzierung der Versorgungsbasis der Vereinten Nationen in Brindisi 
(Italien) .................................................................................................... 133 105. 27. Juni 2002 67 

56/290 Fortschritte beim Einsatz des Systems zur Steuerung und Überwa-
chung des eingesetzten Geräts: Ein Modul des Logistiksystems für 
Feldeinsätze ............................................................................................. 133 105. 27. Juni 2002 68 

56/291 Fälle, in denen die Vereinten Nationen auf Grund der Nichteinhaltung 
von Abkommen über die Rechtsstellung der Truppen oder anderen 
Abkommen Rückerstattungsansprüche haben ......................................... 133 105. 27. Juni 2002 68 

56/292 Das Konzept einer strategischen Materialreserve und seine Umsetzung . 133 105. 27. Juni 2002 69 

56/293 Friedenssicherungs-Sonderhaushalt ........................................................ 133 105. 27. Juni 2002 70 

56/294 Finanzierung der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für die 
Truppenentflechtung ............................................................................... 134 a) 105. 27. Juni 2002 72 

56/295 Finanzierung der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Natio-
nen im Kosovo ........................................................................................ 135 105. 27. Juni 2002 74 

56/296 Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen in Ost-
timor und der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in Ost-
timor ........................................................................................................ 136 105. 27. Juni 2002 76 

56/297 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen für Irak 
und Kuwait .............................................................................................. 139 a) 105. 27. Juni 2002 78 

56/298 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen für das Referendum 
in Westsahara .......................................................................................... 142 105. 27. Juni 2002 80 

56/299 Finanzierung der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen ........... 144 105. 27. Juni 2002 82 

56/500 Finanzierung der Schutztruppe der Vereinten Nationen, der Operation 
der Vereinten Nationen zur Wiederherstellung des Vertrauens in 
Kroatien, der Präventiveinsatztruppe der Vereinten Nationen und des 
Hauptquartiers der Friedenstruppen der Vereinten Nationen ................... 146 105. 27. Juni 2002 84 

56/501 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Somalia II .......... 147 105. 27. Juni 2002 85 

56/502 Finanzierung der Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zypern ....... 149 105. 27. Juni 2002 86 
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56/503 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in 
Georgien .................................................................................................. 150 105. 27. Juni 2002 89 

56/504 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Haiti ..................... 151 105. 27. Juni 2002 91 

56/505 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Bosnien und 
Herzegowina ........................................................................................... 154 105. 27. Juni 2002 92 

56/506 Finanzierung der Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für 
Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien sowie der Zivilpolizei-
unterstützungsgruppe .............................................................................. 155 105. 27. Juni 2002 93 

56/507 Finanzierung der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen in 
Haiti, der Übergangsmission der Vereinten Nationen in Haiti und der 
Zivilpolizeimission der Vereinten Nationen in Haiti ............................... 156 105. 27. Juni 2002 94 

56/508 Ad-hoc-Plenarausschuss der Generalversammlung für die abschließen-
de Überprüfung und Bewertung der Durchführung der Neuen Agenda 
der Vereinten Nationen für die Entwicklung Afrikas in den neunziger 
Jahren ...................................................................................................... 22 105. 27. Juni 2002 23 

56/509 Änderung der Regeln 30, 31 und 99 der Geschäftsordnung der Gene-
ralversammlung ....................................................................................... 60 106. 8. Juli 2002 24 

56/510 Akkreditierung und Teilnahme nichtstaatlicher Organisationen an dem 
Ad-hoc-Ausschuss über ein umfassendes und integratives Internatio-
nales Übereinkommen über den Schutz und die Förderung der Rechte 
und der Würde von Menschen mit Behinderungen ................................. 8 und 119 b 109. 23. Juli 2002 24 

56/511 Organisation der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher 
Ebene zur Prüfung der Form der Unterstützung der Neuen Partner-
schaft für die Entwicklung Afrikas .......................................................... 22 110. 15. August 2002 25 

56/512 Verhütung bewaffneter Konflikte ............................................................ 10 112. 9. September 2002 26 

      

Beschlüsse 
      

Nummer Titel Punkt 
Plenar- 
sitzung Datum Seite 

56/314 Ernennung von Mitgliedern des Beitragsausschusses      

  Beschluss B ...................................................................................... 17 b) 99. 22 . Mai 2002 99 

  Beschluss C ...................................................................................... 17 b) 100. 6. Juni 2002 99 

56/319 Ernennung von Mitgliedern der Gemeinsamen Inspektionsgruppe ......... 17 g) 98. 1. Mai 2002 99 

56/320 Wahl des Präsidenten der siebenundfünfzigsten Tagung der General-
versammlung ........................................................................................... 4 106. 8. Juli 2002 100 

56/321 Wahl der Vorsitzenden der Hauptausschüsse der siebenundfünfzigsten 
Tagung der Generalversammlung ............................................................ 5 108. 17. Juli 2002 100 

56/322 Wahl der Vizepräsidenten der siebenundfünfzigsten Tagung der Gene-
ralversammlung ....................................................................................... 6 108. 17. Juli 2002 100 

56/323 Billigung der Erennung des Hohen Kommissars der Vereinten Na-
tionen für Menschenrechte ...................................................................... 17 i) 109. 23. Juli 2002 101 

56/324 Wahl der Exekutivdirektorin des Programms der Vereinten Nationen 
für menschliche Siedlungen .................................................................... 102 109. 23. Juli 2002 101 

56/400 Organisation der sechsundfünfzigsten Tagung     

 

 Beschluss B ...................................................................................... 8 

101.  

106. 

17. Juni 2002 

8. Juli 2002 102 



Anhang II - Verzeichnis der Resolutionen und Beschlüsse 
 

117 

Nummer Titel Punkt 
Plenar-
sitzung Datum Seite 

56/402 Annahme der Tagesordnung und Zuweisung der Tagesordnungspunkte      

  Beschluss B ...................................................................................... 8 

 

 

 

 

 

 

 

93. 

95. 

97. 

99. 

100. 

105. 

109. 

110. 

31. Januar 2002 

11 . März 2002 

27. März 2002 

22. Mai 2002 

6. Juni 2002 

27. Juni 2002 

23. Juli 2002 

15. August 2002 

102 

 

 

 

 

 

 

 

56/458 Zu bestimmten Punkten ergriffene Maßnahmen     

  Beschluss B ...................................................................................... 121 97. 27. März 2002 107 

  Beschluss C ...................................................................................... 121 105. 27. Juni 2002 107 

56/465 Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und 
des olympischen Ideals ........................................................................... 23 93. 31. Januar 2002 103 

56/466 Bericht des Ausschusses für die Beseitigung der Rassendiskriminie-
rung ......................................................................................................... 117 97. 27. März 2002 106 

56/467 Sondertagung der Generalversammlung über Kinder: Ersetzung eines 
der beiden Kovorsitzenden des Runden Tisches 3 .................................. 26 98. 1. Mai 2002 103 

56/468 Generaldebatte auf der siebenundfünfzigsten ordentlichen Tagung der 
Generalversammlung .............................................................................. 8 und 9 98. 1. Mai 2002 103 

56/469 Tagung der Generalversammlung über Informations- und Kommunika-
tionstechnologien im Dienste der Entwicklung: Zusammenfassung der 
informellen Podiumsdiskussionen ........................................................... 12 101. 17. Juni 2002 103 

56/470 Abschreibung kontingenteigener Ausrüstung bei liquidierten Missio-
nen ........................................................................................................... 133 105. 27. Juni 2002 109 

56/471 Verwaltungs- und haushaltstechnische Aspekte der Finanzierung der 
Friedenssicherungseinsätze der Vereinten Nationen ............................... 133 105. 27. Juni 2002 109 

56/472 Finanzierung der Verifikationsmission der Vereinten Nationen für An-
gola und der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Angola ....... 138 105. 27. Juni 2002 110 

56/473 Plenarsitzungen, die den Ergebnissen des Internationalen Jahres der 
Freiwilligen und ihrer Weiterverfolgung gewidmet sind ......................... 108 105. 27. Juni 2002 103 

56/474 Teilnahme von Menschen mit Behinderungen an dem Ad-hoc-Aus-
schuss über ein umfassendes und integratives Internationales Überein-
kommen über den Schutz und die Förderung der Rechte und der Wür-
de von Menschen mit Behinderungen ..................................................... 119 b) 109. 23. Juli 2002 103 

56/475 Übernahme des Beobachterstatus in der Generalversammlung durch 
die Afrikanische Union als Nachfolgeorganisation .................................. 21 j) 110. 15. August 2002 104 

56/476 Bewaffnete Aggression gegen die Demokratische Republik Kongo ....... 63 110. 15. August 2002 104 

56/477 Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der 
Mitglieder im Sicherheitsrat und damit zusammenhängende Fragen ...... 49 111. 6. September 2002 104 

56/478 Frieden, Sicherheit und Wiedervereinigung auf der koreanischen 
Halbinsel ................................................................................................. 175 111. 6. September 2002 104 

56/479 Stärkung des Systems der Vereinten Nationen ........................................ 59 111. 6. September 2002 104 

56/480 Neubelebung der Tätigkeit der Generalversammlung ............................. 60 111. 6. September 2002 104 

56/481 Zypernfrage ............................................................................................. 62 111. 6. September 2002 104 

56/482 Verbesserung der Finanzlage der Vereinten Nationen ............................. 129 111. 6. September 2002 105 

56/483 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in Osttimor ............... 140 111. 6. September 2002 105 

56/484 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Tad-
schikistan ................................................................................................. 143 111. 6. September 2002 105 

56/485 Finanzierung und Liquidation der Übergangsbehörde der Vereinten 
Nationen in Kambodscha ........................................................................ 145 111. 6. September 2002 105 
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56/486 Finanzierung der Operation der Vereinten Nationen in Mosambik ......... 148 111. 6. September 2002 105 

56/487 Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia . 152 111. 6. September 2002 105 

56/488 Finanzierung der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Ruanda ........ 153 111. 6. September 2002 105 

56/489 Finanzierung der Mission der Vereinten Nationen in der Zentralafri-
kanischen Republik ................................................................................. 157 111. 6. September 2002 105 
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